
A m 4. Juli 2022, in ihrer bereits zehnten 
Streikwoche, wandten sich Streikende 

aus den sechs Unikliniken in NRW an die 
Öffentlichkeit. In der mit mehr als 500 
Menschen vollbesetzten Agneskirche in 
Köln-Nippes stellten sie ihr »Schwarzbuch« 
vor. Darin dokumentieren sie die ungeheu-
ren körperlichen und psychischen Belastun-
gen für die Beschäftigten, aber auch Ereig-
nisse, bei denen Patient:innen durch den 
Personalmangel zu Schaden gekommen sind. 
Sie machen damit klar, dass es in dieser Aus-
einandersetzung um einen Entlastungstarif-
vertrag nicht nur um die Belange der Be-
schäftigten, sondern auch um die Gesund- 
heit und das Leben der Patient:innen geht.

Angesichts der Unnachgiebigkeit der 
Unikliniken, die bisher in dieser Tarifausein-
andersetzung noch kein nennenswertes An-
gebot vorgelegt haben, haben sich die Strei-
kenden entschlossen, das Schweigen über  
die Missstände zu brechen. Sie wollen diese 
Zustände nicht weiter verantworten. Das 
Schwarzbuch enthält Hunderte Berichte aus 
den sechs Unikliniken in NRW. Zwölf dieser 
Berichte aus verschiedenen Bereichen und 
Berufsgruppen trugen Streikende und Un
terstützer:innen vor ‒ Berichte, die deutlich 
machen, wie der Personalmangel und das 
Profitstreben im Krankenhaus tagtäglich zu 
unerträglichen Situationen und zu Schädi-
gungen von Patient:innen führen, bis hin zu 
Todesfällen. Mit diesen schockierenden Be-
richten haben sie nach mehr als neun Wo-
chen Streik endlich eine größere mediale Öf-
fentlichkeit erreicht. Über die Veranstaltung 
wurde in der Tagesschau und in zahlreichen 
anderen Medien berichtet.

Eine Auszubildende berichtet von völliger 
Überforderung, weil die Examinierten keine 
Zeit für ihre Einweisung und Einarbeitung 
haben, und von sexuellen Belästigungen, ge-
gen die trotz Beschwerden nichts unternom-
men wurde. Sie musste am nächsten Tag 
wieder alleine die übergriffigen Patienten 
versorgen. Viele Berichte zeigen die extremen 
psychischen Belastungen durch das Miterle-
ben von Leiden und Tod. Für Trost oder Ge-
spräche mit Kolleg:innen, um damit besser 
fertig zu werden, ist keine Zeit. Eine Auszu-
bildende musste einem Patienten auf der Co-
vid-Station durch das Fenster beim Sterben 
zusehen: »Ich konnte nicht ins Zimmer ge-
hen, und einer sterbenden Person Gesell-
schaft zu leisten. Nicht wegen Covid, son-
dern weil wir unterbesetzt waren. Ich musste 
draußen bleiben, da alle examinierten Pflege-
kräfte gerade in den Zimmern waren oder 
andere wichtige Aufgaben zu erledigen hat-
ten. Und so stand ich vor dem Monitor und 
habe beobachtet, wie der Herzschlag des 
Sterbenden immer langsamer wurde und die 
Sauerstoffsättigung immer weiter sank. Ich 
habe dem Patienten also von draußen beim 

Sterben zugeguckt – weil einfach zu wenig 
Personal da war, um ihn in seinen letzten Le-
bensminuten zu begleiten.«

Im schlimmsten Fall hat die Unterbeset-
zung selbst tödliche Folgen. Im Bericht »To-
desursache Aspiration« geht es um einen de-
menten Mann, der gestorben ist, weil nie- 
mand Zeit hatte, nach ihm zu sehen: »Herr 
Klein hatte aspiriert, das heißt er hat sich 
verschluckt, denn er hatte mit der Fernbedie-
nung des Bettes gespielt und das Kopfteil 
ganz flach heruntergefahren. Bis jetzt mache 
ich mir Vorwürfe, dass ich nicht vorher im 
Zimmer geguckt habe. Hätte ich vorher ins 
Zimmer geguckt, hätte ich den Patienten 
vielleicht daran hindern können, mit der 
Fernbedienung des Bettes zu spielen und 
hätte so ein Leben gerettet.«

Die Streikenden fordern Entlastung nicht 
nur für die Pfleger:innen, sondern für alle Be-
rufsgruppen. In »Erstickt im Wartezimmer« 
berichtet ein Kollege aus dem Patienten
transport, wie sie aufgrund des Personalman-
gels immer wieder priorisieren müssen, ob sie 
z.B. erst die Patientin oder die Laborprobe 
wegbringen. Immer wieder müssen Patient:in
nen deshalb warten – in diesem Fall mit tödli-
chem Ausgang: »Meine Kollegin hatte einen 
sauerstoffpflichtigen Patienten zur Radiologie 
gebracht. Die Röntgenabteilung war, genau 
wie wir, schlecht besetzt. Nach seiner Unter-
suchung musste der Patient drei Stunden auf 
seine Abholung warten. Er verstarb unbe-
merkt aufgrund von Sauerstoffmangel, weil 
kein Personal da war, welches bemerkt hätte, 
dass seine Sauerstoffflasche leergelaufen war.«

Die zwei folgenden Beispiele machen den 
Hintergrund der Misere deutlich: die Profit-

orientierung des Gesundheitssystems. Beson-
ders krass ist der Fall eines schwerkranken 
Kindes, das aus Kostengründen – um keine 
nicht so dringenden Operationen verschie-
ben zu müssen – erst gegen Abend behandelt 
wurde, als nicht mehr genügend Personal da 
war:

»Im Kinderherzkatheter steht seit über  
einem Tag ein schwerkrankes Kind von der 
Intensivstation auf dem Plan. Das Kind ist 
bewusst an letzter Stelle, also in den Abend-
bereich geplant. Davor stehen drei elektive 
Herzkatheteruntersuchungen. Wieso die 
dringlichen Fälle zuletzt geplant werden? 
Ganz einfach, da diese ja auf jeden Fall lau-
fen müssen, werden zuerst die elektiven Fälle 
gemacht, damit davon bloß keiner verscho-
ben oder abgesagt werden muss, damit die 
Zahlen stimmen. ALLEN Beteiligten, für die 
Organisation Verantwortlichen ist bewusst, 
dass am Nachmittag und Abend nur eine 
knappe Notbesetzung, sowohl pflegerischer 
als auch ärztlicherseits, da ist. Trotzdem 
wurde dieses Kind um 17.30 Uhr entgegen 
allen Bedenken eingeleitet. Als ich an-
komme, frage ich: ›Und was mache ich, 
wenn der Spätdienst um 20.00 Uhr geht? 
Dann stehe ich hier allein da, obwohl das 
Kind zwei Leute mindestens braucht.‹ Dar-
aufhin wird mir gesagt, bis 20.00 Uhr sei 
man fertig. Der Spätdienst geht um 20.00 
Uhr, um 20.45 Uhr fangen wir an zu reani-
mieren, mein Anästhesist und ich sind allein. 
Uns fehlen mindestens vier Hände, um opti-
mal zu reanimieren, das Kind stirbt fast. Das 
Kind hat überlebt, ich habe um 1.00 Uhr 
nachts, als ich fertig war mit Aufräumen, ge-
weint. Wäre der Eingriff bei dem Kind im 
Tagbetrieb durchgeführt worden, hätten wir 
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genug Fachpersonal gehabt und das Kind 
wäre besser versorgt gewesen. Es zählen nur 
die Zahlen, auf mein Drängen, dass wir 
schwerstkranke Kinder nicht als Letztes ma-
chen und dieser Fall aufgearbeitet wird, ist 
außer kurzen Gesprächen NICHTS passiert. 
Ein paar Wochen später ist genau das Glei-
che wieder passiert. Unterbesetzung wird 
ignoriert. Egal ob Kind oder Erwachsene, 
Hauptsache, das Geld stimmt.«

Auch die Kolleg:innen im Case-Manage-
ment, die die Bettenplanung machen, sind 
mit der Profitorientierung konfrontiert, 
wenn es zu wenige freie Plätze gibt:

»Nun entscheidet der zuständige Arzt/
Ärztin, welcher Patient aufgenommen wer-
den soll. Nehmen wir den gesetzlich versi-
cherten Patienten mit dem Verdacht auf eine 
schwere Erkrankung auf oder nehmen wir 
den privat versicherten Patienten auf, der alle 
drei Monate zur Verlaufkontrolle für ein 
MRT kommt? So wie befürchtet, der privat 
versicherte Patient soll aufgenommen werden 
und hier unser täglich Brot – es zählt nicht 
der Mensch mit seiner Erkrankung, es zählt, 
wie viel Geld wir an den Patienten verdie-
nen. Und nun folgt der Anruf – indem ich 
den nicht privat versicherten Patienten anlü-
gen muss und sagen muss, heute haben wir 
kein freies Bett, zu viele Notfälle.«

Kolleg:innen aus der Essensausgabe schla-
gen Alarm wegen medizinischer Notfälle, um 
die sich sonst niemand gekümmert hätte; ein 
Kollege aus der CT-Abteilung ist alleine mit 
dem epileptischen Anfall eines Patienten, 
dem er körperlich kaum gewachsen ist; ein 
Kollege muss alleine Nachtschicht in der 
Notaufnahme machen, in die mehrere 
Schwerverletzte eingeliefert werden: »In fast 
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Bebildert haben wir den vorliegenden express mit Aus
zügen aus dem Comic-Sammelband »Movements and 
Moments – Indigene Feminismen«, herausgegeben von 
Sonja Eismannn, Maja und Ingo Schöningh, erschienen  
im Jaja Verlag. Der Sammelband beinhaltet insgesamt 
zehn verschiedene Comics, deren Zeichner:innen und 
Autor:innen ausschließlich aus dem Globalen Süden stam-
men. Obwohl der Feminismus in den letzten Jahren wieder 
deutlich wahrnehmbarer geworden ist, stehen doch meis-
tens westliche und weiße Erzählungen im Vordergrund. 
»Movements and Moments« stellt im Gegensatz dazu die 
Geschichten und Erfahrungen von Black, Indigenous and 
People of Colour-Aktivist:innen in den Mittelpunkt. In die-
ser Ausgabe seht Ihr Auszüge aus »Die anarchistischen 
Cholas« von Vanessa Peñuela und Cesar Vargas, »Zeiten 
ändern sich« von Chandri Narayan und Sadhna Prasad 
und »Sangsans Geschichte« von Wipaphan Wongsawang, 
Supitcha Senarak und Matcha Phorn-In. Wir wollen euch 
aber auch alle anderen Geschichten aus dem Sammelband 
ans Herz legen.

Wir danken Verlag, Herausgeber:innen, Autor:innen, 
Zeichner:innen sowie Filip Kolek, unserem Inspirator und 
stets zuverlässigen Vermittler in Sachen Grafic Novel!

jedem meiner Nachtdienste alleine in der 
Chirurgischen Notaufnahme habe ich 
Angst, dass etwas Schlimmes passiert, dass 
einer meiner Patienten oder ich ernsthaft zu 
Schaden kommen, oder gar jemand stirbt.« 

Die Berichte lösten bei Besucher:innen der 
Veranstaltung große Betroffenheit aus. Vor 
der Kirche wurde danach noch länger in 
Gruppen diskutiert. Für die Streikenden 
gab es immer wieder riesigen Applaus. 
Anuschka und Lisa bekräftigten zum Ende 
noch einmal, dass sie sich als Teil einer Be-
wegung für menschenwürdige Bedingungen 
im Krankenhaus sehen. Damit sich endlich 
etwas ändert, müsse es konkret festgelegte 
Verhältniszahlen von Pfleger:innen zu 
Patient:innen geben, und einen Hebel oder 
Mechanismus, der dafür sorgt, dass die 
Arbeitgeber:innen diese Regelungen auch 
einhalten. Ein schichtgenauer Belastungs-

ausgleich könne ein solcher Hebel sein. Das 
Kalkül der Arbeitgeber:innen, sie auszuzeh-
ren und zu spalten, würde nicht aufgehen.

Am Ende stehen Kevin und Sophie – von 
den Unikliniken Köln und Münster – noch 
für Fragen zur Verfügung und erklären, wa-
rum bei dieser Veranstaltung keine ver.di-
Fahnen zu sehen waren und wie sie das 
selbst organisiert haben: »Durch den Streik 
haben wir uns natürlich viel mehr vernetzt, 
häuserübergreifend. Dadurch ist ein Netz-
werk entstanden, ganz unabhängig von ver.
di. ver.di hat das Netzwerk zwar unterstützt, 
aber diese Veranstaltung heute haben 
Kolleg:innen geplant. Wir konnten sie über 
dieses Netzwerk verbreiten und zur Teil-
nahme aufrufen. Beschäftigte aus allen Be-
reichen fanden diese Aktion wirklich gut, 
und es war auch notwendig, sie jetzt so 
durchzuführen. Wir haben uns deshalb 
selbst organisiert und gesagt: Das machen 
wir jetzt. ver.di konnte das nicht unterstüt-
zen. Wir haben das ohne  

ver.di organisiert und sie auch nicht darüber 
informiert. ver.di hätte diese Veranstaltung 
nicht selbst geplant. Ich gehe aber davon 
aus, dass uns ver.di weiterhin unterstützen 
wird, dadurch entsteht keine Spaltung.« 

Das komplette Schwarzbuch wurde den 
Klinikvorständen, dem Ministerpräsidenten, 
dem Gesundheitsminister und den Frak
tionsvorsitzenden des Landtags NRWs 
übergeben. Die Uniklinik Köln machte es 
sich schon mal einfach: Sie könne die ano-
nymen Berichte nicht zuordnen und von 
daher inhaltlich auch nichts dazu sagen.

Die vorgetragenen Berichte aus dem Schwarz-
buch können hier nachgelesen werden: https://
schwarzbuch-krankenhaus.net/kampagnen/ 
notruf-nrw

*  Alix Arnold lebt als Rentnerin in Köln und war in 
verschiedenen Branchen tätig, zuletzt als Zustellerin bei 
der Post.

I m April dieses Jahres hat der DGB einen 
Entwurf für die Reform des Betriebsver-

fassungsgesetzes vorgelegt.1 Mitgewirkt ha-
ben bekannte Arbeitsrechtler:innen und 
Vertreter:innen des DGB, u.a. Wolfgang 
Däubler, Thomas Klebe, Johanna Wencke-
bach und Micha Klapp. Das Ergebnis ist ein 
umfassendes Änderungskonzept zu allen Re-
gelungen des gegenwärtigen Betriebsverfas-
sungsgesetzes (BetrVG).

Eine Reihe von Änderungsvorschlägen ist 
eher kleinerer Natur; meist handelt es sich 
um Klarstellungen auf Basis aktueller Recht-
sprechung. Andere füllen erkennbare Lücken 
im bestehenden Gesetz, verbessern die Ar-
beitsfähigkeit des Betriebsrates und den 
Schutz gegenüber dem Arbeitgeber. Darüber 
hinaus enthält das Konzept sehr weitgehende 
und politisch mutige Forderungen, die eine 
ganz andere Form betrieblicher Mitbestim-
mung am Horizont erscheinen lassen.

Man erinnert sich beim Lesen an den 
letzten großen Entwurf des DGB zur Re-

form des Betriebsverfassungsgesetzes von 
1998.2 Auch dieser war politisch weitrei-
chend, hatte am Ende aber keinerlei Ein-
fluss auf die BetrVG-Reform von 2001. Das 
lag vermutlich auch daran, dass nur ein Teil 
des DGB wirklich hinter dem eigenen Kon-
zept stand.3

Dieses Schicksal könnte auch den jetzigen 
Entwurf ereilen. Aber selbst wenn: Aktive 
Gremien sollten sich mit diesen Forderun-
gen beschäftigen. Auch wenn sie aktuell 
keine Rechtslage bilden und so schnell wohl 
auch nicht werden, lohnt sich die Auseinan-
dersetzung mit der Frage: Welche Vorstel-
lung von Betriebsratsarbeit steckt dahinter – 
und wird sie von den aktiven Gremien 
geteilt?

	D GB-Entwurfs – massive Auswei-
tung der Mitbestimmungsrechte

Der DGB-Entwurf sieht eine ganz erhebli-

che Ausweitung der Mitbestimmungsrechte 
des Betriebsrates vor. So soll zum Beispiel 
die Mitbestimmung beim Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz nicht mehr an bestehende 
Rahmenvorschriften gebunden sein (§ 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG). Damit wäre der Be-
triebsrat frei darin, Maßnahmen des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes zu initiie-
ren, die bestehende Vorschriften 
überschreiten – sowohl inhaltlich als auch 
das Schutzniveau betreffend. Ganz aktuell 
wären Betriebsräte trotz des Wegfalls der 
SARS-Cov-2-Arbeitsschutzverordnung in 
der Lage, effektive Maßnahmen der betrieb-
lichen Infektionsprophylaxe zu fordern und 
umzusetzen. Auch das große Thema der 
Personalbemessung könnte durch diese Än-
derung endlich effektiv mitbestimmt wer-
den.

Der Betriebsrat wäre übrigens gar nicht 
mehr darauf angewiesen, bei der Personalbe-
messung den »Umweg« über den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz zu nehmen. Der 

Bewegung mit Recht, Folge 21

Betriebliche Mitbestimmung 
ganz neu gedacht
Ein Gesetzentwurf und seine potenzielle Kraft – von René Kluge*

Personalmangel tötet
Fortsetzung von S. 1
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Geneigte Leserinnen und Leser,

die Hitze, die uns seit Jahren bei der Her­
stellung der Sommer-Nummer des express 
begleitet, verleitet uns in der Regel dazu, die 
entsprechende Ausgabe vor allem dem Thema 
Klima zu widmen…

Diesmal ist das nicht so – abgesehen von der 
Besprechung des neuen labournet.tv-Films »Der 
laute Frühling« (S. 20). Dass es aber doch 
immer wieder eine Rolle spielt – etwa bei der 
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes (S. 2) 
oder in den Diskussionen auf dem Parteitag der 
Linken (S. 11) – zeugt davon, dass das Thema 
in den Alltag und die Arbeitsverhältnisse einsi­
ckert. Wo es, und da sind wir ganz bei labour­
net.tv, auch hingehört. 

Wenn wir uns in der aktuellen Ausgabe vor 
allem dem Thema der Wirtschaftskrise zuwen­
den, so könnte man meinen, wir würden dies 
wie momentan die Mehrheit der bundesdeut­
schen Bevölkerung für das drängendste Prob­
lem halten. Doch obwohl uns diese Krise – 
Stichwort Papier- und Druckkosten – finanziell 
auch als Projekt trifft, wollen wir daraus kein 
neues Verhältnis von Haupt- und Nebenwider­
sprüchen aufmachen, sondern den Verbindun­
gen nachgehen, die sich zwischen ›Erde und 
Arbeiter‹ auftun – den berühmten »Springquel­
len alles Reichtums«. Dass das Lohnverhältnis 
und die Geldform nur relativ oberflächliche, 
aber durchaus einflussreiche Formen darstel­
len, in denen Ausbeutung gefasst oder eben 
auch verfehlt werden kann, ebenso wie die Kri­
tik an dieser Art etablierter Varianten von (Re-)
Produktion, das kann allerdings durchaus zum 
Kernthema des express gezählt werden. Ein 
Grund, sich den Orkanböen entgegenzustellen, 
die mit der Suche nach den Gründen der 
»Preistreiberei« verbunden sind. 

Aus einer recht großen Anzahl historischer Bei­
träge aus dem express ab Ende der 60er-Jahre 
zu Inflation, Lohn-Preis-Spirale und Konzertier­
ter Aktion haben wir einen der ersten ausge­
wählt (S. 5). Eine ›lohnens‹- und lesenswerte 
Kritik an der Konzertierten Aktion und der 
auch von dieser bemühten Legende von der 
»Lohn-Preis-Spirale«, die nebenbei auch zeigt, 
warum das Bonmot des beinharten Schiller-
Schülers Helmut Schmidt, nach dem 5 Prozent 
Inflation leichter zu ertragen seien als 5 Pro­
zent Arbeitslosigkeit, zwar angesichts der in 
Smoothie-Style vorgetragenen Scholzschen 
Lohnrigiditäten sympathisch, aber auch falsch 
ist. Wie aktuell das Thema ist, verdeutlichen 
Gregor Kritidis und Mathias Grabow in ihrem 
entsprechenden Beitrag (S. 7). Abgerundet 
wird dieser Schwerpunkt mit Berichten über die 
Wahrnehmung und Relevanz der Inflation in 
Betrieben und Tarifrunden, so bei Volkswagen 
(S. 6), der Telekom und zwei Betrieben aus 
dem SuE-Bereich (S. 8).

Mitten in der Produktion des aktuellen Hefts 
erreichte uns die Nachricht, dass die Streikbe­
wegung an den nordrhein-westfälischen Uni-Kli­
niken am 19. Juli zum Erfolg geführt hat – nach 
den betriebsgezogenen Tarifverträgen zu Per­
sonalbemessung in Berlin der erste TV mit Flä­
chen- und hoffentlich Signalwirkung. Wir gratu­
lieren! Gleichzeitig schienen unsere drei Beiträ­
ge zum Thema damit auf einen Schlag veraltet: 
eine Gesamteinschätzung aus Bielefeld (S. 15), 
ein Blick ins Detail aus Münster (S. 14) und ein 
Bericht über das kürzlich erschienene, von 
Beschäftigten selbst erstellte »Schwarzbuch 
Krankenhäuser« (S. 1). Doch wir halten sie 
nach wie vor für wichtig – zumal gerade die 
Beiträge von Reeck und Beving grundverschie­
dene Einschätzungen des Organizings im 
Gesundheitswesen bieten.

Damit verabschieden wir uns in die Sommerferi­
en, um mit Ruhe und Muße unsere September­
ausgabe und dann unsere Jubiläumstagung am 
8. Oktober vorzubereiten. Wir freuen uns, viele 
von euch dort zu sehen. Denkt an die Anmel­
dung!

Bis dahin: erbauliche Lektüre mit einem lecke­
ren Kaltgetränk an einem schattigen Plätzchen. 
Bleibt gesund!

DGB-Entwurf sieht nämlich ein zwingen-
des Mitbestimmungsrecht bei Personalpla-
nung und Personalbemessung vor (§ 92 Be-
trVG). Zusammen mit einem weiteren 
neuen Mitbestimmungsrecht bei der Ar-
beitsorganisation, den Arbeitsverfahren, der 
Arbeitsumgebung und dem Arbeitsplatz 
selbst (§ 87 Abs. 1 Nr. 17) würde der Be-
triebsrat bei quasi allen operativen Hand-
lungen, die das Personal betreffen, zwin-
gend beteiligt sein. Er könnte damit seine 
Vorstellung der technischen und organisa-
torischen Ordnung des Betriebes ohne et-
waige Vorgaben entwickeln und versuchen, 
diese gegenüber dem Arbeitgeber in der Ei-
nigungsstelle durchzusetzen. 

Darüber hinaus soll der Betriebsrat auch 
bei der Beschäftigungssicherung nach § 92a 
BetrVG ein zwingendes Mitbestimmungs-
recht bekommen. Auch hier gibt es bisher 
nur ein Unterrichtungs- und Beratungs-
recht, weswegen die Regelung in der Praxis 
kaum eine Rolle spielt. Die Autor:innen 
sind sich bewusst darüber, wie folgenreich 
diese Änderung wäre. Betriebsräte in inha-
bergeführten Unternehmen sollen deshalb 
ausgeschlossen sein. Bei allen anderen Be-
trieben wäre der Betriebsrat in der Lage, 
nicht nur die bestehende Personalsituation 
mitzuverwalten, sondern Investitionen zu 
fordern, um die Beschäftigung im Betrieb 
umzugestalten und langfristig zu sichern.

Auch bei Betriebsänderungen würde der 
Einfluss des Betriebsrats über den Interes-
senausgleich hinaus erheblich erweitert 
werden.

	

Zur Bedeutung des Gesetzent-
wurfs – eine neue Dimension 
der Betriebsratsarbeit

Mit den genannten Änderungen bekäme 
der Betriebsrat einen gänzlich anderen 
Charakter. Es fällt schwer, Bereiche unter-
nehmerischen Handelns zu identifizieren, 
die komplett mitbestimmungsfrei blieben. 
Betriebliche Mitbestimmung wäre nicht 
mehr nur ein Korrektiv gegenüber der an-
sonsten kaum gebremsten Entscheidungs-
gewalt des Arbeitgebers, die im begrenzten 

Raum der sozialen Angelegenheiten wirkt. 
Betriebsräte wären stattdessen mit einer 
Machtfülle ausgestattet, die sie in den aller-
meisten Fragen wirklich auf Augenhöhe 
mit dem Management agieren ließe. Das 
würde auch bedeuten, dass Betriebsräte 
und jedes einzelne BR-Mitglied noch we-
sentlich mehr Verantwortung trügen. Wer-
den mit diesen Änderungen Betriebsräte 
unweigerlich zu Gremien des Co-Manage-
ments? Sicherlich hätten Arbeitgeber einen 
wesentlich größeren Anreiz, den Betriebsrat 
für sich zu vereinnahmen.

Aber noch auf eine andere Weise verän-
dert der DGB-Entwurf das bisherige Bild 
der betrieblichen Mitbestimmung: Be-
triebsräte agierten nun auch über den Be-
reich ihres eigenen Betriebes hinaus. Sie 
würden stärker gesamtgesellschaftlich han-
deln. Am deutlichsten wird dies bei dem 

neuen Mitbestimmungsrecht bei Maßnah-
men, die geeignet sind, dem Klima- und 
Umweltschutz zu dienen (§ 87 Abs. 1 Nr. 
15 BetrVG). Der Betriebsrat soll hier er-
kennbar nicht im (alleinigen) Interesse der 
Beschäftigten, sondern zum Schutz der all-
gemeinen Lebensgrundlagen handeln. Sein 
Wirken ist nicht auf den »betrieblichen 
Umweltschutz« beschränkt, wie es beim jet-
zigen § 89 BetrVG noch formuliert ist. Der 
DGB-Entwurf reagiert auf die Tatsache, 
dass Klimaschutz nicht in den Grenzen des 
Betriebes realisiert werden kann. Betriebe 
und ihre Akteur:innen sieht der Entwurf in 
der Pflicht, die gesamtgesellschaftlichen Be-
mühungen zur Dekarbonisierung konkret 
zu unterstützen. Es ist nur folgerichtig, den 
Betriebsrat hier einzubeziehen und ihn mit 
entsprechenden Mitbestimmungsrechten 
auszustatten.

Dabei muss der Betriebsrat den gesam-
ten Komplex der sozial-ökologischen Trans-
formation im Blick haben. Klimaschutz-
maßnahmen sind essenziell, werden aber 
vielfach durch tiefgreifende personelle 
Maßnahmen, drohenden Beschäftigungs-
abbau und Dequalifizierung begleitet. 

Diese Effekte erfordern engagierte, starke 
Betriebsräte. Thomas Klebe schreibt in sei-
ner Einleitung, dass der Betriebsrat hier 
»Treiber« sein und gesellschaftlich dringend 
erforderliche Maßnahmen, die in den be-
troffenen Betrieben aber bisher ausgeblie-
ben sind, voranbringen soll. Mitbestim-
mung nach § 92a bedeutet hier nicht nur 
Beschäftigungssicherung, sondern auch 
-förderung. Der Betriebsrat sollte sich also 
nicht nur für die bereits angestellten 
Kolleg:innen einsetzen, sondern auch zu-
künftige Kolleg:innen sowie den gesamten 
Arbeitsmarkt berücksichtigen.

In sinnvoller Ergänzung sieht der DGB-
Entwurf daher auch vor, dass Einigungs-
stellen ihre Beschlüsse nicht mehr nur in 
Anschauung der betrieblichen Situation 
fassen, sondern auch überbetriebliche Be-
lange in Betracht ziehen. Betriebliche Mit-

bestimmung soll über den Betrieb hinaus-
wachsen. Auch hier stellt sich wieder die 
Frage, ob die Gremien bereit sind, diese 
neue Rolle anzunehmen.

	

Was im DGB-Entwurf fehlt – 
und was ein gutes Konzept  
noch braucht

Eine Leerstelle verbleibt: Betriebsräte, die 
mit mehr Macht ausgestattet sind, müssen 
stärker an ihre eigene Belegschaft rückge-
bunden werden. Der Betriebsrat darf nicht 
losgelöst von den eigenen Wähler:innen 
handeln, und für seine neuen Aufgaben 
braucht er deren Rückendeckung und In-
put noch dringender. Den Kontakt, den 
Austausch und die Bindung zwischen Be-
legschaft und Betriebsrat zu stärken, wäre 
deswegen ein wichtiger Aspekt des Konzep-
tes gewesen. Das löst der DGB leider nicht 
ein. Zwar sollen nun 15 statt vorher 25 
Prozent der Belegschaft selbstständig eine 
Betriebsversammlung durchsetzen können. 
Das wird aber nicht reichen. Im Konzept 
der Linksfraktion, das kurz vorher veröf-
fentlicht worden war, ist vorgesehen, dass 
der Betriebsrat im Zweifelsfall an Be-
schlüsse der Betriebsversammlung gebun-
den ist und selbst die Betriebsversammlung 
zu Beschlüssen zu seinen Entscheidungen 
auffordern kann.4 Ähnliche Regelungen 
fehlen im DGB-Konzept.

Ich bin der festen Überzeugung, dass es 
genau solche Gremien braucht, wie sie in 
dem DGB-Konzept angedacht sind: Gre-
mien, die mit großer betrieblicher Macht 
ausgestattet sind, die dem Arbeitgeber auf 
Augenhöhe gegenüberstehen und die als 
gesellschaftliche Akteure wirtschaftliche 
Entscheidungen im Sinne abhängig Be-
schäftigter im ganzen Land aktiv mitgestal-
ten. Eine Verschiebung der gesellschaftli-
chen Machtverhältnisse in der Wirtschaft 
ist dringender denn je.

Wir dürfen die Rechnung nur nicht 
ohne den Wirt machen. Sind unsere Be-
triebsräte bereit für diese Aufgabe? Was be-
nötigen sie, um bereit zu sein? Die Frage 
stellt sich vor allem deshalb, weil der vorlie-

gende 
DGB-Ent-
wurf aktuell 
parlamenta-
risch nicht 
durchge-
setzt wer-
den kann. 
Wir brau-
chen Be-
triebsräte, 
die diese 
neue Kon-
zeption von 
Mitbestim-
mung jetzt 
bereits vor-
leben – und 
damit die 
gesellschaft-

lichen Voraussetzungen dafür schaffen, dass 
diese Ideen irgendwann geltendes Recht 
werden können.

*  René Kluge ist ehemaliger Betriebsratsvorsitzender 
und arbeitet als Betriebsratsberater für »Recht und 
Arbeit«:  www.rechtundarbeit.net

Anerkungen:
1	 Betriebliche Mitbestimmung für das 21. Jahrhun-

dert. Gesetzentwurf für ein modernes Betriebsverfas-
sungsgesetz. Arbeit und Recht, Sonderausgabe April 
2022.

2	 Novellierungsvorschläge des DGB zum Betriebsver-
fassungsgesetz 1972, herausgegeben vom DGB-Bun-
desvorstand, Düsseldorf 1998.

3	 Vgl. Däubler, Wolfgang; Kittner, Michael: Geschich-
te der Betriebsverfassung. Frankfurt am Main 
2020. S. 454.

4	 Ahoi Mitbestimmung! Betriebsrats-Bashing stoppen, 
Gegenwehr stärken, Mitbestimmung ausweiten. 
Konzept zur Erweiterung der betrieblichen Mitbe-
stimmung. Die LINKE im Bundestag. 2021.

Bewegung mit Recht: In dieser Kolumne 
möchten wir Euch verschiedene Ideen und 
Anregungen für die Arbeit des Betriebsra-
tes und anderer Interessenvertretungen 
geben. Für Fragen, Kommentare oder The-
menvorschläge könnt Ihr Euch gerne direkt 
an den Autor wenden: rene@rechtundar-
beit.net
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A m 30. Juni traf die »Große Tarifkom-
mission« der IG Metall Baden-Würt-

temberg jeweils mit deutlicher Mehrheit 
zwei richtungsweisende Entscheidungen: 
Zum einen fordere man für die im Herbst 
beginnende Tarifrunde in der Metall- und 
Elektroindustrie acht Prozent mehr Entgelt – 
wobei damit bereits vor der ersten Verhand-
lung mit dem Arbeitsgeberverband klar sein 
dürfte, dass die Mitglieder der IG Metall die 
Krisen des Kapitalismus aus dem vergange-
nen, in diesem und im nächsten Jahr mit 
Reallohnverlusten bezahlen werden.1

Zum andere wolle man die bestehenden 
Systeme betrieblicher Altersversorgung da-
durch weiterentwickeln und verbreitern, dass 
man gemeinsam mit dem Unternehmerver-
band einen Aktienfonds auflegen werde.

Beide Entscheidungen lassen erahnen, wie 
es um die IG Metall in Baden-Württemberg 
und ihre tarifliche und politische Kampfbe-
reitschaft steht. Man könnte meinen, etwas 
mehr Mut und die Bereitschaft, sich mit der 
Regierung bei einer so wichtigen Frage wie 
der Rentenpolitik anzulegen, wäre gut gewe-
sen. Dabei wissen wir doch: immer dann, 
wenn die Arbeiterbewegung mutig und  
»politisch« war ‒ und die nötigen Kämpfe 
führte, statt von der »Sozialpartnerschaft« zu 
träumen ‒ wuchs ihr Einfluss ebenso wie die 
Zahl ihrer Mitglieder.

Auch deshalb ist es sinnvoll, noch einmal 
grundsätzlich zu verdeutlichen, was vom so-
genannten »Sozialpartnermodell« (Aktien-
rente) als korporatistischem Versuch, die be-
triebliche Altersvorsorge weiterzuentwickeln, 
zu halten ist.

	Dazu einige kurze Thesen …

zz Im Jahr 2019 beschloss der Gewerk-
schaftstag der IG Metall, welche Anforde-
rungen an eine die gesetzliche Rente 
ergänzende (nicht nach und nach ablösen-
de!) betriebliche Altersvorsorge zu stellen 
sind: »Eine arbeitgeberfinanzierte Be- 
triebsrente für alle, mit garantierter Min-
destleistung, die Gewährleistung der 
Arbeitgeberhaftung sowie der Bestands-
schutz bestehender betrieblicher Regelun-
gen bilden für uns die Grundlage für den 

möglichen Ausbau tariflicher Regelungen, 
um die Zusage zur betrieblichen Altersver-
sorgung für die Beschäftigten so belastbar 
wie möglich zu gestalten und die Ansprü-
che der Beschäftigten zu schützen.«
zz Das jetzt von der »Großen Tarifkommis
sion« Baden-Württemberg befürwortete 
»Sozialpartnermodell« ist jedoch das 
Gegenteil von »garantierter Mindestleis-
tung« oder »Arbeitgeberhaftung«. Sondern 
es steht zu befürchten, dass damit in der 
Metall- und Elektroindustrie eine nicht 
mehr verlässliche, aktienbasierte Betriebs-
rente geschaffen wird. Das heißt, dass der 
jeweilige Unternehmer nicht mehr die 
Höhe der späteren Betriebsrente garantie-
ren muss (»pay and forget«-Prinzip).
zz Das »Sozialpartnermodell« – sollte es tat-
sächlich umgesetzt 
werden ‒ wird dazu 
führen, dass unsere 
Rente in Teilen den 
Gesetzen des Kapi-
talmarkts folgen 
wird. Es wird dann 
in das investiert, 
was möglichst hohe 
Rendite bringt! 
Anfängliche Skru-
pel, gewisse Dinge 
am Finanzmarkt 
nicht zu tun, wer-
den im Laufe der 
Jahre – mit der 
Aussicht auf höhere 
Renditen und in 
der Konkurrenz zu 
anderen Anlegern – 
schwinden. Wie 
auch sonst sollte es 
an der Börse laufen?
zz Mag sein, dass es in 
einigen anderen Länder bereits eine »kapi-
talgedeckte Säule« der Rentenversicherung 
gibt. Aber nüchtern betrachtet wird so 
grenzüberschreitend die auskömmliche 
Rente der einen durch die Armut und 
Ausbeutung der anderen finanziert. Die 
IG Metall sollte sich nicht daran beteili-
gen, sondern eine solidarische Alternative 
stärken.
zz Wenn die Höhe unserer Rente zukünftig 
vom Aktienkurs der zuvor getätigten 
Investments abhängt, sind wir dann noch 
für die Übernahme der Leiharbeiter in die 
Stammbelegschaft oder einen Ausbau von 
Sozialleistungen? (Oder nur noch bei 
»uns«? Und nicht mehr in den Ländern, 
in denen unser Rentenfonds investiert 
hat?) Kämpfen wir dann noch für eine 
gerechtere Steuerpolitik gegenüber Rei-
chen und Konzernen; gegen den Mieten-
wahnsinn in vielen Großstädten oder auch 
nur gegen Entlassungen und »Restruktu-
rierungen«, wenn sich das möglicherweise 
schlecht auf den Aktienkurs unserer Ren-
teninvestments auswirken könnte? Und 
wie halten wir es dann ganz konkret mit 
»internationaler Solidarität«, wenn diese 
praktische Auswirkungen hat und die 
Renditenchancen unserer »Renten-Invest-
ments« trübt?

Fragen über Fragen, die wir beim 
»Management« eines zusammen mit dem 
Arbeitgeberverband verwalteten Fonds 
wohl kaum im Sinne gewerkschaftlicher 
Solidarität beantworten können!
zz Besser als das »Sozialpartnermodell« wäre 
es, zu versuchen, den der gesetzlichen 
Rente zugrundeliegenden Generationen-
vertrag zu stärken. Zum Beispiel dadurch, 
dass die IG Metall zu einem geeigneten 
Zeitpunkt die eigene Renten-»Kampagne« 
zu einer wirklichen(!) Kampagne macht. 

Das heißt für einen späteren, noch zu 
definierenden Zeitraum alle ihre Kräfte 
auf dieses sozialpolitische Ziel konzen
triert und damit echte Durchsetzungs-
macht gegenüber der Bundesregierung 
erlangt.

Darüber hinaus kann es sinnvoll sein, 
in einer der kommenden Tarifrunden 
arbeitgeberfinanzierte und tariflich abgesi-
cherte Zusatzbeiträge in die gesetzliche 
Rentenversicherung zu fordern (»pay 
more and don’t forget«–Prinzip!). 

Hierzu gibt es bereits einen »Solidar-
Rente plus« genannten Vorschlag aus dem 
Funktionsbereich »Sozialpolitik« des IG 
Metall-Vorstands. Es wäre sicher schlau 
gewesen, hätte sich die »Große Tarifkom-
mission« in Baden-Württemberg zunächst 

damit als möglicher Alternative zur »Akti-
en-Rente« beschäftigt, bevor man eine 
Entscheidung trifft.

	W eiterführende Gedanken für 
die Diskussion um »die Rente« 

zz Der der gesetzlichen Rente zugrundelie-
gende Generationenvertrag ist im Prinzip 
eine gute Idee, funktioniert aber besser in 
einer kinderfreundlicheren Gesellschaft als 
der heutigen.
zz Ebenso wenig wie die rückläufige Anzahl 
von Bauern in den vergangenen Jahrzehn-
ten zu einer Hungersnot geführt hat, muss 
die geringere Anzahl von Kindern im Ver-
gleich zu früheren Generationen zur 
zukünftigen »Unfinanzierbarkeit der Ren-
te« führen. Kurzfristige Finanzierungsbe-
darfe der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind durch die Erhöhung des staatlichen 
Zuschusses in das gesetzliche Rentensys-
tem zu decken. Dazu wären ggf. höhere 
Steuern zum Beispiel auf große Vermögen 
und Erbschaften notwendig.
zz Wozu braucht es ein getrenntes Renten-
system beispielsweise für Ärzte und 
Anwälte? Die gesetzliche Rentenversiche-
rung sollte auch dadurch gestärkt werden, 
dass separate Rentensysteme für gutverdie-
nende Kleinbürger aufgelöst werden sowie 
die sogenannte Beitragsbemessungsgrenze 
abgeschafft wird, so dass alle(!) Erwerbstä-
tigen mit dem selben Beitragssatz in die 
gesetzliche Rentenversicherung einzahlen 
und nicht der individuelle Beitragssatz mit 
steigendem Einkommen sinkt, wie es 
gegenwärtig der Fall ist.
zz Wenn Menschen zum Beispiel von Miet-
einnahmen, hohen Erbschaften oder 
Geschäften an der Börse leben, dann ist 

das deren Einkommen, auf das sie – wie 
jeder andere Berufstätige auch – Sozialab-
gaben zahlen sollten. Mal ganz abgesehen 
davon, dass Erben oder Dividende bzw. 
Miete-Einstreichen kein »normaler« Beruf 
sein sollte.
zz Das Regelrenteneintrittsalter und die 
Bezugsdauer der Rente ist eine Klassenfra-
ge! Laut einer Studie des Max-Planck-Ins-
tituts für demografische Forschung aus 
dem Jahr 2016 bleiben einem heute 
40-jährigen Arbeiter nach seinem späteren 
Renteneintritt mit 67 durchschnittlich 
nur noch rund fünf(!) Jahre bis zum Tod, 
während beispielsweise Lehrer, Dozenten 
oder (selbständige) Landwirte im statisti-
schen Durchschnitt acht Jahre länger 
leben.

Das heißt, die von Arbeitgebervertre-
tern immer wieder geforderte Erhöhung 
des Regelrenteneintrittsalters würde für 
noch mehr Arbeiter:innen bedeuten, dass 
sie die eigene Rente nicht mehr erleben 
werden, obwohl sie jahrzehntelang für die 
heutige Rentnergeneration ihre Beiträge 
entrichtet haben. 

Ist es nicht zu tiefst ungerecht, dass vie-
le unserer Kolleg:innen (fast) bis zum 
eigenen Tod schuften müssen, während 
besserverdienende Schichten in ihrem 
aktiven Berufsleben durch die Beitragsbe-
messungsgrenze einen geringeren Beitrags-
satz haben und später dann erheblich län-
ger Rente beziehen? An dieser Stelle ist 
der, der gesetzlichen Rente zugrundelie-
gende, Generationenvertrag »klassenpoli-
tisch« nachzujustieren. So dass zum Bei-
spiel das Lebensalter beim Eintritt in das 
Berufsleben oder die für die Berufsgruppe 
zu erwartende Lebenserwartung berück-
sichtigt wird.

*  André Kaufmann ist Gewerkschaftssekretär bei der IG 
Metall in Ludwigsburg und Waiblingen. Er engagiert sich 
u.a. bei »Offensive Gewerkschaftspolitik« (OGP, https://
offensive-gewerkschaftspolitik.de).

Anmerkung:
1	 2021: 3,1 Prozent Inflation – 0 Prozent tabellen-

wirksame Entgelterhöhung; 2022: 6,8 Prozent Infla-
tion (Ifo Prognose im Juni) – 2,1 Prozent Entgelterhö-
hung (= TrafoBaustein auf den Monat umgerechnet); 
2023: 3,3 Prozent Inflation (Ifo Prognose im Juni). 
Das ergibt addiert eine »Reallohnlohnlücke« von 11,1 
Prozent, von der auch bei größtem Optimismus nicht 
anzunehmen sein dürfte, dass sie mit den aktuellen 
und kommenden Maßnahmen der Bundesregierung 
und unseren 8 Prozent Entgeltforderung ausgeglichen 
werden dürfte.

Was hat unsere Rente bei Investoren verloren?
André Kaufmann* zur IG Metall-Diskussion um eine »Aktienrente«

VERLAG WESTFÄLISCHES DAMPFBOOT

WWW.DAMPFBOOT-VERLAG.DE

Heft 164
Soziale Arbeit als

(Ent-)Entfremdung?
2022 – 132 Seiten – 15,00 €

ISBN  978-3-98634-004-9

Widersprüche
Zeitschrift für sozialistische 

Politik im Bildungs-, Gesund-
heits- und Sozialbereich



express 7-8/2022  5 

Ein Begiff geht plötzlich wieder um, den die 
meisten Leser:innen des express wohl nur noch 
aus Schulbüchern kennen: »Konzertierte Ak-
tion«. Einher geht die plötzliche Nutzung des 
Begriffs mit dem ebenfalls lange nicht gehörten 
Schlagwort »Lohn-Preis-Spirale«: Die Vermu-
tung, dass Löhne immer nur in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Preisen der Kon-
sumgüter steigen – oder eben andersrum sich 
diese Preise an entsprechende Lohnerhöhungen 
anpassen müssten – leitete schon Ferdinand 
Lassalle bei der Formulierung seines »ehernen 
Lohngesetzes«. Deswegen war der Gründervater 
der SPD auch gar kein allzu großer Freund 
von Gewerkschaften. Diese wiederum reagier-
ten auf die beständigen Horrorszenarien einer 
durch ihre Lohnforderungen ausgelösten oder 
verstärkten Inflation traditionell damit, dass sie 
ihre tariflichen Forderungen sehr genau an 
wirtschaftliche Daten koppelten – die Grund-
lage der Tarifforderungen der IG Metall etwa 
gilt Dank »Meinhold-Formel« als äußerst seriös 
und wird auch in Unternehmerkreisen ge- und 
beachtet. Schon in der ersten kleinen Rezession 
1963 setzte die IG Metall auf eine »sachliche 
Tarifpolitik«.

Zwei Dinge allerdings berücksichtigen diese 
volkswirtschaftlichen Berechnungen nicht: Ers-
tens wird Lassalles »ehernes Lohngesetz« so zur 
selffulfilling prophecy und zweitens garantieren 
stagnierende oder fallende Löhne keineswegs ein 
Ende von Inflation.

Ernest Mandel rechnet in seinem 1969 erschie-
nenen Büchlein »Die deutsche Wirtschaftskrise. 
Lehren der Rezession 1966/67« (Frankfurt 
a.M. 1969, siehe auch die Rezension in  
express international 70/
1969, S. 7) ziemlich genau 
vor, warum diese ganze 
Lohn-Preis-Spirale ein ausge-
machter Quatsch ist. Den-
noch ist er auch heute noch 
leitend, wenn Kanzler Olaf 
Scholz erneut eine »Konzer-
tierte Aktion« vorschlägt. 
Der Zweck ist ziemlich klar: 
»dann werden sich Arbeit-
nehmer wieder auf Job- 
Sicherheit anstelle höherer 
Löhne richten« – meint tref-
fend ING-Ökonom Carsten 
Brzeski in der Tagesschau 
(4. Juli 2022). Und Arbeit-
geberverband-Vorsitzender 
Rainer Dulger setzt im Rah-
men des ersten von Scholz 
anberaumten Treffen gleich 
noch einen drauf: »Vielleicht 
brauche man einen ›nationa-
len Notstand‹, der auch 
Streikrecht breche«, zitiert in 
das Handelsblatt (30. Juni 
2022). Dulger passen (wäh-
rend sein Heidelberger Unternehmen ProMi-
nent gleichzeitig mit Union Busting in die 
Schlagzeilen gerät) vor allem die Streiks in den 
deutschen Häfen nicht, er »sei aber auf keinen 
Fall dafür, das Streikrecht einzuschränken. Ge-
nau das aber bedeutet seine Aussage« kommen-
tiert die Direktorin des Hugo Sinzheimer-Insti-
tuts Johanna Wenckebach.

Dabei ist Dulger sich selber offenbar gar nicht 
sicher, ob es eine Lohn-Preis-Spirale gibt. Am 
30. Juni noch sagt er der Neuen Osnabrücker 
Zeitung noch: »Löhne sind aktuell kein Inflati-
onstreiber«, dagegen am 17. Juli bei Anne Will: 
»Ich habe Angst vor einer Lohn-Preis-Spirale«.

FDP-Finanzminister Christian Lindner denkt, 
nebenbei gesagt, gleichzeitig darüber nach, den 
Etat für das Arbeitslosengeld II um 600 Millio-
nen Euro zu kürzen (Berliner Zeitung, 7. Juli 

2022). Worauf die neue Konzertierte Aktion 
hinausläuft, ist also klar: Die Armen und die 
Arbeitenden sollen zahlen.

Ob das so einfach gehen wird? »Wer jetzt 
Lohnzurückhaltung verlangt, der will in Wahr-
heit nichts anderes, als die Krisenbewältigung 
allein auf dem Rücken der Beschäftigten abzu-
laden. Das werden wir nicht mitmachen«, so 
die frisch gebackene DGB-Vorsitzende Yasmin 
Fahimi (Sozialismus 7-8/2022, S. 4). Und die 
IG Metall schließt eine Einmalzahlung nach 
Vorbild der »Modell Deutschland«-Gewerk-
schaft IG BCE für die kommende Tarifrunde 
aus. Doch auch die Forderung nach acht  Pro-
zent Lohnerhöhung auf zwölf Monate empfin-
det etwa der ehemalige Wirtschaftsweise Rürup 
als »Friedensangebot«. »Denn das heiße im 
›Klartext‹, dass die Gewerkschaften bereit seien, 
sich auf tatsächliche fünf Prozent einzulassen. 
Dies bedeute, dass man ›einen erheblichen Re-
aleinkommensverlust‹ akzeptiere. Trotz Infla-
tion und steigender Preise für Benzin, Lebens-
mittel und Miete würden erhebliche 
Realeinkommensverluste der Arbeiter:Innen 
mit Rücksicht auf die Unternehmen somit ›wis-
sentlich in Kauf genommen‹, so Rürup« (Pers-
pektive Online, 18. Juli 2022) – man könnte 
fast meinen, er wolle höhere Tarifforderungen 
und harte Streiks provozieren …

Die Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften 
im Rahmen der Konzertierten Aktion ab 1967 
führte letztlich zur berühmten »Lohnpolitik 
auf eigene Faust«, kurz: zu den »wilden« 
Streiks des Jahres 1969. Auszuschließen ist das 
auch heute nicht: Die Gorillas Riders haben es 
vorgemacht, auch die Hafenarbeiter:innen 
kämpfen für ihr Streikrecht gegen die jüngst ge-

richtlich verschriebene »Friedenspflicht« und 
Bauarbeiter am Femarnbelt in Dänemark set-
zen trotz gerichtlichen Streikverbots ihren »wil-
den« Streik fort und letztlich ihre Forderungen 
durch: Die Bedingungen für einen Bruch der 
Konzertierten Aktion von unten scheinen heute 
sogar günstiger als 1967.

Wie sahen das unsere Kolleg:innen damals? 
Schalten wir kurz zurück in das Jahr 1967, an 
den Beginn der ersten »Konzertierten Aktion«.

Bedeutet konzertierte Aktion, dass sich Un-
ternehmer und Gewerkschafter an den Tisch 
von Bundeswirtschaftsminister Schiller set-
zen, miteinander reden und danach bei 
Lohnbewegungen geringe oder gar keine 
Lohnerhöhungen herauskommen? Ja, so ein-
fach ist das und ist es auch wiederum nicht. 
Wären die Lohnerhöhungen ohne die kon-
zertierte Aktion höher ausgefallen?

Konzertiert ‒ das kommt von économie 
concertée, der konzertierten Wirtschaft, wie 
sie in Frankreich seit Jahren, ja, Jahrzehnten 
geübt wird. Das dortige Planungssystem ist 
bei uns als Planifikation bekannt. Natürlich 
habe die konzertierte Aktion nichts mit der 
Planifikation zu tun, behauptet Schiller ‒, 
aber das ist nichts weiter als eine Floskel, 
eine Beruhigungspille, denn die konzertierte 
Aktion ist in der Tat der zaghafte Beginn ei-
ner kapitalistischen Wirtschaftsplanung.

	Der Liberalismus ist tot

Für diese nun gibt es zwei Gründe: einen, 
der allgemein für die kapitalistische Wirt-
schaft in ihrer heutigen Entwicklungsstufe 
gilt; einen zweiten, der auch in der Bundes-
republik heute eine solche Planung unum-
gänglich macht. Das liberale Gewährenlas-
sen, der angeblich so gerechte Kampf der 
(wirtschaftlich) angeblich gleichen und 
freien Menschen (Unternehmer) ist seit lan-
gem tot, das wissen wir. Die technische Ent-
wicklung, der Fall der Profitrate, die wach-
senden Unternehmensgrößen machen 
langfristige Investitionen nötig, und lang
fristige Investitionen verlangen gebieterisch 
nach langfristiger Planung. Wirtschaftspla-
nung ist aber ein übergreifendes Prinzip. Bei 
der zunehmenden Verflechtung und gegen-
seitigen Abhängigkeit der Wirtschaftsunter-
nehmen müssen in die Betriebsplanung alle 
äußeren und inneren Faktoren einbezogen 
werden. Das bedeutet, dass die Planung als 
Prinzip sich nicht nur im Großbetrieb, son-

dern auch in den National-
staaten, nicht nur in den 
einzelnen Nationalstaaten, 
sondern auch in den Wirt-
schaftsgemeinschaften, zum 
Beispiel in der EWG, 
durchsetzt. Tendenziell er-
fasst die Planung den Welt-
markt.

Jeder, der plant, will es 
möglichst mit festen, nicht 
veränderlichen Faktoren zu 
tun haben. Deshalb spielt 
in der betrieblichen und 
damit in der volkswirt-
schaftlichen Planung der 
Lohn- und Gehaltsfaktor 
eine so unliebsame Rolle. 
So lange er von unabhängi-
gen Gewerkschaften frei 
ausgehandelt wird, stellt er 
immer einen nicht im Vor-
aus berechenbaren Teil der 
Planung, einen Unsicher-
heitsfaktor dar. Es geht also 
darum, die Lohnerhöhun-
gen ‒ und das bedeutet 

praktisch: die Gewerkschaften ‒ in den Griff 
zu bekommen, sie zu einem berechenbaren, 
möglichst auf niedriger Stufe fixierten Faktor 
der Wirtschaftsplanung zu machen.

Die Parallele zur französischen Planifika-
tion geht im Übrigen sehr viel weiter, als es 
den Anschein hat ‒ hier wie dort sitzen Un-
ternehmer, sogenannte neutrale Experten 
und Gewerkschafter an einem Tisch, hier wie 
dort legen die Regierungsvertreter eine Ziel-
projektion (Schiller) oder einfach einen Plan 
(Frankreich) vor, um die Gesprächsteilneh-
mer zur Einsicht in die angeblich objektiven 
Notwendigkeiten zu bewegen. Und natürlich 
handelt es sich jedes Mal darum, den Unter-
nehmern klarzumachen, was für ihre Unter-
nehmen am besten ist, und den Gewerk-
schaften, dass das ja auch ihnen zugutekäme. 
Selbstverständlich steckt die Sache bei uns 
noch in den Kinderschuhen, die Gespräche 

werden nur auf allerhöchster Ebene geführt, 
während in Frankreich in vertikalen und ho-
rizontalen Plankommissionen und in vielen 
kleinen Untergruppen versucht wird, den 
Wirtschaftsablauf auch in Feinheiten zu er-
fassen. Selbstverständlich fehlen Schiller 
noch die Möglichkeiten der Kreditlenkung, 
die in Frankreich gegeben sind, aber er hat 
die dafür notwendigen Instrumente (Stabili-
tätsgesetz) bereits geplant. Die Einbeziehung 
der Löhne in die Planifikation ist in Frank-
reich schon so weit gediehen, dass die Lohn-
summen für die Betriebe des öffentlichen 
Sektors im Plan festgelegt werden, und die 
Gewerkschaften dann nur noch über ihre 
Verteilung zwischen den einzelnen Lohn-
gruppen und auf die Monate des Jahres ver-
handeln können.

	D er zweite Grund: 
zu geringe Gewinne

Der Hintergrund für die Einführung der 
Planifikation in der Bundesrepublik ist kei-
neswegs nur der angeblich so liberale Wirt-
schaftskurs der Regierung Erhard und ihr 
Scheitern. Es geht um etwas ganz anderes: 
Die Jahre 1960 bis 1966 zählen zu den er-
folgreichsten Jahren der deutschen Gewerk-
schaftsbewegung: Seit 1960 ist nämlich der 
Anteil der Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit am Volkseinkommen von 60,8 Pro-
zent auf 67,4 Prozent in 1966 gestiegen, d.h. 
also, dass die Arbeitnehmer ihren Anteil am 
Kuchen (Sozialprodukt) erheblich vergrößert 
haben. Gewiss hat sich der Prozentsatz der 
Unselbständigen an der Gesamtzahl der Er-
werbstätigen von 1960 77,3 Prozent auf 
1966 80,8 Prozent erhöht, aber diese Erhö-
hung ist niedriger als die des Einkommens-
anteils. Bislang gab es in solchen Situationen 
für die Unternehmer ein einfaches Rezept: 
Sie nahmen den Arbeitnehmern die Lohner-
höhungen durch Preiserhöhungen wieder ab. 
Aber das Umwälzen auf die Preise funktio-

Schillers psychologische Kriegführung
1967: Anton Weerth über die damalige »Konzertierte Aktion« (express international 43/1967)

Wir 
sind 

dagegen!

Der express feiert 2022 ein doppeltes Jubi-
läum: 1972 fusionierte der express internati-
onal mit der Sozialistischen Betriebskorres-
pondenz des Sozialistischen Büros (SB) und 
erscheint somit 2022 seit 50 Jahren als 
»Zeitung für sozialistische Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit«. Als express interna
tional war zehn Jahre zuvor, im Mai 1962 
die Nullnummer der Zeitung erschienen.

Aus diesem Anlass veröffentlichen wir in 
diesem Jahr in jeder der zehn Ausgaben 
einen historischen Beitrag, um einen Über-
blick über die Diskussionen zu geben, die 
den express seit 60 Jahren beschäftigen – 
und die mit diesem Projekt verfolgten Pers-
pektiven verdeutlichen.
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niert nicht auf die Dauer, vor allem nicht 
unter den Bedingungen einer immer stärke-
ren Eingliederung in den Gemeinsamen 
Markt und in den Weltmarkt. Diese Situa-
tion erklärt zur Genüge das verzweifelte Be-
mühen der Unternehmer und der Regierung, 
die Lohnerhöhungen in den Griff zu bekom-
men. Erstes Mittel dazu sollten die soge-
nannten Lohnleitlinien sein, die die Löhne 
an volkswirtschaftliche Daten binden und 
somit zu einem berechenbaren Faktor der 
Planung machen. Die Gewerkschaften er-
kannten alle sehr schnell, dass sie sich mit 
dem Einlassen auf Lohnleitlinien auf Jahre 
hinaus die Hände gebunden hätten. Sie wä-
ren ihres einzigen Hebels beraubt gewesen, 
mit dem sie gesellschaftspolitisch ernsthaft 
wirksam werden und die Interessen der Ar-
beitnehmer verteidigen könnten. Sie hätten 
praktisch ihre Existenzgrundlage freiwillig 
aufgegeben und wären zu einem bloßen 
Ordnungsfaktor einer nunmehr wirklich for-
mierten Gesellschaft geworden.

	Besser verpackt

Die konzertierte Aktion bringt nach dem 
Fallenlassen der Lohnleitlinien mit den 
Orientierungshilfen praktisch dieselbe Sache, 
nur in anderem Gewand. Denn auch die 
Orientierungshilfen sind Daten aus einem ‒ 
Zielprojekt genannten – Wirtschaftsplan. 
Diese neue Form der Lohnleitlinien hat nur 
den einzigen, für die Gewerkschaften aller-
dings wesentlichen Vorteil, dass sie sie nicht 
langfristig festlegt.

Die Gewerkschaften haben sich für 1967 
auf die konzertierte Aktion eingelassen, 
selbst der IG Metall-Vorsitzende [Otto, 

Anm. d. Red. 2022] Brenner hat nach eini-
gem Zögern Ja gesagt: sie haben sich nur 
nicht auf Jahre hinaus binden lassen.

Soll man nun Zeter und Mordio schreien 
und den Gewerkschaften Verrat vorwerfen? 
Das wäre Unsinn. Man darf sich keine Illu
sionen machen. Selbst ohne die konzertierte 
Aktion nahmen und nehmen die Gewerk-
schaften Rücksicht auf die sogenannte Wirt-
schaftslage. Sie wollen, groß gesprochen, die 
Sache nicht selbst in die Hand nehmen: Sie 
sind nicht bereit, durch Massenstreiks die 
Wirtschaftsordnung so zu erschüttern, dass 
es zu einer tiefgreifenden Veränderung 
kommt. 

	Lohnpause?

Es sieht alles so aus, als ob die Gewerk-
schaften es dulden würden, dass die Un-
ternehmer ihre in den beiden letzten Jah-
ren stark beschnittenen Gewinne wieder 
auf Kosten der Arbeitnehmer vergrö-
ßern. Der Bankier Abs hat mit schöner 
Offenheit davon gesprochen, dass die 
Gewinnerwartungen wieder höher wer-
den müssen. Und auch die Zielprojek-
tion des Bundeswirtschaftsministeriums 
sieht vor, dass die nicht entnommenen 
Gewinne der Unternehmer um 22,4 
Prozent, von 11,7 auf 14,3 Milliarden 
DM in diesem Jahr wachsen. Das Ja zur 
konzertierten Aktion bedeutet also: für 
die Arbeitnehmer der Textilindustrie in 
Nordrhein-Westfalen in diesem Jahr 
keine Lohnerhöhung, für die Arbeitneh-
mer der chemischen Industrie drei Pro-
zent, für die Arbeitnehmer des Bau-
hauptgewerbes nach drei Monaten ohne 

Lohnerhöhungen ab 1. Juli elf und drei Mo-
nate später noch einmal vier Pfennig Lohn-
erhöhung (je nach Bezugszeitraum 2,4 (12 
Monate) oder 2,9 (1967) Prozent). Ändert 
sich aber die Situation, wenn die Gewerk-
schaften zur konzertierten Aktion Nein sa-
gen? Wenn man auf die konzertierte Aktion 
eingeht und eine lohnpolitische Stagnation 
hinnimmt, ohne dafür etwas anderes zu ver-
langen, dann vollzieht man den gewünschten 
Schritt der Einordnung in das neokapitalisti-
sche Ordnungsgefüge. Wenn die Gewerk-
schaften aber Nein sagen und trotzdem 
nichts anderes durchsetzen, als das, was sie 
auch mit Ja sagen erreichen, dann behalten 

Sie zwar den subjektiven Glauben, sie hätten 
sich nicht eingeordnet. In Wirklichkeit läuft 
das aber auf dasselbe hinaus: Wenn das Re-
sultat das Gleiche ist ‒ nämlich ein bere-
chenbarer Lohnfaktor für die volkswirt-
schaftliche Planung, höhere Gewinnerwar- 
tungen der Unternehmer ‒ dann ist es den 
Arbeitgebern wie den Planungsbehörden 
(Wirtschafts- und Finanzministerium) völlig 
einerlei, ob die Gewerkschaften subjektiv da-
gegen sind, Hauptsache, sie parieren.

Es kommt also gar nicht auf das bloß ver-
bale Ja- oder Nein-Sagen zur konzertierten 
Aktion an. Es kommt darauf an, was man 
aus der Sache herausholt, welche Positionen 

die Arbeiterbewegung zusammen 
mit geringeren oder anstelle von 
Lohnerhöhungen erringt. Nur 
wenn sie überhaupt keine Forde-
rungen stellen, nur wenn sie auf al-
len Fronten stillhalten, dann geben 
die Gewerkschaften wirklich sich 
selbst auf. Wenn sie aber aus der 
Not eine Tugend machen und statt 
der rein lohnpolitischen Aktivität, 
die unter den gegebenen Umstän-
den doch nur in sehr bescheidenem 
Maße Ergebnisse bringen kann, 
Forderungen auf anderen Gebieten 
der Tarifpolitik aufstellen (inner- 
und überbetriebliche Mitbestim-
mung, Absicherung, Recht für  
Vertrauensleute, garantiertes Jahres-
einkommen, Rationalisierungsab-
kommen usw.) und hier auch Er-
folge erringen, dann machen sie auf 
ihre Art die Absichten der neokapi-
talistischen Planung zunichte und 
beweisen ihre Lebensfähigkeit und 
Unabhängigkeit.

D ie Volkswagen Group Service GmbH 
(VW GS) ist ein recht gutes Beispiel 

dafür, wie die Kriegspolitik der europäischen 
Regierungen die sich seit 30 Jahren extrem 
zuspitzenden Reichtums- und Armutsver-
hältnisse zur Eskalation bringt. Große Teile 
der internen Logistik bei Volkswagen in 
Braunschweig werden durch die VW GS als 
Werkvertrag geleistet. Der Einstiegslohn liegt 
bei 2.090 Euro. Viele der Fahrer:innen liegen 
bei ca. 2.350 Euro brutto im Monat. Bei 
Volkswagen im Haustarif liegt der vergleich-
bare Lohn bei ca. 3.780 Euro. Der »Sinn« 
von Werkverträgen wird dabei natürlich völ-
lig unterlaufen. Vom Grundsatz her ist die 
Konstruktion des Werkvertrags so gedacht, 
dass Volkswagen z.B. eine Sanierung des 
Hallenfußbodens ausschreibt, weil sie dazu 
weder die Maschinen noch das fachliche 
Know-how vorrätig haben. Eine Firma be-
auftragt eine andere Firma mit einer Arbeit, 
die sie selbst nicht kann oder die so selten 
anfällt, dass es sich für den Auftraggeber 
nicht lohnt, Personal und Maschinen anzu-
schaffen.

Im Falle Volkswagen hält dieser Zustand 
schon seit 2002 an. Logistische Tätigkeiten 
wurden in Fremdvergabe gegeben, einzig 
und allein, um die Löhne und Gehälter zu 
drücken. Es sind alles Arbeiten, die in einem 
Automobilkonzern schon immer angefallen 
sind, und die früher von »eigenen« 
Arbeiter:innen erledigt wurden. Aber es gibt 
halt für alles Anbieter von Dienstleistungen, 
und in der Logistikbranche gab es eine Zeit 
lang fast unbegrenzte Arbeitskräfte aus den 
Ländern Mittel- und Osteuropas.

Parallel zum Begehren der Kapitalisten, 
durch Abspaltung einzelner Bereiche die 
Löhne zu drücken, haben Befürworter der 
Standortpolitik aus Betriebsrat und Gewerk-

schaft ihre ganz eigene Logik entwickelt. Das 
Werk in Braunschweig ist Komponentenlie-
ferant und muss sich um Aufträge für alle 
Produkte an internationalen Ausschreibun-
gen beteiligen. Folgerichtig müssen ständig 
die Kosten gesenkt werden. Die »Stand-
ortstrategen« sind also zu dem Schluss ge-
kommen: »Wir können die Löhne bei 
›Volkswagen‹ beibehalten und trotzdem ein-
fach die Kosten senken, wenn wir die Logis-
tik fremdvergeben«. Bei Volkswagen bedeu-
tet dies, dass u.a. die VW GS existiert und 
immer größer wird.

In Braunschweig hat Volkswagen rund 
8.000 Arbeiter:innen, wovon rund 1.200 ei-
nen Arbeitsvertrag der VW GS haben. So 
konnten sich Löhne entwickeln, die den Satz 
»Arm trotz Arbeit« mit Leben füllen. Dies 
gilt nicht für alle Beschäftigten der VW GS. 
Im Allgemeinen sind die Lohnbedingungen 
an die jeweiligen Branchen angeglichen. So 
haben Ingenieur:innen, die in der Entwick-
lung arbeiten, einen Lohn, mit dem sich 
auch in der jetzigen Zeit noch halbwegs le-
ben lässt. Die Bereiche Gastronomie, Logis-
tik, aber auch große Teile der Montagear
beiter:innen sind oder kommen jedoch an 
existentielle Grenzen. Mit der immer stärker 
werdenden Inflation stellt sich real die Frage, 
wovon der Strom, die Heizung und die 
Fahrtkosten zur Arbeit bezahlt werden sol-
len. An Urlaubsreisen, Kino und Garnelen-
spieße1 ist dabei nicht mal mehr ansatzweise 
zu denken. Die Menschen wissen einfach 
ganz real nicht mehr, wovon sie bestimmte 
Dinge, die sie zum Leben als notwendig er-
achten, bezahlen sollen.

Die Werbung des Wirtschaftsministers in 
Kriegszeiten Robert Habeck, sich doch neue 
Haushaltsgeräte zu kaufen, um Energie zu 
sparen, ist für die Kolleg:innen nicht nur 

eine Verhöhnung, sondern gleicht einer 
Kriegserklärung. Für die Kolleg:innen in den 
unteren Lohngruppen der GS gibt es im 
Moment kaum ein größeres Schreckgespenst, 
als eine defekte Waschmaschine oder gar ein 
kaputtes Auto.

Diese Situation führt dazu, dass die Ner-
ven blank liegen. In der Woche vor der letz-
ten Betriebsversammlung drohte die Situa-
tion schon außer Kontrolle zu geraten. Etwa 
120 Kolleg:innen von VW GS und Volkswa-
gen forderten vom zuständigen IG Metall-
Betriebsrat eine Erklärung, wie IGM und 
Betriebsrat gedenken, mit der Situation wei-
ter umzugehen. Nach einer ca. einstündigen 
Debatte haben die Leute die Arbeit wieder 
aufgenommen, mit dem Versprechen, dass 
man ihre Punkte ernst nehmen wird. Auf der 
Betriebsversammlung am 28. Juni 2022 (die 
Arbeiter:innen von VW und VW GS bege-
hen diese gemeinsam) dominierten die Men-
schen von der VW GS die freie Aussprache. 
Sie schilderten überaus eindrucksvoll ihre Si-
tuation und forderten zugleich eine umge-
hende Anhebung ihrer Löhne. Einer verlas 
einen Brief eines Kollegen, der sehr resigniert 
schilderte, wie schwierig es ist, am einzigen 
freien Tag der Woche als Pizzabote zu arbei-
ten, und den Kindern trotzdem nicht mal 
kleine Wünsche (wie regelmäßige Eintritte 
ins Schwimmbad) erfüllen zu können. Er 
schilderte, wie die Nerven blank liegen, wie 
oft er kurz davor ist, seine eigene Familie zu 
schlagen, ganz einfach weil sein Chef nicht 
bereit ist, einen Lohn zu zahlen, der zur Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben aus-
reicht. Gleichzeitig bleibt weder Zeit für die 
Familie, Freunde oder einfach nur die eigene 
Erholung.

Mit großer Unterstützung von Teilen der 
Volkswagen-Belegschaft und unter stehenden 

Ovationen verließen die Kolleg:innen der 
VW GS die Bühne.

Es bleibt abzuwarten, wie die IG Metall 
und das Unternehmen mit dieser Situation 
umgehen. Eine Forderung nach einer Fest-
gelderhöhung von mindestens 400 Euro im 
Monat fand in der Tarifkommission bisher 
keine Mehrheit. Eine Lohnerhöhung von 
fünf oder sechs Prozent wird den Menschen 
in der Gastronomie und der Logistik aber 
nicht ausreichen. Auch eine Einmalzahlung 
wird von den Kolleg:innen nicht akzeptiert, 
sie wollen eine reale Erhöhung der monatli-
chen Löhne.

Viele Funktionär:innen in der Gewerk-
schaft haben noch nicht begriffen, in welcher 
Situation sich die Menschen befinden und 
dass die Standortpolitik der Gewerkschaft of-
fen gescheitert ist. Sind in den letzten zehn 
Jahren die Mitgliederzahlen in der VW GS 
schon deutlich zurückgegangen, wird ein 
Abschluss ohne Anhebung der unteren 
Lohngruppen wohl einen Exodus aus der IG 
Metall in diesen Bereichen bedeuten.

Am 22. Juli kommt extra das Geschäfts-
führungsmitglied der VW GS, Thorsten 
Falk, zu einer Versammlung nach Braun-
schweig. Es ist davon auszugehen, dass er 
den Beschäftigten kein ernsthaftes Angebot 
mitbringen wird, sondern einerseits be-
schwichtigt, andererseits bestimmt auch mit 
Auftragsverlust droht.

Fortsetzung folgt...

*  Lars Hirsekorn ist Vertrauensmann der IG Metall und 
Betriebsrat im Volkswagen-Werk Braunschweig.

Anmerkung:
1	 »Garnelenspieße« ist ein Insider in der IG Metall-

Fraktion

Wenn die Inflation den niedrigen Lohn auffrisst…
… und die Arbeitsbedingungen die Kraft des Körpers aufzehren – von Lars Hirsekorn*



express 7-8/2022  7 

D ie steigende Inflationsrate hat im Som-
mer 2022 auch zu einer Inflation an 

Beiträgen zur Debatte über deren Ursachen 
und Folgen sowie mögliche Gegenmaßnah-
men geführt. Im Vorfeld der »konzertierten 
Aktion«, dem Treffen der Bundesregierung 
mit Unternehmensvertreter:innen, dem Chef 
der Bundesbank und dem DGB, gaben sich 
die Gewerkschaften kämpferisch: In den 
kommenden Tarifverhandlungen, aber auch 
mit staatlichen Maßnahmen soll eine Sen-
kung der Lohn- und Transfereinkommen 
verhindert werden.

Nicht zuletzt ist dies der Entwicklung ge-
schuldet, dass viele abhängig Beschäftigte 
sich zunehmend die Frage stellen, wie sie bei 
steigenden Preisen ihre Rechnungen bezah-
len sollen. Die bisherige Tarifpolitik deckt 
sich zumindest nicht mit dieser Positionie-

rung. Bei den Tarifverhandlungen des letzten 
Jahres sind in Relation zur Inflationsrate fast 
durchweg niedrige Abschlüsse mit sehr lan-
gen Laufzeiten vereinbart worden, wobei 
diese realen Minusrunden in der Regel mit 
Einmalzahlungen versüßt wurden.

Ein Beispiel für diese Entwicklung ist der 
Abschluss in der Bauindustrie vom Oktober 
2021. Danach bekommen die Bauarbeite
r:innen im Westen insgesamt 6,2 Prozent 
mehr Lohn und Gehalt sowie eine Einmal-
zahlung in Höhe von 1.350 Euro. Im Osten 
beträgt die Anhebung der Einkommen 8,5 
Prozent, die Einmalzahlung beträgt 220 
Euro. Die Laufzeit endet am 31. März 2024, 
nach 28 Monaten. Vom Jahr 2023 an be-
kommen die Beschäftigten zwischen sechs 
und neun Euro zusätzlich pro Tag, wenn sie 
auf weit weg gelegene Baustellen fahren müs-
sen. Sollten die Baustellen für eine tägliche 
Heimfahrt zu weit entfernt liegen, bekom-
men die Bauarbeiter:innen zwischen 18 und 
78 Euro pro Woche. Eine Angleichung der 
Löhne im Osten soll bis zum Jahr 2026 er-
folgen. »Damit ist es uns gelungen, die Tarife 
über der prognostizierten Inflation zu halten. 
Das werden die Beschäftigten in Ihren Geld-
beuteln deutlich spüren und entspricht auch 
der wirtschaftlich hervorragenden Lage, in 
der sich die Baubranche befindet«, erklärte 
der Bundesvorsitzende der IG BAU, Robert 
Feiger.1 Diese Aussage lässt sich schon jetzt 
nicht mehr halten.

Für die meisten Tarifverträge, ob in der 
Versicherungswirtschaft (siehe express 6/
2022, S. 6), im Einzelhandel oder bei der 
Bahn (siehe express 9/2021, S. 6f.), ist die 
Kombination aus niedrigen Abschlüssen, 
Einmalzahlungen und langen Laufzeiten 
charakteristisch. So folgte die Tarifvereinba-

rung für den öffentlichen Dienst der Länder 
vom 29. November 2021 mit einer Einmal-
zahlung in Höhe von 1.300 Euro und einer 
Erhöhung der Gehälter um 2,8 Prozent zum 
1. Dezember 2022 bei einer Laufzeit von 24 
Monaten dem Abschluss im Land Hessen, 
das nicht zufällig aus der Tarifgemeinschaft 
der Länder ausgeschieden ist und nun das 
negative Vorbild abgab. Da die Einmalzah-
lungen nicht tabellenwirksam sind, beinhal-
tet der TVL de facto eine 15-monatige Null-
runde zwischen Oktober 2021 und 
Dezember 2022. 

In der Stahlindustrie, für die im ersten 
Halbjahr 2022 verhandelt wurde, sieht der 
Abschluss mit 6,5 Prozent sowie einer Ein-
malzahlung von 500 Euro für Juni und Juli 
2022 bei einer Laufzeit von 16 Monaten ge-
ringfügig besser aus, auch wenn dieses Er-

gebnis auf eine Minusrunde hinauslaufen 
dürfte.2

Unterm Strich bedeuten diese Abschlüsse 
bei einer Inflationsrate von 3,2 Prozent im 
Jahresdurchschnitt 2021 und bei deutlich 
steigenden Preisen 2022 ‒ im Juni 2022 be-
trug die Inflationsrate 8,2 Prozent3 ‒ eine re-
ale Minusrunde, wobei die Einmalzahlungen 
das Loch in der Haushaltskasse dauerhaft 
nicht stopfen werden ‒ es sei denn, die Preise 
werden wieder sinken, wovon gegenwärtig 
niemand ausgehen kann. Dabei muss be-
rücksichtigt werden, dass die Tarifabschlüsse 
in den letzten Jahren keine Verbesserung 
gebracht haben. »Real schrumpften … die 
Tarifentgelte im Schnitt um 1,4 Prozent. 
Grund genug für die Gewerkschaften, für die 
Tarifrunde 2022 kräftige Lohnerhöhungen 
anzupeilen. […] Nicht nur angesichts der 
hervorragenden wirtschaftlichen Entwick-
lung in vielen Branchen sind Lohnsteigerun-
gen oberhalb der erwartbaren Inflationsrate 
verkraftbar und auch angeraten.«4

Nun mag man den Tarifkommissionen 
zugutehalten, dass die wirtschaftlichen Prog-
nosen im Herbst 2021 noch besser waren. 
Wie aber im September, als die Inflationsrate 
schon über den Abschlüssen lag, noch am 
wirtschaftlichen Optimismus der unterneh-
mernahen Forschungsinstitute festgehalten 
werden konnte, erschließt sich nicht so 
recht.

Problematisch sind nicht allein die fakti-
schen Minusrunden, sondern vor allem die 
langen Laufzeiten. Bei drastisch steigenden 
Preisen sind den Gewerkschaften mehrheit-
lich die Hände gebunden, da bei laufenden 
Verträgen die Friedenspflicht gilt. Diese ist 
nicht so einfach zu umgehen, selbst wenn es 
den Willen dazu gibt. Die Möglichkeit eines 

Bummelstreiks oder von wilden Streiks sollte 
allerdings nicht ausgeschlossen werden. Die 
spontanen wilden Streiks Ende der 1960er 
Jahre sind dafür ein Beispiel. Diese wurden 
nachträglich von der Arbeitsrechtsprechung 
in Form der heute bekannten Warnstreiks 
legalisiert. Für alle nicht tarifgebundenen 
Arbeitnehmer:innen, die nicht in ihrer 
Handlungsfähigkeit eingeschränkt sind, gilt 
das freilich nicht. Offen bleibt jedoch die 
Frage, ob die abhängig Beschäftigten bisher 
unorganisierter Bereiche wirksam gegen die 
Preispolitik der Unternehmen Widerstand 
entwickeln können. Hier könnte sich die an-
gespannte Personalsituation in vielen Unter-
nehmen positiv auswirken. (Als Abgleich 
hierzu s. unsere Kurzumfrage zur Wahrneh-
mung der Inflation insbesondere in Kleinbe-
trieben, Anm. d. Red.)

Ein wesentlicher Faktor ist auch die staat-
liche Politik, die sich nach dem Vorbild der 
»konzertierten Aktion« mit ihren Lohnleit
linien Ende der 1960er in die aktuellen 
Tarifauseinandersetzungen einzumischen 
versucht. Bisher folgten die staatlichen Ent-
lastungspakete weitgehend dem Prinzip der 
Einmalzahlungen, wie der Einführung des 
Neun-Euro-Tickets für den Sommer oder 
der dreimonatigen Mineralölsteuersenkung, 
während dauerhafte Maßnahmen wie die 
Anhebung des Grundfreibetrages einen mi-
nimalen Umfang haben. Inwieweit die Bun-
desregierung bereit sein wird, insbesondere 
Menschen mit niedrigem (Transfer-)Ein-
kommen zu entlasten, hängt maßgeblich da-
von ab, ob es eine massenhafte Bereitschaft 
gibt, dafür zu kämpfen. Der Druck im Kes-
sel wird mit jedem zusätzlichen Euro, der für 
die Lebenshaltung verausgabt werden muss, 
steigen. Appelle wie »Frieren für die Freiheit« 
lösen angesichts gigantischer Profite der 
Konzerne und des Unwillens der Bundesre-
gierung Übergewinne abzuschöpfen, alles 
andere als Begeisterung aus.

Dass in diesem gesellschaftlichen Klima 
von hoher sozialer Anspannung enormes 
Potential für eine kämpferische Gewerk-
schaftspolitik liegt, zeigt sich am Beispiel der 
Tarifauseinandersetzungen und anderen Ar-
beitskampfmaßnahmen der NGG im Osten 
der Republik. Seit einigen Jahren wird hier 
nicht mehr den Tarifverhandlungen im Wes-
ten hinterhergeschlichen, sondern die Lohn-
mauer zum Westen eingerissen. Die Strategie 
der NGG-Ost ist dabei so simpel, dass es 
verwundert, dass dieses Vorgehen, zumindest 
im Osten, noch zu keinem Flächenbrand in 
der Gewerkschaftsarbeit geworden ist. So 
nutzt die NGG-Ost bewusst den vom Sozio-

logen Dominik Intelmann (2020)5 als Filial-
ökonomie bezeichneten wirtschaftlichen 
Status vieler ostdeutscher Großbetriebe aus. 
Ausgelöst durch die aggressive Privatisie-
rungspolitik der Treuhand nach dem Ende 
der DDR befinden sich viele große und mit-
telständische Betriebe in der Hand westdeut-
scher und internationaler Unternehmen. 
Nicht selten verfügen somit die ostdeutschen 
Betriebe über Schwesterbetriebe im Westen 
der Republik. Dadurch ist es für aktive 
Gewerkschafter:innen ein Leichtes zu erfah-
ren, wie die Lohnunterschiede unterneh-
mensintern gestaltet wurden; ein Anruf bei 
den Betriebsratskolleg:innen im Westen 
reicht hier vollkommen aus, um die eigene 
Forderung abzustecken. Die Arbeit der 
NGG-Ost zeigte, dass bereits die monatli-
chen Brutto-Einstiegsgehälter von Fach
arbeiter:innen im Osten der Republik knapp 
800 Euro unter denen der Kolleg:innen im 
Westen liegen. Den Kolleg:innen in den Be-
trieben war der Umstand, dass sie weniger als 
ihre Kolleg:innen im Westen der Republik 
verdienen, durchaus bekannt; es wirkte 
enorm mobilisierend, sich diesen erheblichen 
Lohnunterschied vor Augen zu führen. Es 
zeigte sich, dass die Gewerkschaften nur den 
Unmut der Lohnabhängigen aufgreifen müs-
sen, um gewerkschaftliche Arbeit erfolgreich 
zu gestalten. Die Rolle der Gewerkschaft darf 
hierbei nicht die einer Charity-Organisation 
sein, sondern die Arbeitskämpfe müssen von 
Beginn an demokratisch gestaltet werden. 
Dies bedeutet unter anderem die Schaffung 
größerer Tarifkommissionen, in denen nicht 
nur Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktio
när:innen sitzen, sowie die Erweiterung ihrer 
Kompetenzen und die bedingungslose Un-
terstützung mit finanziellen und gesell-
schaftspolitischen Ressourcen durch die Ge-
werkschaften selbst. So kann es gelingen, 
auch in Betrieben mit geringem gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad erfolgreich 
Arbeitskampfmaßnahmen bis hin zu Erzwin-
gungsstreiks zu ermöglichen und gleichzeitig 
den Organisierungsgrad in den Betrieben 
sprunghaft zu erhöhen.

Inwieweit sich die zunehmende Aktions-
bereitschaft im Osten der Republik verallge-
meinern könnte, hängt maßgeblich von der 
Dynamik der allgemeinen Teuerung und den 
Konsequenzen, die daraus gezogen werden, 
ab. Denn auch wenn sich ein großer Teil der 
Gewerkschaften tariflich bereits gebunden 
hat: Die beiden größten Industriegewerk-
schaften, die IG Metall und die IG BCE, 
verhandeln die Tarife erst im Herbst. Die IG 
BCE hatte die Verhandlungen angesichts der 
unklaren Lage vertagt: »Die Beschäftigten er-
halten eine Brückenzahlung von einmalig 
zwischen 1.000 und 1.400 Euro als Zwi-
schenlösung, die den Zeitraum von sieben 
Monaten bis Oktober überbrückt – dann 
sollen die Tarifverhandlungen fortgesetzt 
werden, um zu klären, inwieweit die kurz-
fristig gegen die ausufernde Inflation wir-
kende Entlastung in eine nachhaltige, tabel-
lenwirksame Entgelterhöhung überführt 
werden kann.«6 Es stellt sich jedoch die 
Frage, ob die dadurch gewonnene Zeit ge-
nutzt wird. Für die Metall- und Elektroin-
dustrie bewegen sich die gegenwärtigen For-
derungen auf dem Niveau der Tarifrunde der 
Stahlkocher, also vermutlich schon jetzt un-
terhalb der Preissteigerungsrate.

Die Unternehmer:innen sind trotz exorbi-
tant gestiegener Gewinne, zum Beispiel im 
Bereich der Mineralölkonzerne, der Herstel-
lung medizinischer Produkte, der Halbleiter-
industrie oder auch der Rüstungsindustrie, 
nicht bereit, die Sicherung des Lebenshal-

Wer dreht an der Spirale?
Bisher läuft die Tarifpolitik der Gewerkschaften der Preisentwicklung mit niedrigen Abschlüssen  
und langen Laufzeiten hinterher – von Mathias Grabow und Gregor Kritidis*
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tungsniveaus der Lohnabhängigen und der 
Bezieher:innen von Transferzahlungen si-
cherzustellen. Im Gegenteil, so hat BDI-
Chef Siegfried Russwurm angesichts der Per-
sonalmängel in Unternehmen bereits eine 
42-Stunden-Woche in die Diskussion ge-
bracht. Mit der Argumentationsfigur der 
Lohn-Preis-Spirale wird von den Unterneh
mensvertreter:innen präventiv eine Deutung 
verbreitet, die – neben der russischen Regie-
rung ‒ den Lohnabhängigen die Verantwor-
tung für die steigenden Preise in die Schuhe 
schiebt. Angesichts der Minusrunden der 
letzten Jahre ist diese Behauptung allerdings 
abwegig. Es sind die Unternehmen selbst, 
die aufgrund ihrer Marktmacht Preise erhö-
hen und riesige Extraprofite einfahren. Im 
Hintergrund spielen vor allem die expansive 
Kreditpolitik öffentlicher wie privater Ban-
ken und Geldinstitute der letzten Jahre, Lie-
ferengpässe sowie aktuell die Spekulationen 
an den Energiemärkten infolge des Krieges 
in der Ukraine eine Rolle.7

Grundsätzlich haben Lohnsteigerungen 
keinen direkten Einfluss auf die Preisfestset-
zungen, Preise hängen vielmehr von der Pro-
duktivität und der brancheninternen Kon-
kurrenz ab. Die Etablierung von höheren 
Preisen an den Märkten liegt somit auch 
weiterhin gänzlich auf der Kapitalseite. 
Löhne stellen je nach Branche nur einen ge-
ringen Teil der Produktionskosten dar. Zum 
anderen fallen die Gewinne sowie Kartell- 
und Monopolbildungen bei dieser neolibe
ralen Betrachtungsweise vollends unter den 
Tisch. Dem Narrativ der Lohn-Preis-Spirale 
muss im Diskurs aktiv begegnet werden. Die 

politische und gewerkschaftliche Linke wäre 
hier gut beraten, sich auf materialistische 
Traditionen zu berufen und für die Verringe-
rung der Exploitationsrate (Ausbeutungsrate) 
zu kämpfen. Wenn die Lohnabhängigen zum 
Sparen an allen Ecken und Enden aufgefor-
dert werden, muss ein Gewinnverzicht auf 
Kapitalseite dagegengesetzt werden. Dies be-
deutet neben einer aggressiveren Tarifpolitik 
auch die gesamtgesellschaftliche Forderung 
nach einer Übergewinnsteuer, die Krisenpro-
fiteure zur Kasse bittet und so auch in wirt-
schaftlich stärker belasteten Branchen staatli-
che Unterstützungsmaßnahmen und eine 
sozial-gerechte Tarifpolitik ermöglichen 
würde. Die Ausgangssituation für eine ge-
werkschaftliche Linke ist also durchaus po
sitiver, als die momentane Stimmungslage 
vermuten lässt. Der branchenübergreifende 
Personalmangel steigert die Arbeiter:innen
macht enorm und die stetig steigende Infla-
tion lässt berechtigterweise den Unmut bei 
den Lohnabhängigen wachsen. Mit diesen 
Ausgangsbedingungen haben sich schon in 
der Vergangenheit enorme Fortschritte er-
kämpfen lassen. Aber selbst wenn die struk-
turellen Ausgangsbedingungen somit er
folgsversprechend erscheinen, müssen die 
gewerkschaftlichen Akteur:innen auch bereit 
sein, solche Auseinandersetzungen zu führen. 
Dazu gehört ganz klar, gegen das Narrativ 
der universellen und paritätisch verteilten 
Betroffenheit von Inflation vorzugehen und 
klar zu benennen, dass letztendlich die Kapi-
talseite bedingt von der Inflation profitiert 
und letztendlich nur die Lohnabhängigen 
durch die Inflation von enormen Belastun-

gen betroffen sind. 
Eine gesellschaftliche Linke muss hier 

ebenfalls die Möglichkeit zu tiefgreifenden 
Auseinandersetzungen um Fragen wie Reich-
tumsverteilung und Geldpolitik erkennen 
und diese solidarisch an den diversen Kon-
fliktlinien der Lohnabhängigen austragen. 
Dies wurde in den letzten Jahrzehnten leider 
vernachlässigt. Die Ohnmacht der gesell-
schaftlichen Linken im Umgang mit Infla-
tion ist letztendlich die Folge mangelnder 
inhaltlicher Auseinandersetzung mit wirt-
schaftswissenschaftlichen Theorien. Dies darf 
selbstverständlich nicht mit einem Come-
back der These des Hauptwiderspruchs ge-
schehen. Insbesondere lohnabhängige 
Frauen, Migrant:innen und Angehörige an-
derer marginalisierter Gruppen sind von den 
Auswirkungen der Inflation betroffen, diese 
Perspektiven gilt es stets zu berücksichtigen 
und in Forderungen und Arbeitskampfmaß-
nahmen mit zu bedenken. Nicht zuletzt lie-
gen auch in diesen Marginalisierungserfah-
rungen verschiedene Potentiale für einen 
gemeinsamen Kampf und zur Verbesserung 
der Mobilisierung verschiedener Gruppen 
abhängig Beschäftigter.

Wenn die gesellschaftliche und gewerk-
schaftliche Linke es entgegen dem Trend 
schafft, diese Ausgangsbedingungen zu er-
kennen und gemeinsam für eine tatsächliche 
Verbesserung der Lage aller Lohnabhängigen 
und für einen radikalen Perspektivwechsel in 
Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu 
kämpfen, ist auch ein gesamtgesellschaftli-
cher Left Turn im Zuge der Inflation(skrise) 
durchaus möglich.

*  Gregor Kritidis lebt in Hannover und arbeitet in Mag-
deburg Mathias Grabow ist Bildungswissenschaftler und 
in verschiedenen politischen Gruppen in Magdeburg 
aktiv, u.a. beim Bildungskollektiv KlassenFragen. Er 
arbeitet im Bereich der politischen Bildung.
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D ie Preise für Lebensmittel und andere 
Waren des täglichen Gebrauchs werden 

für viele Menschen zu einem ernsthaften 
Problem. Durch die massive Steigerung der 
Energiepreise herrscht darüber hinaus auch 
noch große Angst vor erhöhten Nachzah-
lungsforderungen der Versorgungsunterneh-
men. Wir haben in einigen Betrieben nach-
gefragt, wie sich dieser Zustand auf die 
Stimmung der Kolleg:innen und auf die Er-
wartungen bezüglich aktueller oder zukünfti-
ger Lohn- bzw. Tarifrunden auswirkt.

Telekom: keine Tarifrunde gegen 
Hyperinflation

Die Forderung der vergangenen Tarifrunde 
wurde am 17. Februar 2022 mit sechs Pro-
zent für zwölf Monate (samt Komponente 
zur »Einkommensgerechtigkeit«) vor dem 
»Inflationssprung« im März beschlossen.

In der dieses Mal sehr kurzen Warnstreik-
phase lag die Arbeitskampfmobilisierung wie 
in den letzten Tarifrunden bei ca. 20 Prozent 
(11.000 von 55.000 Beschäftigten) und so-
mit weit unter der Durchsetzungsschwelle. 
Dabei war die Mobilisierung vielerorts auf-
grund der hohen Homeofficequote und der 
Einschränkungen gewerkschaftlicher Aktivi-
tät während der Pandemie noch schwieriger 
als sonst.

Auch die Verhandlungen sind dieses Mal 
deutlich schwieriger verlaufen als in den letz-
ten Tarifrunden. Offensichtlich scheint der 
Telekom-Konzern bereits jetzt den bisheri-
gen sozialpartnerschaftlichen Weg zu verlas-
sen und Zugeständnisse nur noch aufgrund 
von Druck zu machen (vgl. zehn Thesen zur 
Tarifrunde 2020 ver.di-BeG Telekom Süd-
hessen).

Bereits in der heißen Phase der Tarifrunde 
wurde durch den Gewerkschaftsapparat mit 
einem »Erwartungsmanagement« versucht, 
die Aussage »Es ist nicht Aufgabe der Tarif-
politik, eine solche Hyperinflation auszuglei-
chen« zu verbreiten.

Der Abschluss liegt mit 2,7-3,1 Prozent 
für 2022 und 2,1 Prozent für 2023 deutlich 
unter der Inflationsrate und beschert somit 
den Tarifbeschäftigten erstmals seit Länge-
rem einen Reallohnverlust.

Der Apparat versucht im Nachhinein 
noch, das Ergebnis als Erfolg dazustellen. 
Das trifft bei den Basisfunktionären eher auf 
Ratlosigkeit als auf Widerstand. Immerhin 
konnten wir aus Südhessen einen Initiativan-
trag zur Aufarbeitung der Tarifrunde im 
Rahmen der ver.di Orga-Wahlen auf die 
Reise schicken.

Thomas Frischkorn ist Vertrauensmann 
 bei der Telekom in Darmstadt.

Integrative Drogenhilfe e.‍V. (idh): 
auch beim Thema Inflation zu wenig 
Vertrauen in die Gewerkschaft

Die allgemeinen Preissteigerungen sind bis-
her nicht so sehr Thema in der Belegschaft – 
zumindest keines, über das besonders viel 
geredet wird. Die Nebenkosten-Nachzahlun-
gen, die dieses und nächstes Jahr anstehen, 
vielleicht schon eher. Nicht mehr genug 
Geld für Essen zu haben, ist vielleicht kein 
Thema, über das die Leute besonders gerne 
reden. Von daher dominieren auch leider 
eher individuelle Lösungen: Viele suchen 
sich Zweitjobs oder versuchen möglichst 
viele Vertretungsschichten zu ergattern. Man 
merkt, dass die Leute versuchen, weniger 
Geld auszugeben, im Urlaub zu Hause blei-
ben, oder sie überlegen, wie sie ohne zu hei-
zen durch den Winter kommen.

Das liegt sicher auch daran, dass mit den 
letzten Arbeitskämpfen hier zwar erfolgreich 
ein Tarifvertrag durchgesetzt wurde, aber das 
Vertrauen in ver.di zumindest hier in der 
Einrichtung doch eher gesunken ist, weil der 
Arbeitskampf schlecht vermittelt wurde und 
die Interessen der vielen Beschäftigten mit 
befristeten Verträgen dabei nicht berücksich-
tigt wurden. Das sind natürlich nicht die 
besten Voraussetzungen für kommende Aus-

einandersetzungen. Zudem ist noch gut in 
Erinnerung, dass die Verhandlungen sich da-
mals über mehrere Jahre gezogen haben. So 
wird eine Tarifauseinandersetzung wahr-
scheinlich kaum als sinnvoller Weg gesehen, 
um eine schnelle Lösung für die momenta-
nen Probleme zu liefern. Das soll aber auch 
nicht heißen, dass die Beschäftigten hier 
nicht in der Lage wären, ihre Interessen 
durchzusetzen. Im Kontext der Pandemie 
wurde z.B. erfolgreich verhindert, dass die 
Arbeitszeiten ohne Ausgleichszahlungen weit 
in die Nacht verlängert wurden.  

Wenn wir über Inflation und Drogenhilfe 
sprechen, kann es aber auch nicht nur 
Thema sein, wie es finanziell um die Be-
schäftigten steht. Schließlich arbeiten wir 
mit Klient:innen, die durch ihre Sucht sehr 
viel Geld benötigen und gleichzeitig in un-
glaublich elendigen Verhältnissen leben. Das 
ist in der Pandemie ohnehin schon alles sehr 
viel schlimmer geworden, weil z.B. mehr 
Menschen auf der Szene sind und die ge-
sundheitliche Versorgung ein riesiges Prob-
lem ist. Durch die Inflation kommen die 
Leute jetzt noch schlechter an Geld, z.B. 
wird Betteln schwieriger, wenn die Geldsor-
gen in der Gesellschaft zunehmen. So steigen 
Elend, Druck und Konflikte in der Szene na-
türlich enorm an. Und das macht unsere Ar-
beit auch nicht gerade einfacher.

Georg arbeitet in einer niedrigschwelligen Einrichtung 
der integrativen Drogenhilfe e.V. (idh); die idh 

 ist ein eingetragener Verein, der durch das Drogenreferat 
der Stadt Frankfurt beauftragt und finanziert wird, und 

war Vorreiter der akzeptierenden, niedrigschwelligen 
Arbeit mit Drogenkonsument*innen – eine der größten 

Einrichtungen dieser Art in Europa.

SuE: zu überlastet,  
um über Inflation zu reden

Leider wird bei uns im Betrieb nicht über sol-
che Themen wie Inflation oder Energiepreise 
gesprochen. Wir sprechen noch nicht mal 
ausreichend über die Probleme, die unsere Ar-
beit direkt betreffen. Der Stress der letzten 

Jahre war so groß, dass es keine Zeit gab, über 
solche Dinge zu reden. Das lag vor allem an 
der Einrichtungsleitung und dem verheeren-
den Personalschlüssel. Regelmäßig sind 
Kolleg:innen mit bis zu 30 Kindern über 
Stunden alleine. Da hat niemand mehr Ener-
gie, um anschließend noch Probleme wie In-
flation und unsere Löhne zu besprechen. Na-
türlich ist auch Corona ein Problem, aber das 
viel größere Problem war die völlig desinteres-
sierte und autoritäre Einrichtungsleitung.

Wir haben eine Überlastungsanzeige bei 
Betriebsrat und Geschäftsführung gestellt. 
Leider ist der Betriebsrat gerade ebenfalls 
überlastet. Die Geschäftsführung argumen-
tiert dann immer mit mangelndem Fachper-
sonal, plant aber gleichzeitig die Öffnung 
immer weiterer Einrichtungen. Das führt al-
lerdings nicht dazu, dass bei uns mehr Leute 
eingestellt werden. Ich weiß, dass auch meh-
rere andere Belegschaften in der letzten Zeit 
solche Überlastungsanzeigen gestellt haben. 
Der Geschäftsführung scheint es egal zu sein.

Aber eins ist ja klar, für viele Kolleg:innen 
haben die Löhne schon vor der Inflation 
kaum zum Leben gereicht. Vor allem allein-
erziehende Kolleginnen sind trotz Vollzeit 
auf Nebenjobs angewiesen, um ihre Kinder 
durchzubekommen. Deren Situation ist na-
türlich nicht besser geworden. Von den Aus-
einandersetzungen um die letzte Tarifrunde 
im SuE-Bereich haben wir kaum was mitbe-
kommen und ich war von dem Ergebnis 
auch nicht sonderlich begeistert. Allerdings 
hat uns die Geschäftsführung nun mitgeteilt, 
dass der Abschluss der Tarifrunde leider für 
uns keine Geltung habe. [Der Tarifabschluss 
im SuE Bereich gilt leider nur für den öffent-
lichen Dienst und damit nicht für den priva-
ten Träger der Kita, Anm. d. R.] Wie es da-
mit weitergeht, wissen wir nicht, weder 
Betriebsrat noch Gewerkschaft haben diesbe-
züglich mit uns geredet.

Gertrude arbeitet in einer Kita des internationalen Fami-
lienzentrums e.V. in Frankfurt a.M 

Inflationärer Gebrauch
Stimmen zum betrieblichen und tariflichen Umgang mit dem Preisanstieg
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Auch bei Amazon fanden im Frühjahr 
2022 an verschiedenen Standorten Be-
triebsratswahlen statt. Die Ergebnisse 
sind dabei für ver.di als durchwachsen 
zu bewerten. Es gab Erfolge, aber lei-
der auch Niederlagen für die ver.di-
Listen. Im Folgenden wollen wir, das 
Streiksolibündnis Leipzig, einige As-
pekte der Wahl herausgreifen, um  
strategische Lehren für künftige Wahl-
runden zu ziehen. Wir danken den 
Amazon-Betriebsaktiven aus ganz 
Deutschland, die beim Verfassen des 
Artikels mitgeholfen haben, indem sie 
uns ihre Eindrücke geschildert haben. 
Wir konnten allerdings nur auf die Er-
fahrungen von Kolleg:innen zurück-
greifen, mit denen wir über das trans-
nationale Amazon-Arbeiter:innen 
Netzwerk Amazon Workers Internatio-
nal verbunden sind. Deshalb liegen 
uns nur die Wahlergebnisse von elf 
Standorten vor.

	A mazon als Unterstützer der 
betrieblichen Mitbestimmung?

Die Etablierung der betrieblichen Mitbe-
stimmung ist bei Amazon Deutschland wei-
ter auf dem Vormarsch und der Konzern 
leistet hierzulande gegen Betriebsräte keinen 
grundsätzlichen Widerstand mehr. Das Un-
ternehmen macht dabei einen notwendigen 
Kompromiss, weil die durch das Betriebsver-
fassungsgesetz ermöglichte Wahl von Be-
triebsräten auch durch Union-Busting-Stra-
tegien nicht dauerhaft verhindert werden 
kann. Amazon lässt daher Betriebsratsgrün-
dungen zu, versucht aber deren Wahlausgang 
in seinem Sinn zu beeinflussen. Hierfür för-
dert Amazon die Gründung von Wahllisten 
bei der Betriebsratswahl. In einer Broschüre, 
die vom Unternehmen zur Wahl erstellt 
wurde, wird sehr genau erklärt, wie man eine 
Liste aufstellt. Darin ist zu lesen: »Beteiligt 
euch und sorgt dadurch dafür, dass eure In-
teressen im Betriebsrat vertreten sind!«1 Laut 
der Broschüre unterstützt Amazon jede Be-
triebsratsliste mit 2.500 Euro für Marketing-
ausgaben und mit weiteren Vorteilen. Die 
Leipziger ver.di-Liste lehnte diese Wahl-
kampfunterstützung in einem Flugblatt ab 
und forderte Amazon auf, das Geld lieber an 
Bedürftige zu spenden. Am Standort Bad 
Hersfeld wurde das Verteilen der Broschüre 
auf Druck des Wahlvorstandes untersagt, 
während sie an anderen Standorten an der 
Rezeption auslag. Der Einfluss wurde von 
Kolleg:innen unterschiedlich bewertet.  
Während einige meinen, dass die Broschüre 
kaum zur Kenntnis genommen worden sei, 
schreiben ihr andere einen großen Einfluss 
auf die diesjährige Wahlrunde zu. Auf jeden 
Fall erweckt Amazon nicht den Eindruck, 
dass Betriebsratsaktivität per se uner- 
wünscht ist.

Amazon strebt offensichtlich an, dass bei 
Betriebsratswahlen möglichst viele Listen an-
treten, so dass es möglichst viele Fraktionen 
in dem Gremium gibt. Damit hatte der 
Konzern auch Erfolg. So gab es am Standort 
in Winsen zehn Listen, was uns als die nor-
male Zahl an Listen an Amazon-Standorten 
erscheint, in Koblenz sogar 19. In beiden 
Warenlagern wurde ein 17er-Gremium ge-
wählt. Je mehr Listen bei einer Wahl antre-
ten, desto unwahrscheinlicher ist es, dass sich 
eine starke Liste, die Arbeiter:innen-Interes-
sen vertritt, durchsetzt. Außerdem wird die 
Arbeit im Betriebsrat erschwert, wenn dieser 
in viele verschiedene Fraktionen zerklüftet 
ist, die sich nicht auf eine Strategie für den 
Umgang mit der Geschäftsführung und Ver-

handlungen über Betriebsvereinbarungen ei-
nigen können.

Allerdings hat die »Begeisterung« für Be-
triebsräte auch Grenzen. Amazon will zer-
splitterte Betriebsräte oder solche, die von 
managementnahen Listen geführt werden 
und die Betriebspolitik der Geschäftsführung 
möglichst nicht behindern. Sie sollen nicht 
von Gewerkschaftslisten geführt werden, wie 
der Fall Leipzig demonstriert. In der vergan-
genen Wahlperiode musste dort der Betriebs-
rat dreimal gewählt werden, wobei jedes Mal 
die ver.di-Liste als Siegerin mit absoluter 
Mehrheit hervorgegangen war. Eine der 
Neuwahlen war durch Wahlanfechtung der 
Geschäftsführung notwendig geworden und 
eine weitere aufgrund der Anfechtung durch 
eine gewerkschaftsunabhängige Liste. Das er-
schwerte die Arbeit des Betriebsrates vor dem 
Hintergrund der Pandemie und des fortlau-
fenden Stellenabbaus am Standort, der unter 
anderem mit juristisch fragwürdigen krank-
heitsbedingten Kündigungen einhergeht, 
deutlich.2

Weiterhin beschränkt sich der Trend des 
Aufbaus betriebsrätlicher Strukturen bisher 
auf die Fulfillment Center, also die Waren

lager von Amazon, in denen die Warensen-
dungen zwischen Produzent:innen und 
Endkund:innen zwischengelagert und im 
Schnitt circa 1.500 Arbeiter:innen beschäf-
tigt werden. Bis auf eine Ausnahme (siehe 
unten) ist uns nicht bekannt, dass es Be-
triebsräte in Delivery Stations, also im Letze-
Meile-Geschäft Amazons, gibt. Die Zahl  
dieser Standorte, die in der Regel deutlich 
kleiner als Fulfillment Center sind und zwi-
schen 100 und 250 Arbeiter:innen beschäfti-
gen, hat in Deutschland in den letzten Jah-
ren deutlich zugenommen, weil Amazon 
zunehmend von anderen Paketlieferdiensten 
unabhängig werden möchte. Es existieren 
unserer Einschätzung nach bei Amazon zwei 
Welten.3 Die Fulfillment Center mit Be-
triebsräten und gewerkschaftlichen Betriebs-
gruppen und die Delivery Stations ohne 
diese Interessenvertretungen. Die Arbeitssi-
tuation ist bei Letzteren prekärer. Es werden 
dort noch Leiharbeiter:innen beschäftigt und 
der Anteil von Arbeiter:innen ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft ist sehr hoch. Uns ist 
nicht bekannt, dass die oben erwähnte Bro-
schüre auch in den Delivery Stations verteilt 
und dort 2.500 Euro Unterstützung für 
Marketingkosten ausgelobt wurden.

	 Probleme zerklüfteter 
Wahl-Listen

Wie bereits erwähnt, traten bei den Betriebs-
ratswahlen meistens zahlreiche Listen gegen-
einander an. Wir wissen nicht, wie groß der 
Einfluss Amazons ist, aber die Vielzahl der 
Listen ist auch Ausdruck von Unzufrieden-
heit mit den Arbeitsbedingungen, die von 
den ver.di- (oder den managementnahen) 

Listen nicht eingefangen werden kann. Wei-
terhin motiviert die Aussicht auf den Kündi-
gungsschutz oder eine Freistellung Arbeite
r:innen, mit Listen an den Start zu gehen. 
Das führt dazu, dass sich die Stimmen unter 
den Listen mehr aufteilen. So gewann die 
ver.di-Liste bei der Wahl in Koblenz die 
meisten Stimmen, bekam am Ende aber nur 
drei Sitze. Mitunter sind ver.di-Vertrauens-
leute auf unterschiedlichen Listen angetre-
ten. Das führt zwar dazu, dass am Ende oft 
doch mehr ver.di-Aktive im Betriebsrat sit-
zen, als die Ergebnisse der offiziellen ver.di-
Liste vermuten lassen. So gab es in Bad Hers-
feld keine ver.di-Liste, aber drei gewerk- 
schaftsnahe Listen, so dass nach der Wahl 15 
ver.di-Mitglieder im 25er-Gremium sitzen. 
Dementsprechend werden nach der Wahl 
zwar mehrere Betriebsräte von ver.di-Aktiven 
geführt, allerdings ohne dass eine starke ver.
di-Liste die Wahl mit absoluter Mehrheit ge-
wonnen hat.

Nichtsdestotrotz verschärfen und provo-
zieren die Listenaufteilungen im Zuge des 
aufgeheizten Wahlkampfklimas Konflikte in 
Vertrauensleutestrukturen, weswegen sich 
mehrere Vertrauensleute für die kommenden 

Wahlen offizielle ver.di-Listen wünschen. 
Vertrauensleute sollen dann nur noch auf 
diesen kandidieren. Dies könnte sinnvoll 
sein, weil unserer Einschätzung nach auf-
grund des Stimmenauszählmodus (d’Hondt
sches Höchstzählverfahren) starke Listen ten-
denziell im Vorteil sind.4 In Leipzig konnte 
ver.di mit der Strategie einer Gewerkschafts-
liste die letzten Wahlen gewinnen – bis zu 
dieser Betriebsratswahl. Im Gegensatz zu 
dem allgemeinen Trend traten dort diesmal 
insgesamt nur zwei Listen an: Die Gewerk-
schaftsliste und ein Listenzusammenschluss 
aus mehreren nicht-gewerkschaftlichen Lis-
ten, auf der sich auch Manager:innen befan-
den. Diesmal ging die Wahl für die ver.di 
mit 474 zu 510 Stimmen knapp verloren. 
Wären die anderen Listen wie sonst getrennt 
angetreten, hätte ver.di die absolute Mehr-
heit der Sitze gewonnen, obwohl weniger als 
50 Prozent der Stimmen erreicht wurden. 
Hoffnungen, dass sich die andere Liste selbst 
zerlegt oder sich einige ihrer Mitglieder der 
ver.di-Fraktion annähern, sind leider bisher 
nicht eingetreten. Ein Manager leitet jetzt 
den Betriebsrat. Aus Sicht einer Vertrauens-
person aus Bad Hersfeld ist mit diesem Er-
gebnis ein »Bollwerk gegen Amazon« wegge-
brochen. Er befürchtet, dass ein arbeitgeber- 
freundlicher Betriebsrat in Leipzig auch auf 
seinen Standort, der sich ebenfalls durch ei-
nen sehr kämpferischen Betriebsrat gegen-
über der Geschäftsleitung auszeichnet, 
Druck ausüben könnte.

In den beiden ältesten Amazon-Standor-
ten findet derzeit ein starker Stellenabbau 
statt. In Leipzig sank die Mitarbeiter:innen
zahl in den letzten Jahren von knapp 2.000 
auf derzeit knapp 1.300, in Bad Hersfeld 
von 4.500 auf derzeit um die 3.500. Dies  

hat mit der Erweiterung des Amazon-Netz-
werkes zu tun, aber auch mit den älteren 
Produktionsanlagen und der geringeren Pro-
duktivität im Vergleich zu den neuen Stand
orten. Wenn künftig der Einsatz bestimmter 
Tools an weniger Standorten durch kämpfe-
rische Betriebsräte z.B. aus Datenschutz-
gründen verhindert wird, kann Amazon die 
einzelnen Standorte mit der Drohung des 
weiteren Arbeitsplatzabbaus besser unter 
Druck setzen.

	 ver.di-Mitglieder geeint gegen 
die restliche Belegschaft?

Auch wenn es Schwankungen gibt, sehen 
wir, dass ein Zusammenhang zwischen 
Streikteilnehmenden bzw. ver.di-Mitgliedern 
und Stimmen für die ver.di- (und ver.di- 
nahen) Listen besteht. In Koblenz und Bad 
Hersfeld, wo im letzten halben Jahr die Zahl 
der ver.di-Mitglieder stark gestiegen ist, 
nahm auch die Zahl der ver.di-Betriebsräte 
zu. Das neue Mitgliederwachstum an den 
Standorten, wo schon seit Jahren regelmäßig 
Streiks stattfinden, wird mit wachsender  

Unzufriedenheit in Bezug auf steigen-
den Leistungsdruck in Verbindung ge-
bracht, so dass sich auch jahrelange 
Streikbrecher:innen jetzt den Kol
leg:innen anschließen. Eine Bad Hers-
felder Vertrauensperson meinte: »Die 
Leute haben keinen Bock mehr!«

Das heißt einerseits, dass ver.di ihre 
Mitglieder zwar zur Wahl mobilisieren 
kann, andererseits kann sie aber an 
den meisten Standorten nur wenige 
Wähler:innen ohne Mitgliedsausweis 
mobilisieren. Auch dort, wo ver.di-
Listen die Wahlen gewinnen, haben 
sie meistens keine absoluten Mehrhei-
ten geholt und sind auf Koalitionen 
mit anderen Listen angewiesen. Mehr-

heiten von ver.di-Listen werden vor allem 
dort geholt, wo die Gewerkschaft erfolgreich 
gegen offensichtlich arbeitgebernahe Be-
triebsratsvorsitzende polarisieren konnte. Im 
Kontext einer Polarisierung wegen großer 
Unzufriedenheit mit den bestehenden Be-
triebsräten konnten die ver.di-Listen in 
Dortmund und Werne ihre Ergebnisse deut-
lich verbessern und jeweils den Vorsitz neu 
erobern. In Dortmund 2 steigerte ver.di in 
einer polarisierten Wahl ihr Ergebnis von 20 
auf 33 Prozent.

Allerdings konnte an anderen Standorten 
die polarisierte Situation auch von anderen 
Listen genutzt werden, die zwar nicht ma-
nagementnah, aber auch keine Gewerk-
schaftslisten sind. In Rheinberg gelang es  
der ver.di-Liste aus verschiedenen Gründen 
nicht, sich als die Oppositionsliste gegen den 
alten, geschäftsführungsnahen Betriebsrat 
darzustellen. Sie verlor dramatisch und 
kommt nur noch auf drei (vorher sechs) 
Sitze im 17er-Gremium. Dies lag mutmaß-
lich an einem verspäteten Wahlkampfstart, 
der zudem mit den ersten Streiktagen des 
Jahres zusammenfiel, was einigen Kolleg:in
nen unangenehm aufstieß, weil die Streiks 
als bloße Wahlkampfaktion interpretiert 
wurden. Außerdem liegt das Ergebnis laut 
Aussagen eines Aktiven auch daran, dass der 
alte und neue BR-Vorsitzende ein ehemaliger 
Streikteilnehmer ist, der auf die »dunkle 
Seite der Macht« wechselte und nun mit  
der Beschwörung der Standortsicherung Ge-
schäftsführungsinteressen im Betriebsrat 
durchdrückt. Er und zahlreiche Kolleg:innen 
seiner Liste traten vor vier Jahren noch auf 
der ver.di-Liste an und spalteten sich dann 
ab, was sich in verlorenen Stimmen ausge-
wirkt haben dürfte. Wahlgewinner war statt-

Mit List(en) und Tücke
Betriebsratswahlen bei Amazon 2022 – Streiksolibündnis Leipzig und Vertrauensleute geben einen Überblick
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dessen eine diverse Liste, auf der neben an-
deren Kolleg:innen auch ver.di-Mitglieder 
kandidierten.

Ob solche offenen Listen eine Lösung sein 
können, hängt wohl stark von lokalen Gege-
benheiten ab. In Brieselang bei Berlin tritt 
seit Jahren keine offizielle Gewerkschaftsliste 
an, sondern eine gemischte. Hintergrund ist, 
dass vor Jahren zahlreiche ver.di-Betriebsräte 
nicht in ein un-
befristetes Ar-
beitsverhältnis 
übernommen 
wurden, son-
dern mit Ablauf 
der Befristung 
ihren Job verlo-
ren. Die ge-
mischte Liste ist 
Reaktion auf 
diese Sanktion 
des Arbeitge-
bers, die bis 
heute manche 
davon abhält, 
auf einer reinen 
Gewerkschafts-
liste zu kandi-
dieren. Sie ist 
aber zugleich 
der Versuch, 
über die Gewerkschaftsmitglieder hinaus die 
Zusammenarbeit mit allen zu suchen, die 
mit den Arbeitsbedingungen unzufrieden 
sind und im Betrieb etwas verändern wollen. 
Die Liste konnte mit fünf von 13 Mandan-
ten bei dieser Wahl ein respektables Ergebnis 
erzielen und im Vergleich zur letzten Wahl 
einen Sitz hinzugewinnen. Zweite große 
Liste ist eine Liste, auf der auch Manager an-
getreten sind und die ebenfalls fünf Sitze ge-
winnen konnte. Entscheidend sind somit die 
Stimmen von drei kleinen Listen, die mit je-
weils einem Mandat vertreten sind. Ob sich 
daraus themenübergreifend eine Art Koali-
tion ergeben wird, ist bisher noch nicht klar.

 Sieg bei der Betriebsratswahl in 
der delivery-Station wunstorf

Aus niedersächsischen Standorten konnten 
mehrere Erfolge vermeldet werden. So holte 
die ver.di-Liste auf Anhieb die Mehrheit im 
hochmodernen Robotik-Fulfillment-Center 
in Achim bei Bremen, das erst im Sommer 
2021 eröffnet wurde. Leider verfehlte sie die 
absolute Mehrheit, so dass sie nun einer Ko-
alition aus den anderen Listen gegenüber-

steht. Das Ergebnis zeigt aber, dass ver.di 
auch an relativ neuen Standorten schnell 
Strukturen aufbauen kann und mit der enor-
men Expansion Amazons in jüngster Zeit 
teilweise noch Schritt halten kann. 

Das hoffnungsvollste Ergebnis für uns 
ist aus der Delivery-Station in Wunstorf bei 
Hannover zu vermelden. Hier ist nicht nur 
bemerkenswert, dass die ver.di-Liste auf 

Anhieb sechs Sitze in dem Neuner 9er-Gre-
mium gewann und nur wenige Stimmen 
zum siebten Sitz fehlten, sondern dass es 
überhaupt eine Betriebsratswahl in einer De-
livery Station gab. Diese spielen in der ge-
genwärtigen ver.di-Politik, die sich auf die 
Fulfillment Center fokussiert, eine unterge-
ordnete Rolle. Und das, obwohl es laut einer 
Vertrauensperson aus Wunstorf bald mehr 
als 100 Delivery Stations deutschlandweit 
geben wird. In Niedersachsen gibt es derzeit 
sieben. Von US-amerikanischen Organi ze-
r:innen bei Amazon wird diesem Warenla-
gertyp eine besondere strategische Rolle zu-
geschrieben. In ihnen laufen auf lokaler 
Ebene die Warensendungen an die Endkun-
d:innen zusammen und werden umverteilt. 
Ein Streik in einer Delivery Station vermag 
so die Auslieferung von Paketen auf lokaler 
Ebene zu verhindern. Mit anderen Worten: 
Das ›heilige‹ Kundenversprechen wird gebro-
chen. Wenn hingegen in einem Fulfillment 
Center gestreikt wird, kann die Auslieferung 
von Waren zu den Delivery Stations auch aus 
einem anderen Fulfillment Center erfolgen. 
Zudem sind die Belegschaften leichter zu or-
ganisieren, weil dort weniger Arbeiter:innen 
beschäftigt sind.5 Die Beschäftigungsverhält-

nisse dort sind besonders prekär (siehe oben) 
und führen zu einem hohen Durchlauf bei 
der Belegschaft. Allerdings funktioniert es 
nicht mehr so einfach, neues Personal zu ge-
winnen. Mittlerweile arbeiten daher auch in 
den Delivery Stations vorwiegend Festange-
stellte mit Kündigungsschutz, was den nach-
haltigen Aufbau von gewerkschaftlichen Be-
triebsgruppen stark begünstigt.

Konkret profitierte die ver.di-Liste von der 
Unzufriedenheit der Arbeiter:innen mit den 
neuen Schichtzeiten. So wurde der Beginn 
der Nachtschicht von 22.00 Uhr auf 1.00 
Uhr verlegt. Die Arbeiter:innen wollen 
durch neue Möglichkeiten der Mitbestim-
mung derartiges Managementhandeln in 
Zukunft verhindern. Ein weiterer Erfolgs-
garant war der Wahlkampf. Die Vertrauens-
leute verwendeten viel Zeit darauf, ihre 
Kolleg:innen über die Möglichkeiten der 
Briefwahl aufzuklären, was schließlich zu 
 einer Wahlbeteiligung von ca. 80 Prozent 
führte. Um den Druck auf Amazon zu erhö-
hen, wurde die Wahl in der außerbetriebli-
chen Öffentlichkeit beworben. So wurden 
am Bahnhof von Wunstorf Plakate aufge-
hängt. Schließlich konnte ver.di zeigen, dass 
sie für Kolleg:innen mit Geflüchtetenstatus 
auch bei nicht-betrieblichen Konflikten et-
was tut. Als einem Kollegen, der auch auf 
der ver.di-Liste stand, die Aufenthaltsgeneh-
migung entzogen wurde, unterstützte sie ihn 
in jeder Form. Der Kollege hat in der Zwi-
schenzeit eine weitere Duldung erhalten. 
Aufgrund des engagierten Wahlkampfes 
nützte es auch nichts, dass das Management 
am Wahltag kurzfristig den Grill anschmiss. 

In Social-Media-Gruppen der ver.di-Liste 
kursierte die Parole: »Ich verkaufe meine 
Stimme nicht für eine Wurst.«

Laut der Vertrauensperson aus Wunstorf 
haben sich schon weitere Delivery Stations 
bei ihnen gemeldet. Sie planen ebenfalls Be-
triebsratsgründungen in den nächsten Mo-
naten. Wann die Delivery Stations allerdings 
zu streiken anfangen und ihre Logistikmacht 

ausspielen können, ist 
noch offen.

Anmerkungen:
1   https://www.fc-brwahl.com/
info2022 
2   Zum widersprüchlichen 
Umgang Amazons mit den 
Betriebsräten siehe auch Jörn 
Boewe und Johannes Schulten 
(2019): Der lange Kampf der 
Amazon-Beschäftigten. Labor des 
Widerstands: Globale gewerk-
schaftliche Organisierung im 
Onlinehandel. Zweite aktuali-
sierte und erweiterte Auflage. 
Berlin: Rosa-Luxemburg-Stif-
tung, S. 46 – 51. Die Untersu-
chung bezieht sich zwar auf die 
Betriebsratswahl 2018, aber es 
hat sich nicht viel verändert: 
Amazon sperrt sich nicht gegen 
Betriebsräte, will aber den Ein-
fluss der Gewerkschaft geringhal-
ten.
3   As »dritte Welt« könnte man 
darüber hinaus die Subunterneh-
men bezeichnen, die im Auftrag 

Amazons die Pakete von den Verteilstationen zu den 
Kund*innen transportieren. Hier sind auch die 
Arbeitgeber*innen von Amazon als einzigem Auftrag-
geber abhängig und zugleich einer starken Konkur-
renz ausgesetzt. Den daraus resultierenden Kosten-
druck geben sie an die Arbeiter*innen weiter, denn 
die Senkung der Lohnkosten ist für sie die einzige 
Möglichkeit, Wettbewerbsvorteile zu erzielen. Die 
Wahl eines Betriebsrats oder die Gründung gewerk-
schaftlicher Strukturen würde vermutlich dazu füh-
ren, dass ein Subunternehmen von Amazon nicht 
mehr beauftragt und insolvent wird. Die Probleme 
sind somit denen in der Fleischindustrie vor dem 
Inkrafttreten des Arbeitsschutzkontrollgesetzes ver-
gleichbar. Notwendig wäre auch hier eine gesetzliche 
Pflicht, Arbeiter*innen direkt beim Auftraggeber 
anzustellen. Siehe dazu auch Jörn Boewe, Tina Mor-
genroth und Johannes Schulten (2021): Amazons 
letzte Meile. Berlin: Rosa-Luxemburg-Stiftung.

4 Daher gab es auch schon Klagen gegen das Auszähl-
verfahren. Siehe hierzu: https://kliemt.
blog/2018/11/05/betriebsratswahl-das-dhondtsche-
hoechstzahlverfahren-bleibt/. Auch die bereits erwähn-
te Broschüre von Amazon erklärt das d’Hondtsche 
Auszählverfahren. Es wird sogar in dem Rechenbei-
spiel sehr deutlich, dass die stärkste Liste stark profi-
tiert. Allerdings zieht der Erklärtext diesen Schluss 
nicht explizit.  

5 Vgl. hierzu die Äußerungen unseres Genossen von 
Amazonians United New York https://zeitschrift-
luxemburg.de/artikel/die-absehbare-niederlage-in-
alabama-eine-kritik-der-organizing-kampagne-bei-
amazon/. 
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Parteien und Parteiarbeit sind kein 
Schwerpunkt des express. Dennoch 
muss es uns interessieren, wenn eine 
gewerkschaftsnahe Partei und die ein-
zige linke Kraft in den Parlamenten 
mehr oder weniger ein einziger Scher-
benhaufen ist. Wir haben daher Bernd 
Riexinger als alten Freund unseres 
Blatts gebeten, eine persönliche Ein-
schätzung zu geben. Diese fällt, das sei 
vorhergeschickt, recht optimistisch 
aus. Wir werden eine strategische Dis-
kussion um eine Erneuerung und Stär-
kung der Linken – denn die Krise der 
Partei ist letztlich nur Symptom einer 
allgemeinen Krise linker Bewegung 
(vgl. dazu den Beitrag von Harald 
Rein auf S. 12) – auch weiterhin ver-
folgen.

Es war kein einfacher, aber ein wichtiger Par-
teitag. DIE LINKE war nach ihren heftigen 
Wahlniederlagen bei den Bundestagswahlen 
und nachfolgenden Landtagswahlen im Saar-
land, Schleswig-Holstein und NRW gewaltig 
ins Schlingern geraten. Unterschiedliche In-
terpretationen lösten Richtungsdebatten aus, 
besonders über die Bedeutung konsequenter 
Klimaschutzpolitik und damit verbunden 
eine schon länger anhaltende Milieudiskus-
sion. Schon länger zurückliegende Konflikte 
mit der Fraktionsführung erbte auch die 
neue Parteiführung. Susanne Henning-
Wellsow trat noch vor den Landtagswahlen 
in Schleswig-Holstein und NRW als Co-
Vorsitzende zurück und überließ Janine 
Wissler den alleinigen Vorsitz. In dieser Kri-
sensituation beschloss der Parteivorstand die 
komplette Neuwahl des Führungsgremiums.

Es liegt schon zehn Jahre zurück, dass es 
für den engeren Führungskreis, also die bei-
den Vorsitzenden, Geschäftsführer:in und 
Schatzmeister:in mehrere Kandidaturen gab, 
so dass auch hier von einer Richtungsent-
scheidung gesprochen werden kann. Es ist 
kein Geheimnis, dass die Gegenkandidat:in
nen von Janine Wissler, Heidi Reichinneck 
und Sören Pellmann, mehr oder weniger of-
fen die gewünschten Kandidat:innen der 
Fraktionsvorsitzenden waren. Auch Sahra 
Wagenknecht hatte sich offen gegen Janine 
Wissler und für Sören Pellmann ausgespro-
chen. Durchgesetzt hatten sich dann Janine 
Wissler und Martin Schirdewan bei den Vor-
sitzenden, der bisherige Schatzmeister, Ha-
rald Wolf, wurde wiedergewählt und Ge-
schäftsführer wurde der Reformer Tobias 
Bank, der sich gegen den Bewegungslinken 
Janis Ehling durchsetzen konnte.

Damit konnten sich bei der engeren Füh-
rung in nahezu allen Positionen die Kandi
dat:innen durchsetzen, die für Kontinuität 
des bisherigen Kurses mit dem Anspruch ei-
ner fortgesetzten Erneuerung stehen. Die 
Taz-Redakteure Pascal Beucker und Stefan 
Reinicke, die die Partei gut kennen, kom-
mentierten die Wahl folgendermaßen: »Mit 
dem Votum für Wissler und Schirdewan be-
stätigen die rund 570 Delegierten den zen
tristischen Kurs der Parteiführung. Es ist 
eine herbe Niederlage für die Bundestags-
fraktionsspitze Amira Mohamed Ali und 
Dietmar Bartsch, aber vor allem für Wagen-
knecht, die auf das andere Duo gesetzt hat-
ten, um eine ihr genehme Parteiführung zu 
installieren« (Taz, 26. Juni 2022).

Janine Wissler, die zu Unrecht für die  
MeToo-Affäre mitverantwortlich gemacht 
wurde und der von Teilen der Partei und den 
Medien die schlechten Wahlergebnisse ange-
lastet wurden, obwohl sie zum Zeitpunkt der 
Bundestagswahlen erst ein halbes Jahr Vorsit-
zende war, erlebte einen Akt der Solidarität. 

Als sie für ihre Rede der Parteivorsitzenden 
am ersten Tag die Bühne betrat, bekam sie 
minutenlangen Beifall, der sie sichtlich ge-
rührt, aber auch gestärkt hatte. Ihre leiden-
schaftliche Rede wurde mit stehenden Ova
tionen gefeiert.

	

Bewegungslinke und 
gewerkschaftliche 
Kandidat:innen gestärkt

Bei den Wahlen des übrigen, auf 26 Plätze 
reduzierten Parteivorstandes wurde die Be-
wegungslinke weiter gestärkt. Diese relativ 
neue Strömung auf dem linken Flügel der 
Partei, mit überwiegend jungen, bewegungs-
orientierten Genoss:innen, entwickelt sich 
immer mehr zu einem Zentrum und konnte 
alleine die Hälfte aller Mandate erringen. 
Der Flügel um Sahra Wagenknecht und die 
Sozialistische Linke sind im neuen Parteivor-
stand nicht mehr vertreten. Letztere hatte 
ihre Kandidat:innen zurückgezogen. Sie wol-
len im Oktober einen Kongress abhalten, auf 
dem sie klären wollen, ob sie in der Partei 
bleiben oder eine neue Partei gründen wol-
len. Auch die gewerkschaftlichen Kandida
t:innen wurden gestärkt. Jana Seppelt, Fach-
bereichsleiterin bei ver.di Berlin-Branden- 
burg, wurde als stellvertretende 
Parteivorsitzende überzeugend wiederge-
wählt. Jana Lützkendorf, langjährige Be-
triebsrätin, Streikführerin bei der Charité 
und jetzt bei ver.di Berlin-Brandenburg, er-

hielt die meisten Stimmen bei den Frauen. 
Jan Richter, Sprecher der Bundesarbeitsge-
meinschaft Betrieb und Gewerkschaft, wurde 
ebenfalls wiedergewählt. Zuvor hatte der 
Parteivorstand die Gründung eines Gewerk-
schaftsrates beschlossen, der sich bereits 
Ende Januar 2022 konstituiert hat.

	 Inhaltliche 
Richtungsentscheidungen

Der Parteivorstand legte drei Leitanträge vor, 
was schon ohne Wahlen (die ursprünglich 
nicht geplant waren) eine enorme Herausfor-
derung bedeutet hätte, mit zeitraubenden 
Wahlen jedoch fast nicht zu bewältigen war. 
Trotzdem gelang es, alle drei Anträge mit 
Änderungsanträgen, die jedoch an der 
grundsätzlichen Richtung nichts veränder-
ten, zu verabschieden. Beim ersten Leitan-
trag ging es um das Verhältnis von sozialer 
Gerechtigkeit und Klimagerechtigkeit, ein 
insbesondere in der Fraktion umstrittenes 
Thema. Eine Interpretation der Wahlnieder-
lagen besteht in der Annahme, dass DIE 
LINKE ihre Kernwählerschaft vernachlässigt 
hätte, weil sie sich bemühte, grüner als die 
Grünen zu werden oder identitäre Fragen in 
den Vordergrund zu stellen. Sahra Wagen-
knecht hat das mit ihrem Vorwurf, dass sich 

DIE LINKE zu einer Lifestylelinken entwi-
ckeln würde, auf die Spitze getrieben. Ver-
bunden wird diese Einschätzung mit der 
Forderung, den Fokus auf Sozialstaat, soziale 
Gerechtigkeit und Frieden zu richten. Dage-
gen hat sich in der Mehrheit der Partei und 
besonders in der Parteibasis längst das Ver-
ständnis herausgebildet, dass radikaler Kli-
maschutz und soziale Gerechtigkeit zwei  
Seiten der gleichen Medaille sind und kei-
nesfalls gegeneinander gestellt werden dür-
fen. Beide Fragen müssen als Klassenfragen 
behandelt und miteinander verbunden wer-
den. Diese Sichtweise hat zwar längst Ein-
gang in das Wahlprogramm gefunden, lei- 
der jedoch nicht in den Wahlkampf. Eine 
jüngste Umfrage, von der parteinahen Rosa-
Luxemburg-Stiftung in Auftrag gegeben, 
hatte zum Ergebnis, dass das auch die Mehr-
heit des linken Wählerpotentials so sieht. 
Nahezu drei Viertel des Wählerpotentials 
will, dass die Linke gute Löhne, gute Arbeits-
bedingungen und Klimaschutz gleichrangig 
voranbringt. Das hat auch eine überdeutliche 
Mehrheit des Parteitags so gesehen und mit 
der Verabschiedung des Leitantrages eine 
klare Richtungsentscheidung gefällt.

	A useinandersetzung 
um den Ukraine-Krieg

Die Frage, wie sich DIE LINKE zum Ukrai
ne-Krieg positioniert und dabei besonders 
zur Verantwortung von Russland, wurde me-

dial am stärksten beobachtet und be-
richtet. Auch hier lag ein Leitantrag 
vor, der klar und schonungslos Russ-
land für den Krieg verurteilt, gezielte 
Sanktionen befürwortet, jedoch 
ebenso eindeutig das gigantische 
Aufrüstungsprogramm der Bundes-
regierung und NATO kritisiert und 
Waffenlieferungen an die Ukraine 
ablehnt. Gleichzeitig wird klar Partei 
für die ukrainische Bevölkerung, die 
unerträglich unter diesem Krieg lei-
den muss, ergriffen. Dazu gab es ei-
nen Ersetzungsantrag aus dem par-
teilinken Spektrum, der ebenso 
Russland verurteilte, jedoch deutlich 
schärfere Kritik an der NATO for-
mulierte und Sanktionen ablehnte. 

Es war mutig, aber richtig, dass Janine Wiss-
ler den Parteivorstandsantrag verteidigte und 
für dessen Verabschiedung kämpfte, obwohl 
ein Teil ihrer Anhänger:innen für den Erset-
zungsantrag gestimmt hat. Die Delegierten 
stimmten mit einer klaren, aber nicht über-
deutlichen Mehrheit für den Antrag des Par-
teivorstandes. Der Antrag der Gruppe um 
Sahra Wagenknecht und Sevim Dagdelen 
hatte damit keine Chance mehr. Vielmehr 
wurde auf dem Parteitag deutlich, dass ihr 
Einfluss zwischenzeitlich marginal ist, inhalt-
lich und personell. Damit hatte der Parteitag 
eine Neujustierung seiner Außenpolitik vor-
genommen, ohne an den friedenspolitischen 
Positionen zu rütteln. Ein Antrag einiger De-
legierten, die unter bestimmten Bedingun-
gen Waffenlieferungen akzeptieren würden, 
hatte ebenfalls keine Chance, mehr als zehn 
Prozent der Delegiertenstimmen zu bekom-
men. Damit kann die Partei ihre Rolle als 
politische Kraft ausüben, die inner- und au-
ßerhalb des Bundestags gegen einen neuen 
Rüstungswettlauf steht, ohne in den Ver-
dacht zu geraten, sie würde die imperiale Po-
litik von Russland relativieren.

Im dritten Leitantrag ging es um das 
Selbstverständnis der Partei und ihrer weite-
ren Entwicklung. In den letzten zehn Jahren 
hatte sich ein Parteiverständnis durchgesetzt, 
das weit über die Beteiligung an Wahlen hin-

ausgeht. Die Partei definierte sich als Bewe-
gungs- und Mitgliederpartei, die sich in den 
Betrieben, Gewerkschaften und Stadtteilen 
verankert, sich aktiv an gesellschaftlichen 
Kämpfen und Bewegungen beteiligt, Bünd-
nisse mit Gruppen, Organisationen der sozi-
alen und ökologischen Bewegungen eingeht 
und eigene Kampagnenfähigkeit entwickelt. 
Organizing, z.B. in Form von Haustürbesu-
chen und Stadtteilarbeit in sozialen Brenn-
punkten, wurden als Methoden eingeführt 
und verbreitet, ebenso Kampagnen gegen 
den Pflegenotstand, für bezahlbare Wohnun-
gen oder gegen Rassismus auf den Weg ge-
bracht. Dadurch hat sich die Partei verän-
dert, verjüngt, ist aktivistischer geworden. 
Der Leitantrag, der eine Fortsetzung und 
Weiterentwicklung dieses Parteiselbstver-
ständnisses formulierte, wurde ohne große 
kontroverse Diskussionen verabschiedet.

	M e Too-Debatte

Verschärft, aber nicht ausgelöst, wurde die 
Krise durch die öffentlich gemachte Me Too-
Debatte, bei der insbesondere vom Spiegel 
durch fragwürdige Berichterstattung eine  
Beschädigung der Co-Vorsitzenden herbei
geführt wurde. Am ersten Tag führten die 
Delegierten eine sachliche und wichtige Dis-
kussion darüber. Es darf keinen Zweifel ge-
ben, dass eine feministische Partei wie DIE 
LINKE sexuelle Übergriffe und Belästigung 
nicht tolerieren oder unter den Tisch kehren 
darf. Linke Zusammenhänge müssen ein ge-
schützter Raum sein, in dem sich die Men-
schen sicher fühlen. Vor dem Parteitag hatte 
der Parteivorstand bereits eine Reihe von 
Maßnahmen für den künftigen Umgang mit 
diesem Problem auf den Weg gebracht. Der 
Vorwurf der Mittäterschaft, den einige Dele-
gierte in persönlichen Erklärungen nach der 
Wahl von Janine Wissler gegen sie erhoben, 
wurde von anderen Delegierten unter gro-
ßem Beifall des Parteitages zurückgewiesen. 
Meines Erachtens völlig zu recht.

	F azit

Auf dem Parteitag wurden wichtige inhalt
liche Richtungsentscheidungen getroffen wie 
auch die personellen Fragen entschieden. 
Damit kann sich die Partei wieder verstärkt 
den aktuell anstehenden gesellschaftlichen 
Fragen zuwenden. Die steigenden Lebenshal-
tungskosten, die Verdoppelung und Verdrei-
fachung der Energiepreise, die weiter in die 
Decke schießenden Mieten oder die offen-
sichtlichen Mängel bei der öffentlichen Inf-
rastruktur und der öffentlichen Daseinsvor-
sorge wie auch die verheerenden Folgen der 
immer näher kommenden Klimakatastrophe 
erfordern dringend eine handlungsfähige 
und politisch präsente Linke. Eine Linke, die 
konsequent auf der Seite der Lohnabhängi-
gen und ihrer Gewerkschaften steht, wenn es 
um wichtige Tarifrunden im Herbst oder 
auch aktuell beim Streik der Unikliniken in 
NRW geht, wird dringend gebraucht. Der 
Weg aus dem Umfragetief wird sicher ein 
längerer. Konsistente Politik mit einer er-
kennbaren politischen Linie kann dazu einen 
Beitrag dazu leisten.

*  Bernd Riexinger ist MdB, Mitglied im Verkehrsaus-
schuss des Bundestags und Sprecher für nachhaltige Mobi-
lität der LINKSFRAKTION – den älteren express-
Leser*innen sind die in seiner Zeit als Geschäftsführer des 
ver.di-Bezirks Stuttgart angezettelten Kampagnen für eine 
basis- und bewegungsorientierte Gewerkschaftsarbeit in 
legendärer Erinnerung, so »Öffentlich ist wesentlich«  
gegen die Privatisierung öffentlicher Dienste und Daseins-
versorge oder auch die Erzieher*innenstreiks.

Die LINKE in der Krise
Linke wählt auf Parteitag ihr Führungspersonal und klärt wichtige Richtungsfragen – von Bernd Riexinger*
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Antipasti
Italien:  
Staatsfeindlicher Arbeitskampf

Im Morgengrauen des 19. Juli 2022 hat die 
Polizei auf Anordnung der Staatsanwaltschaft 
von Piacenza den nationalen Koordinator der 
SI Cobas, Aldo Milani, und drei führende 
Vertreter der Gewerkschaft von Piacenza unter 
Hausarrest gestellt: Mohamed Arafat, Carlo 
Pallavicini und Bruno Scagnelli. Die Anklage 
lautet auf Bildung einer kriminellen Vereini-
gung wegen privater Gewalt, Widerstand gegen 

einen Amtsträger, Sabotage und Störung eines 
öffentlichen Dienstes. Dieser Vorwurf geht auf 
Streiks in den Logistiklagern von Piacenza in 
den Jahren 2014 bis 2021 zurück: Der Staats-
anwaltschaft zufolge wurden diese Streiks unter 
einem Vorwand und mit »erpresserischen« Ab-
sichten durchgeführt, um bessere Bedingungen 
für die Arbeitnehmer zu erreichen, als sie der 
nationale Vertrag vorsieht. Gleiche Vorwürfe 
gelten der Basisgewerkschaft USB, deren vier 
führende Gewerkschafter ebenfalls unter Haus-
arrest gestellt wurden.

Die USB hat für den 20. Juli zum landeswei-
ten Generalstreik aufgerufen, die SI Cobas hat 
sich dem Aufruf angeschlossen. In zehn italie-

nischen Städten soll es aktuell zu gewerkschaft-
lichen Protestaktionen kommen. Für das Wo-
chenende 22. bis 24. Juli (nach Redaktions- 
schluss) sind weitere Aktionen geplant.

(LabourNet, labournet.tv)

Belarus: Gewerkschaftsverbote

Die Repression gegen Gewerkschafter:innen in 
Belarus geht weiter: Die belarussische Regie-
rung hat am 19. Juli 2022 den Prozess der 
Auflösung des Belarussischen Kongresses der 
Demokratischen Gewerkschaften (BKDP) und 
der ihm angeschlossenen Organisationen abge-
schlossen. Auch der unabhängige Verband SPB 

sowie der Freie Bund der Metallarbeitenden 
(SPM), der Bund der Radio-Elektronik Indus-
trie (REP) und die Gewerkschaften für Be-
schäftigte im Bergbau, in der Chemieindustrie 
und im Baugewerbe müssen ihre Arbeit einstel-
len. Dies ist das Ergebnis jahrelanger Verfol-
gung unabhängiger Gewerkschafter:innen in 
diesem Land; die Unterdrückung hat sich seit 
Putins Angriffskrieg auf die Ukraine, der von 
der belarussischen Regierung unterstützt und 
vom BKDP angeprangert wird, weiter ver-
schärft. Zahlreiche Gewerkschafter:innen be-
finden sich derzeit in Haft oder sind ins Exil 
geflohen.

(Laboursolidarity.org, DGB)

G esellschaftliche Unzufriedenheit und 
zunehmende soziale Ungleichheit in 

Deutschland führen nicht zum Erstarken lin-
ker Parteien oder Bewegungen. Im Gegen-
teil, unkritische Übernahme staatlicher 
Maßnahmen in der Corona-Krise und eine 
radikale Umwidmung friedenspolitischer 
Grundsätze am Beispiel der russischen Inva-
sion in der Ukraine marginalisieren linke 
Positionen zusehends. Sozial sensible und 
emanzipative Politik ist nur noch bruch-
stückhaft erkennbar. Viel schneller, als die 
Linke sich darauf einstellen kann, passen sich 
kapitalistische Institutionen an ökonomische 
und soziale Veränderungen an, wirken auf 
die Lebensweisen der Betroffenen ein und 
bieten scheinbare Alternativen aus jeglicher 
Krise. Dagegen wird von den meisten linken 
und linksradikalen Initiativen eine an media-
len Konjunkturen und Aufregern orientierte 
Politik gesetzt, die reaktiv bleibt, den eigenen 
politischen Blick einengt, dem Hinterfragen 
dieser Art von Praxis keine Zeit lässt und 
schließlich in Dauererschöpfung mündet. 
Gleichzeitig sind überzeugende Alternativer-
zählungen eher selten. Der eigenen Praxis 
fehlt es oft an einem theoretisch-analytischen 
Unterbau. Der Ruf nach einem »System 
Change« wirkt eher ratlos. Gemeinsame Re-
flexionen über Theorie und Praxis linker 
Gruppen sind dünn gesät und laufen nicht 
selten auf schlichte Rechtfertigung der eige-
nen Existenz hinaus. Lernprozesse sind da-
mit ausgeschlossen! Es fehlt an organisatori-
schen und inhaltlichen Verbindungsbrücken 
zwischen den einzelnen Teilbereichskämpfen 
und es fehlt an einer bestechenden gesamtge-
sellschaftlichen Perspektive.

Erwerbslosengruppen und -zentren ver-
standen sich mit Beginn der 1980er Jahre als 
linke Bewegung. Ihre Höhepunkte markier-
ten die Jahre 

zz 1982 (Erster Bundeskongress der Arbeits-
losen vom 2. bis 5. Dezember in Frank-
furt a.M., Beginn der bundesweiten 
Erwerbslosenbewegung 
zz 1988 (Zweiter Bundeskongress der Initia-
tiven gegen Arbeitslosigkeit und Armut 
vom 17.-19. Juni in Düsseldorf. Konsoli-
dierung der inhaltlichen Arbeit ), 
zz 1998 (vom 5. Februar  bis 7. Juli 1998 
monatliche bundesweite Aktionstage par-
allel zur Verkündung der monatlichen 
Arbeitslosenzahlen), 
zz 2003 (»Demo der 100.000« – bundeswei-
te Demonstration am 1. November in 
Berlin »Alle gemeinsam gegen Sozialkahl-
schlag«) und 
zz 2004 (Montagsdemonstrationen gegen die 
Hartz-Gesetze mit bis zu 200.000 Teil
nehmer:innen vor allem im Osten 
Deutschlands). 

Den damals Aktiven gelang es weder, die 
sich entfaltende Massenbewegung in die be-
stehende Arbeit vor Ort einzubinden, noch 
Hartz IV zu verhindern. Vom Wind der Ver-
änderung profitierte hauptsächlich die im 
Aufbau befindliche Partei »Die Linke«. Acht-
zehn Jahre später spielt die Erwerbslosenpoli-
tik innerhalb der Linken-Partei kaum noch 
eine Rolle, während der Rest der damals ent-
standenen Erwerbsloseninitiativen, in die 
Jahre gekommen, sich fast ausschließlich auf 
das bezieht, was schon immer ihre Stärke 
war: die Beratung! Erfolgreiche Widersprü-
che, nutzbringende Sozialgerichtsurteile und 
eine an den Interessen der Betroffenen orien-
tierte »Willkommenskultur« zeichnen viele 
Initiativen in Deutschland aus. Gleichzeitig 
hat es, nach der Einführung von Hartz IV, 
kaum mehr bundesweite politische Aktionen 
gegeben, sieht man mal von der bundeswei-
ten Demonstration »Krach schlagen statt 
Kohldampf schieben« am 10. Oktober 2010 
in Oldenburg und den Aktionstagen des 
Bündnisses »AufRechtbestehen« ab ‒ erst-
mals am 2. Oktober 2014 rief das Bündnis 
zu einem Aktionstag unter dem Motto »Kein 
Sonderrecht im Jobcenter« auf. Sie bestätig-

ten bereits zu einem frühen Zeitpunkt, dass 
die ursprüngliche Erwerbslosenbewegung an 
einem Scheidepunkt angekommen ist. Ein 
einfaches »Weiter so« wird nach und nach 
(schon aus Altersgründen) zu einem Ende 
der beteiligten Gruppen führen. Übrig blei-
ben wird das Beratungsangebot, allerdings 
dann nicht mehr unter einem unabhängigen 
Label, sondern als Teil einer kirchlichen, 
wohlfahrtsverbandlichen oder gewerkschaft-
lichen Leitlinie.

Meines Erachtens hat die Erwerbslosen
bewegung erhebliche Defizite theoretischer 
wie auch praktischer Art. Insoweit finden 
sich negative Parallelen zur gesamten linken 
Bewegung.

Große Teile der Erwerbslosenbewegung 
sind mittlerweile, ob gewollt oder ungewollt, 

Teil sozialstaatlicher Formierung. Linke Be-
ratungspraxis kann so Integrationspartner  
einer modernisierten Sozialpolitik sein. Der 
ständige (und sicherlich auch notwendige) 
Verweis auf menschenrechtlich problemati-
sche Ausuferungen behördlicher Angriffe ge-
gen Erwerbslose ist eine Art Seismograph, 
der für sozialpolitisch engagierte Parteipoli
tiker:innen notwendig ist, um den sozialen 
Frieden zu bewahren. Als Beispiel sei der jah-
relange Kampf gegen die Sanktionsparagra-
fen bei Hartz IV genannt. Wobei Kampf  
weniger den Straßenkampf meint, sondern 
mehr den Beratungskampf bis vor höchste 
Gerichte. Erst mit dem Grundsatzurteil des 
Bundesverfassungsgerichtes von 2019 wurde 
nach jahrelangem rechtlichen Ringen das be-
stätigt, was Erwerbslose oft am eigenen Leib 
erfahren mussten: Sanktionen führen zu ei-
ner Unterschreitung des Existenzminimums 
und erhöhen den Druck, schlecht bezahlte 
Jobs annehmen zu müssen. Ein Erfolg? Ei-
nerseits ja, denn es gibt eine zeitlich limi-
tierte Möglichkeit, unsinnige Arbeitsange-
bote und Qualifizierungsmaßnahmen ohne 
rechtliche Konsequenzen abzulehnen. 
Gleichzeitig dürfte der interne Druck der 

Jobcenter auf Erwerbslose zunehmen, denn 
nach zweimaligem Meldeverstoß darf die 
Leistung um zehn Prozent gekürzt werden. 
Und was auf die Betroffenen ab Januar 2023 
zukommen könnte, verheißt nichts Gutes. 
Vermutlich verwirklicht sich ein reorganisier-
tes Sanktionsinstrumentarium in Verbin-
dung mit neuen Anreizen, d.h. belohnt, mit 
zusätzlichen Sozialleistungen, wird derjenige, 
der sich dem Willen oder »wohlgemeinten« 
Vorschlägen der sozialstaatlichen Institution 
beugt. Alle anderen erhalten die klägliche 
Grundversorgung. Dies könnte auch der 
Hintergrund sein, weshalb, trotz wissen-
schaftlich stringenter Begründung etwa eini-
ger Wohlfahrtsverbände, der Regelsatz auch 
zukünftig nur bescheiden angehoben wird.

Innerhalb der Erwerbslosenbewegung 

herrscht wie in anderen sozialen Bewegun-
gen eine gewisse Abwehr theoretischer Refle-
xion. Es gibt kaum Beiträge die versuchen, 
die sozialpolitischen Ansprüche der neuen 
Koalition kritisch einzuschätzen. Etwa, ob 
sich mit der Umbenennung von Hartz IV zu 
Bürgergeld real etwas verändern wird und ob 
wir es nicht mit einer neuen Sozialstaatlich-
keit zu tun bekommen, auf die wir angemes-
sen reagieren müssen. In diesem Zusammen-
hang wäre auch zu überprüfen, inwieweit 
sich, verglichen mit den 1980er Jahren, die 
soziale Zusammensetzung der industriellen 
Reservearmee und der von Armut betroffe-
nen Bevölkerung verändert hat. Außerdem 
ist das Spektrum abhängiger Arbeiten vielfäl-
tiger geworden, unentgeltliche, aber verwert-
bare Tätigkeiten haben zugenommen, die 
simple Gegenüberstellung lohnerwerbstätig 
versus erwerbslos vereinfacht viel zu sehr. 
Daraus ergäbe sich unter Umständen eine 
Neuausrichtung unserer Konzeptionen 
(Bündnispolitik etc.) bezüglich Beratung, so-
zialer Zusammenkünfte und politischer Ar-
beit. Und: Ist es noch unsere gemeinsame 
Positionsbestimmung, dass der Sozialstaat 
Teil einer arbeitsorientierten, ausgrenzenden 

kapitalistischen Gesellschaft 
ist, dass dieser Sozialstaat nicht 
in der Lage ist, Armut aufzu-
heben, dass Akkumulation pri-
vaten Reichtums Armut pro-
duziert und dass wir für eine 
andere, nichtkapitalistische 
Gesellschaft einstehen?

All diese Debatten fehlen, 
neue Überlegungen werden ig-
noriert und die tagtägliche 
Praxis unreflektiert weiterge-
führt. Dabei ist das Ziel der ei-
genen Arbeit nicht selten un-
klar, es variiert zwischen 
politischem Support und sozi-
alarbeiterischer Intervention.

Staatliche Coronapolitik, 
das 100-Milliarden-Euro-Pa-

ket für die Bundeswehr, die anhaltenden 
Preissteigerungen für Lebensmittel, die aus-
ufernden Energiekosten und die Behandlung 
von Flüchtlingen aus der Ukraine waren 
oder sind politische Ansatzpunkte, die ver-
deutlichen können, was möglich ist, wenn 
denn der politische Wille vorhanden ist. Von 
Seiten der Erwerbslosenorganisationen 
herrscht vor allem Stille. 

 Diese Stille zu durchbrechen und einen 
gemeinsamen Diskussionsprozess zur sozial-
politischen Lage, ihrer institutionellen Ver-
fassung und zu unseren politischen Interven-
tionsmöglichkeiten zu initiieren, sollte eine 
der Aufgaben in der nächsten Zeit sein.

*  Harald Rein ist aktiv in der Bundesarbeitsgemeinschaft 
prekäre Lebenslagen BAG-PLESA

Die desolate Situation der Linken ist auch eine 
Krise der Erwerbslosenbewegung!
Harald Rein* über Defizite der Erwerbslosenbewegung
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W ir sind es, die expandierenden Ar-
beitslosen, Unterbeschäftigten und 

prekär Beschäftigten von Basta! Der Er-
werbsloseninitiative aus Berlin. Dieses Mal 
treibt uns die Sorge um, dass schon lange 
nicht alle Leute jeden Tag zu essen haben. 
Grund genug, sich die »Reformvorhaben« 
der Bundesregierung im Bereich Grundsi-
cherung genauer anzuschauen.

Zwei Veränderungen wurden hier groß-
spurig angekündigt: Ein Bürgergeld soll 
Hartz IV ersetzen und eine Kindergrundsi-
cherung eingeführt werden. Das Bürgergeld 
wird kommen, wie auch immer. In der Kabi-
nettsvorlage für den Haushalt 2023 sind für 

das ALG II und die Kosten der Unterkunft/
Heizung insgesamt 31,3 Mrd. Euro ange-
setzt.1 Doch die Kindergrundsicherung zur 
Bekämpfung von Kinderarmut kostet die 
Regierung offensichtlich zu viel. So deutet 
Familienministerin Lisa Paus bereits an: 
»Mein Zeitplan ist ehrgeizig, sieht eine Aus-
zahlung aber frühestens 2025 vor.« (taz, 16. 
Juni 2022).

Es sind die Parteien der Agenda 2010 ‒ 
SPD und Grüne ‒, die nun aus Hartz IV, 
dem Unerträglichen, das Bürgergeld, die 
Schweinerei, machen werden. Beide Parteien 
haben ein Interesse, Hartz IV »offiziell« zu 
beenden. Denn es wird von sehr vielen Leu-
ten gleichgesetzt mit sozialem Abstieg, De-
mütigung, Armut und Zwang. Die Agenda 
2010 war ein Paradigmenwechsel für die 
SPD, ein Weg hin zum schlanken Staat und 
zum Ausbau des europaweit größten Nied-
riglohnsektors. Diesen Niedriglohnsektor 
weiter auszubauen ist wohl gemeinsames Be-
streben von SPD, FDP und Grünen.

Denn sowohl für die Berliner Regierung 
als auch in der Zielvereinbarung von Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales und 
Bundesagentur für Arbeit 2022 steht fest, 
dass gesellschaftliche Teilhabe nur durch 
Lohnarbei2t erreicht werden kann. Teil der 
Gesellschaft zu sein und Teilnehmen an Ge-
sellschaft setze Eigenverantwortung (in der 
›alten‹ Sozialhilfe: »Hilfe zur Selbsthilfe«) vo-
raus, die aber wiederum nur eine Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt kennt. Dazu 
werden weiterhin Maßnahmen wie 1-Euro-
Jobs2, Coaching und das Ehrenamt angebo-
ten. Ein individuelles Recht, Arbeitsangebote 
und Maßnahmen abzulehnen, besteht auch 
künftig nicht. Erreicht werden soll, wie es 
etwa der »Qualifizierungsplan 2022 der Ber-
liner Agentur für Arbeit« exemplarisch for-
muliert, dass »der Arbeitskräftebedarf der 
Unternehmen bedient« wird ‒ unter ande-
rem des Flughafens Berlin-Brandenburg, der 
Produktionsstätte von Tesla in Grünheide 
und »im unteren Qualifikationsbereich der 
Betreuungsassistenz und der Pflegehilfe«3. 

Im Koalitionsvertrag »Mehr Fortschritt 
wagen« klingen folgende Aussagen zunächst 
nach Verbesserung: »Wir gewähren in den 

ersten beiden Jahren des Bürgergeldbezuges 
die Leistung ohne Anrechnung des Vermö-
gens und anerkennen die Angemessenheit 
der Wohnung.« (Koalitionsvertrag, S. 75) 
Das Vermögen muss erst ab 60.000 Euro 
aufgebraucht werden, die reale Miete soll 
übernommen werden und für die Arbeitsver-
mittlung soll eine sechsmonatige Vertrauens-
phase gelten. Man will sich an die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts zu Sanktionen 
halten (das Gericht hatte Ende 2019 geur-
teilt, dass Sanktionen höchstens zu einer 
Kürzung des ›Existenzminimums‹ um 30 
Prozent und nicht mehr zu einer 60-prozen-
tigen oder vollständigen Kürzung führen 

dürfen; Anm. d. Red.), unter 25-Jährige ver-
lieren durch Sanktionen nicht mehr ihre 
Wohnung und den Krankenversicherungs-
schutz.

Für die FDP geht es dabei vor allem um 
Entbürokratisierung, die sie durch eine Pau-
schalierung von Wohnkosten und eine An-
hebung und Vereinfachung der Einkom-
mensanrechnung erreichen will. Auf diese 
Weise könnte die Antragsbearbeitung be-
schleunigt werden.

Die Grünen legen besonderen Wert auf 
die Anerkennung von Sorgearbeit, also den 
Ausbau und die Verbreiterung des Ehren-
amts – ohne finanziellen Ausgleich. Sie wür-
den eventuell auf Sanktionen verzichten und 
stattdessen mehr auf materielle Anreize bei 
Weiterbildungen setzen.

Unterbrochene Erwerbs- und Sozialversi-
cherungsbiografien sind für viele der Regel-
fall. Prekäre und irreguläre Arbeitsformen 
sowie unterbeschäftigtes Elend bei gleichzei-
tiger Überausbeutung bleiben uns auch mit 
dem Bürgergeld erhalten. Die bekannte Ziel-
setzung von Hartz IV, Vermittlung in Arbeit 
um fast jeden Preis, und die Form, eine Ver-
kopplung von Lohn und Sozialleistung, wird 
mit dem Bürgergeld weiter verfolgt – auch 
wenn das Ziel im Koalitionsvertrag die Ver-
mittlung in sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung ist. Und ob das anrechenbare 
Einkommen tatsächlich gesenkt wird und 
damit mehr Leute aus den nächst höheren 
Lohngruppen des Niedriglohnsektors Bür-
gergeld-berechtigt wären, ist noch nicht 
spruchreif und bleibt kompliziert. 

Aber gerade Hartz IV-Berechtigte ohne 
Job, also ohne ein aufzustockendes Gehalt, 
können mit dem Regelsatz schon lange nicht 
mehr die realen Lebenshaltungskosten de-
cken.4 Die Mieten steigen seit Jahren, so dass 
schon heute viele einen Mietanteil aus dem 
Regelsatz bestreiten müssen. Die Nahrungs-
mittelpreise stiegen im Vergleich zum Vor-
jahresmonat in Berlin im Juni 2022 um 14,7 
Prozent.5 Die Ausgaben für Essen und Trin-
ken stellen mit 155,80 Euro (5,19 Euro pro 
Tag) den größten Posten des aktuellen Regel-
satzes von 449 Euro dar, nämlich etwa 35 
Prozent. Ob eine Regelsatzerhöhung oder 

gar Neukonzeption der Berechnungsgrundla-
gen kommen wird, ist derzeit Streitgegen-
stand in der Koalition – die FDP lehnt ent-
sprechende Vorschläge des Arbeitsministers 
Hubertus Heil vehement ab.

Arbeitsuchende sollen nach der Wahr-
scheinlichkeit ihrer Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt in unterschiedliche Be-
handlungsgruppen eingeteilt werden. Dabei 
sind arbeitsmarktpolitische Instrumente 
nach §§16 bis 16h SGB II besonders miese 
Instrumente6 und werden von vielen Betrof-
fenen als »Daumenschrauben« wahrgenom-
men. Das Budget für verpflichtende Maß-
nahmen, die für die Teilnehmer:innen oft 

nur Abstumpfungseffekte haben, 
ist allerdings von 9,6 Milliarden 
Euro im Jahr 2005 auf 4,9 Milliar-
den Euro im Jahr 2020 gesunken. 
Das erscheint auf den ersten Blick 
nicht schlüssig, dennoch versetzt 
allein die Möglichkeit einer Zuwei-
sung viele Hartz-IV-Berechtigte in 
Angst und Schrecken. Für die von 
staatlichen Zwangsmaßnahmen Be-
troffenen bedeutet diese Art von 
Maßnahmen eine Aufhebung von 
Lohnarbeit, denn der Lohn besteht 
in der Sozialleistung, aber ohne ar-
beits- und sozialrechtlichen Schutz.

Wofür man das Geld stattdessen 
nutzen könnte und was es 
bräuchte, dazu die Sicht der LAG 

der Jobcenter in NRW von 2019 auf Lang-
zeitarbeitslose:

»Die gesundheitlichen Problemlagen und 
persönlichen Voraussetzungen der Kundin-
nen und Kunden sind sehr unterschiedlich. 
Die individuellen Handlungsfelder liegen in 
den Bereichen der Arbeits-, Lebens- und Ge-
sundheitssituation und müssen Berücksich
tigung finden, um eine Verbesserung der Si-
tuation in den genannten Bereichen zu 
erzielen. Hierzu bedarf es primär passender, 
gesundheitsfördernder Ansätze, die keinen 
direkten Bezug zum Arbeitsmarkt haben, 
sondern die die frühzeitige Stabilisierung des 
Gesundheitszustandes zum Ziel haben, um 
Krankheiten nicht chronisch werden zu las-
sen bzw. einer Verschlimmerung vorzubeu-
gen. Besonders Menschen mit psychischen 
und physischen Einschränkungen benötigen 
ganzheitliche und bedarfsgerechte Angebote 
zum Thema

zz Lebensbewältigung, 
zz Gesundheitscoaching,
zz Familienbegleitende Hilfen,
zz therapeutische Unterstützung oder
zz  psychologische Kurzintervention bei Kri-
sen, Konflikten, Umgang mit Krankheiten 
etc., 

damit die Chancen auf eine Wiedereinglie-
derung in das Arbeitsleben erhöht werden.« 
(JC LAG NRW, S. 4 f.)

Die Gruppen derer, die besonders drangsa-
liert werden, wie Langzeitarbeitslose, Allein-
erziehende und Migrant:innen, bleiben wei-
terhin im Auge der Behörden. So werden 
Anträge von EU-Bürger*innen derzeit mit 
dem Verweis auf »Bekämpfung von banden-
mäßigem Leistungsmissbrauch im spezifi-
schen Umgang mit der EU-Freizügigkeit« 
besonders streng geprüft bzw. Anträge abge-
lehnt. Auch mit dem geplanten Bürgergeld 
werden EU-Bürger:innen ohne deutschen 
Pass in Deutschland weitgehend von sozialen 
Rechten ausgeschlossen. In Notlagen haben 
sie oft keinen Anspruch auf existenzsi-
chernde Leistungen.

Dadurch, dass bei gleichzeitigem Transfer-
bezug die Lohnstückkosten niedrig gehalten 
werden, z.B. durch das Kurzarbeitergeld 
während der Pandemie, wird nur das kapi
talistische System gestützt. Das Kurzarbeiter-
geld hatte neben der Vermeidung von Ent-
lassungen auch die Funktion, den Profitaus- 
fall zu verringern. So ergänzt die Grund- 
sicherung den Arbeitslohn, oder eine Lohn- 
arbeit setzt die Grundsicherung voraus, wie 
u.a. beim Kindergeldzuschlag oder dem 
Wohngeld, die auch an Einkommen gekop-
pelt sind.

Zu den bislang gängigen Praktiken gehö-
ren auch die Kontrolluntersuchungen von 
Funktionsärzten der BA, die als Mitwir-
kungspflicht unter Androhung der komplet-
ten Leistungseinstellung wohl unangetastet 
bleiben sollen. Jeder Vorladung zum medizi-
nischen Dienst gehen schlaflose Nächte vor-
aus, weil man weiß, dass man der Willkür 
der Kontrollärzte ausgesetzt ist. Ziel dieser 
Praxis ist es, ›strategische‹ Krankschreibun-
gen und Entscheidungen Hartz-IV-Berech-
tigter, um Termine und Maßnahmen zu 
umgehen, geahndet. Mit diesem Kontroll
instrument werden Leute für arbeitsfähig er-
klärt. Und die Bürokratie geht inzwischen 
soweit, in der entsprechenden Zeit die Ar-
beitslosen zu Hause aufzusuchen oder per 
Telefonanruf zu kontrollieren.

Jobcenter bleiben also Orte, in denen mi-
nimale demokratische Gepflogenheiten und 
Regeln nicht gültig sind. Hartz IV muss weg.

*  BASTA! wird gemacht von Erwerbslosen, Beschäftigten 
mit geringem Einkommen und Studierenden mit wenig 
Geld. An drei Orten in Berlin bietet sie eine solidarische 
und mehrsprachige Beratung zu ALG II an. www.basta-
berlin.de/

Anmerkungen:
1	 Siehe Kabinettsvorlage Bundeshaushalt unter: https://

www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/
Downloads/Oeffentliche-Finanzen/Bundeshaushalt/
kabinettvorlage-regierungsentwurf-2023.pdf?__
blob=publicationFile&v=6, S. 17

2	 Die entsprechende fachliche Weisung zum § 16D SGB 
II zu Arbeitsgelegenheiten wurde zum 1. Januar 2022 
erneuert.

3	 Online unter: https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/
berlin-mitte/content/1533719039594

4	 Siehe die Erfahrungsberichte unter http://www. 
krach-statt-kohldampf.de/sites/index.html

5	 Verbraucherpreisindex im Land Berlin und im Land 
Brandenburg, online unter: https://www.statistik- 
berlin-brandenburg.de/m-i-2-m

6	 Es geht hier um das Erlernen einer Tagesstruktur im 
Rahmen der Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II), 
pädagogische Betreuung im Rahmen der Teilhabe am 
Arbeitsmarkt (§ 16i SGB II) und Sucht- oder Schuld-
nerberatung im Rahmen kommunaler Eingliederungs-
maßnahmen (§ 16a SGB II)

»… sonst ändert sich nix!«
Hartz IV heißt bald Bürgergeld, aber die Vergötzung der Arbeit wird fortgesetzt – von Basta! Berlin*
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In der zwölften Streikwoche haben die 
Beschäftigten der sechs Uniklinken in 
NRW endlich die Hartnäckigkeit der 
Arbeitgeberseite gebrochen und konn-
ten eine Einigung erzielen. Die Eini-
gung erfolgte in der Nacht vom 18. auf 
den 19. Juli und wurde im Laufe des 
Tages demokratisch mit den einzelnen 
Klinikbelegschaften abgestimmt, der 
Streik ist damit ausgesetzt. Bis zum 5. 
August wird die Urabstimmung unter 
den ver.di-Mitgliedern laufen.

Mit 77 Tagen war dies der längste 
Streik im Gesundheitswesen der BRD-
Geschichte, aber auch eine der größten 
bisherigen gewerkschaftlichen Organi-
zing-Kampagnen. Leo Beving hat als 
Organizer in Münster die Beschäftig-
ten unterstützt – ihm fehlt es inner-
halb der Linken an einer Auseinander-
setzung darüber, was aus dem Kampf 
der Beschäftigten für die eigene Praxis 
gelernt werden kann. Der Beitrag er-
reichte uns noch im Handgemenge, 
kurz vor der Einigung.

Es ist ein gewaltiger Arbeitskampf, den die 
Beschäftigen der Unikliniken in Aachen, 
Bonn, Düsseldorf, Essen, Köln und Münster 
gemeinsam für einen Tarifvertrag Entlastung 
(TVE) aufführen. Für die Kampagne »Not-
ruf NRW« hat ver.di die Firma Organizi.ng 
beauftragt, die mit zahlreichen professionel-
len Organizer:innen den Arbeitskampf un-
terstützt. Die als Kampagne organisierte 
Auseinandersetzung gleicht in vielerlei Hin-
sicht der Berliner Krankenhausbewegung 
von 2021, in der die Berliner Kolleg:innen 
einen TVE erkämpfen konnten, in dem feste 
Personalschlüssel und ein Belastungsaus-
gleich bei Nichteinhalten dieses Schlüssels 
festgehalten sind. Dies wollen nun auch die 
Beschäftigten der Unikliniken aus NRW für 
sich und ihre Patient:innen erkämpfen. Be-
reits im Januar stellten die Beschäftigten ein 
100-Tage-Ultimatum an die Politik und die 
Klinikleitungen, in dem sie Verhandlungen 
über einen TVE forderten. Dieses Ultima-
tum lief am zweiten Mai aus – seitdem sind 
die Kolleg:innen im Streik. 

Um diesen starken Streik mit zahlreichen 
Bettensperrungen und vielen Komplett-
schließungen von Stationen zu ermöglichen, 
haben die Kolleg:innen in den letzten Mona-
ten mit tausenden Gesprächen und zahlrei-
chen Treffen eine starke Organisierung auf-
gebaut. Wöchentlich fanden an den Kliniken 
Aktiventreffen statt, in denen die Kolleg:in
nen mit Unterstützung durch Organizer:in
nen das weitere Vorgehen geplant haben. Im 
Organizing geht es zentral darum, dass die 
Beschäftigten selbst die Verantwortung für 
ihren Kampf übernehmen – dass sie selbst 
die Gespräche mit unentschlossenen Kol
leg:innen führen, dass sie ihre Forderungen 
gegenüber der Öffentlichkeit erklären, auf 
den Demos sprechen und dass sie auch in 
den Verhandlungen selbst den Arbeit
geber:innen gegenüber sitzen. Die Gewerk
schaftsfunktionär:innen spielen hierbei keine 
große Rolle. Dies hat nichts mehr zu tun mit 
der sonst häufig fest installierten Stellvertre-
terpolitik der Gewerkschaften.

Auch wenn der Streik und die Verhand-
lungen noch andauern und es entsprechend 
zu früh für ein Fazit ist, so sind einige Er-
folge der Kampagne doch sehr deutlich, auf 
die ich im Folgenden kurz eingehen möchte. 
Im Rahmen der Kampagne haben die Be-
schäftigten sich in unzähligen Gesprächen 
über ihre Arbeitsbedingungen ausgetauscht 
und dabei überhaupt wieder eine Vorstellung 
davon entwickelt, wie gute Arbeitsbedingun-
gen und damit auch eine gute Versorgung im 

Krankenhaus auszusehen hätten: Die alltäg
liche Erfahrung von Überforderung und 
Unterversorgung hat den Horizont des 
Denkbaren für viele Kolleg:innen einge-
schränkt – diese Denkbarriere konnte jedoch 
in vielen Teams durch die kollektive Ausein-
andersetzung um die eigenen Arbeitsbedin-
gungen eingerissen werden. Dies bedeutete 
oft einen massiven Subjektivierungsprozess, 
in dem Beschäftigte davon, die eigenen Ar-
beitsbedingungen zu rechtfertigen und zu 
legitimieren, übergegangen sind dazu, die ei-
genen Bedürfnisse und Grenzen wahrzuneh-
men und die Ausbeutungssituation radikal 
abzulehnen.

Unter den Beschäftigten der Unikliniken, 
die sich außerhalb der eigenen Teams zuvor 
meist nicht kannten und sogar noch nie ge-
sehen haben, entstand zudem ein starkes 
Bewusstsein dafür, dass es sich an den 
Unikliniken um Berufsgruppen übergrei-
fende Teamarbeit handelt und dass alle 
Arbeiter:innen hier zusammen stehen müs-
sen für bessere Arbeitsbedingungen. Viele 
der Beschäftigten haben in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten den wirtschaftlichen 
Umbau der Kliniken miterlebt. Sie wissen 
aus erster Hand, welche Konsequenzen die 
Einführung des Fallpauschalen-Systems 
(DRGs) hatte und wie sich Sparmaßnahmen 
auf die Arbeitsbelastung ausgewirkt haben. 
Der Zusammenhang zwischen der Kommo-
difizierung des Gesundheitswesens und ihren 
Arbeitsbedingungen ist für sie alles andere als 
abstrakt, sodass an den Streikposten und auf 
den Demonstrationen die Forderung nach 
einem Ende der Profitorientierung keine 
Minderheitenposition ist.

Die Erkenntnis, dass dieser nötige Wandel 
nicht delegiert werden kann – weder an die 
Klinikleitungen noch an die Politik – son-
dern die Beschäftigten es selbst anpacken 
müssen, ist unter den Kolleg:innen eine 
weitverbreitete Einsicht. Sie selbst stehen in 
der ersten Reihe und lassen sich diesen Platz 
nicht wegnehmen: weder von Politiker:innen 
im Wahlkampfmodus noch von Gewerk
schaftsfunktionär:innen. Viele Beschäftigte 
haben in dieser Auseinandersetzung zum ers-
ten Mal eine Rede gehalten, zum ersten Mal 
die Arbeit verweigert und sind zum ersten 
Mal zu Tausenden auf der Straße laut gewe-
sen. Dass sich während der Kampagne an 
den Unikliniken, geschätzt, weit über 
2.000 – 3.000 Kolleg:innen neu in der Ge-
werkschaft organisiert haben, ist auch das 
Ergebnis dieser emotionalen Erlebnisse.

	Die Linke und der Streik

Diese Dynamik des Kampfes zieht auch an 
der (radikalen) Linken nicht vorbei – auch 
nicht an jenen Teilen, die sich sonst eher we-
niger für gewerkschaftliche Kämpfe interes-
sieren. In Münster war besonders seit dem 
Beginn des Streiks ein größeres Interesse sei-
tens linker Gruppen wahrzunehmen: Klas-
sisch wurden die Demos und der Streikpos-
ten besucht und teilweise auch tatkräftig 
unterstützt. Selbstverständlich haben linke 
Aktivist:innen den Rahmen der Bewegung 
zudem für Agitation und Propaganda ge-
nutzt. Doch was wird bleiben, wenn der 
Kampf vorbei ist?

Vermutlich werden die Kolleg:innen da-
nach in den Betriebsgruppen weiter aktiv 
bleiben – oder neue gründen, wo es keine 
gibt. Und sicherlich hat die ein oder andere 
linke Gruppe oder Partei in der Auseinan-
dersetzung auch Zuwachs durch Beschäftigte 
zu verzeichnen. Den meisten linken Grup-
pen fehlt jedoch ein für Arbeiter:innen an-
sprechendes Organisierungsangebot: Einer-

seits legen subkulturelle Codes und akade- 
mischer Habitus der Zusammenarbeit Steine 
in den Weg, andererseits fehlt in den häufig 
abstrakten Kämpfen die Verbindung zur ei-
genen Lebensrealität. Vermutlich werden die 
meisten Linken weiterziehen, zu dem nächs-
ten Streikposten oder der nächsten Mobili-
sierung. 

Die aktuelle Auseinandersetzung ist kein 
metaphysisches Ereignis spontaner Bewusst-
seinswerdung tausender Kolleg:innen – viel-
mehr ist es eine auf Selbstorganisierung und 
Machtaufbau abzielende Kampagne, die 
durch das Engagement von hunderten eh-
renamtlichen Kolleg:innen getragen wird, 
unterstützt (und auch geprägt) durch das 
strategische Vorgehen von Organizi.ng. Was 
ließe sich für die Linken, die den Streik un-
terstützen oder sich mit der Bewegung be-
schäftigt haben, lernen? 

	Organizing für die Linke

Beim Organizing geht es bekanntermaßen 
darum, Menschen in direkter Ansprache da-
für zu gewinnen, selbst für ihre Interessen 
aktiv zu werden – man könnte es auch als 
aufsuchende Klassenpolitik benennen. Die-
ser Ansatz hat in den letzten Jahren sowohl 
innerhalb als auch außerhalb von gewerk-
schaftlichen Kämpfen eine gewisse Konjunk-
tur: Genannt sei hier nochmal die Berliner 
Krankenhausbewegung, aber auch die Kam-
pagne Deutsche Wohnen & Co Enteignen. 
In vielen Städten gibt es darüber hinaus Ini-
tiativen, die mit solchen Formen experimen-
tieren und die zeigen, dass Organizing nicht 
nur in riesigen professionalisierten Kampag-
nen anwendbar ist.

In Münster z.B. organisiert der Zusam-
menschluss »A Student Liberation Camp« 
Student:innen gegen Mieterhöhungen und 
Preissteigerungen, während im Stadtteil Berg 
Fidel die Initiative »Berg Fidel Solidarisch« 
nun schon seit drei Jahren daran arbeitet, 
mit Methoden aus dem Organizing solidari-
sche und kämpferische Strukturen in der 
Nachbarschaft aufzubauen.1 Beide Gruppen 
verfolgen eine politische Strategie und Praxis, 
die Parallelen zu den Arbeitskämpfen an den 
Unikliniken aufweisen: Menschen selbstbe-
wusst auf Missstände ansprechen und ein 
Organisierungsangebot machen, welches an 
die alltäglich erfahrenen Ungerechtigkeiten 
anknüpft. Dies ist ein sehr einfacher Ansatz-
punkt, der das Herzstück eines jeden Orga-
nizing-Konzepts darstellt, für viele radikale 
Linke in der BRD aber häufig als Innovation 
daherkommt.

Es wäre wünschenswert, wenn in der (ra-
dikalen) Linken der Streik der Beschäftigten 
zu einer Blaupause würde und es zu einer 
Debatte über die eigene politische Praxis 
käme. Viel lässt sich von der Auseinanderset-
zung an den Unikliniken lernen, wobei auch 
die Schattenseiten dieser Spielart des Organi-
zings kritisch diskutiert werden sollten. Zwei 
Punkte möchte ich zumindest anschneiden:

Erstens ist die Kampagnenförmigkeit der 
aktuellen Bewegung problematisch, in der 
die Organizer:innen nur für wenige Monate 
an den Standorten der Unikliniken einge-
setzt werden: Zwar gelingt in dieser Zeit ein 
gewaltiger Aufbau an Strukturen, jedoch 
dürften diese nach der Kampagne mindes-
tens wieder schrumpfen, wenn nicht zusam-
menfallen. Mit dem Abzug der Organizer:in
nen, die während der Kampagne eher rund 
um die Uhr als 40 Stunden die Woche für 
die Beschäftigten ansprechbar waren, verlie-
ren die Kolleg:innen diese Stütze. Auch 
wenn es selbstverständlich um das Überflüs-
sigwerden dieser Organizer:innen geht, in-

dem die Kolleg:innen selbst die Bewegung 
anführen und leiten lernen, ist dies jedoch in 
unter fünf Monaten unrealistisch. Der Um-
stand, dass in NRW noch während der Aus-
einandersetzung die meisten Organizer:innen 
wieder abgezogen wurden, hängt dabei auch 
eng mit der Ökonomie der Gewerkschaft zu-
sammen.

Zweitens korrumpiert diese Ökonomie 
auch die Arbeit der Organizer:innen: Damit 
sich für ver.di das Projekt rechnet, kommt es 
für den bürokratischen Apparat vor allem auf 
die Neumitgliederzahlen an. Diese Orien
tierung auf die Mitgliedergewinnung prägt 
somit selbstverständlich auch die Arbeit  
der Organizer:innen, da diese genügend 
»Scheine machen« müssen, damit die Finan-
zierung stimmt. Dies führt dazu, dass die 
Quantität über der Qualität steht – also z.B. 
viel mehr kurze Gewinnungsansprachen ge-
macht werden statt der oft langwierigeren 
Aufbauarbeit mit bereits aktiven Kolle
g:innen.

Organizing kann nicht auf die Arbeit in-
nerhalb von Gewerkschaften reduziert wer-
den und der Blick auf einzelne prominente 
Organizer:innen sollte nicht die Auseinan-
dersetzung über die angesammelten Erfah-
rungen mit den vielfältigen Strategien und 
Methoden ersetzen. Eine offene und kriti-
sche Diskussion über die verschiedenen For-
men von Organizing könnte der Linken  
helfen, aus der eigenen Marginalität heraus-
zukommen, und Antworten auf den Um-
gang mit der aktuellen Krise bieten. Der 
Schritt vieler Genoss:innen hin zum Streik-
posten ist ein erster. Es bleibt offen, wohin 
der nächste Schritt geht, jetzt, wo der Streik 
vorbei ist.

* Leo Beving war als Organizer am Universitätsklinikum 
Münster aktiv und ist politisch organisiert in der Gruppe 
ROSA.

Anmerkung:
1	 Zum Ansatz der revolutionären Stadtteilarbeit vgl. 

Vogliamo Tutto (Hg.): Revolutionäre Stadtteilarbeit. 
Zwischenbilanz einer strategischen Neuausrichtung 
linker Praxis. Unrast-Verlag, Münster 2022.

Welches Organizing brauchen wir?
Zwischen Krankenhausbewegung und linker Stadtteilpolitik – von Leo Beving*

Der TV-E NRW im Überblick
Info der Kampagne Notruf NRW
Die Personalbemessung und Belastungs-
ausgleiche werden in vier verschiedenen 
Entlastungsmodellen angewendet. Sie 
kommen in allen Unikliniken in den ver-
schiedenen Stationen und Arbeitsberei-
chen zur Anwendung.

Der Tarifvertrag betrifft alle Arbeitsberei-
che der Unikliniken, die Forderungen auf-
gestellt haben, nicht nur die Pflege. Z.B.: 
Kita, Patiententransport, Radiologie, Patien-
tenservice oder die Küche.

Auf einer Normalstation wurde sich auf ein 
Personal-Patienten-Schlüssel von 1:7 im 
Spätdienst geeinigt. Dieses Verhältnis muss 
der Arbeitgeber sicherstellen (1. Säule). 
Wird es unterlaufen, bekommen die 
Beschäftigten der Station einen Belastungs-
punkt (2. Säule).

Sammeln die Kolleg:innen sieben Belas-
tungspunkte, bekommen sie einen Entlas-
tungstag. Dieser Mechanismus ist wichtig! 
Damit ist es für den Arbeitgeber nicht mehr 
attraktiv, an Personal zu sparen. Belas-
tungspunkte können auch durch andere 
Situationen entstehen.

Geltungsbereich: Normalstationen, Inten-
siv, IMC, Palliativ, Geriatrie, Frühreha, OP-
Pflege, Anästhesie-Pflege, Aufwachraum, 
Pädiatrische Stationen, Kreißsaal, Endos-
kopie, HKL, Kinder-HKL, Dialyse. ZNA, Kin-
dernotaufnahme, Psychiatrie.
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Am 19. Januar 2022 verkündeten ca. 700 
Beschäftigte aus sechs Universitätskliniken 
Nordrhein-Westfalens ein 100-Tage-Ultima-
tum und gaben Folgendes bekannt:

»Gebraucht, beklatscht, aber bestimmt nicht 
weiter so!

Wir, die Beschäftigten der Unikliniken 
NRW, sichern mit unserer Arbeit jeden Tag 
die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung. 
Wir brauchen bessere Arbeitsbedingungen! 
So wie es jetzt ist, kann es nicht bleiben. 
Deswegen fordern wir verbindliche Regelun-
gen zur Entlastung für alle Arbeitsbereiche 
sowie zur Sicherstellung und Verbesserung 
der Ausbildungsqualität – und wirksame 
Konsequenzen, wenn diese nicht eingehalten 
werden. Es geht um unsere Gesundheit und 
die der Patientinnen und Patienten. Wir for-
dern von den politischen Verantwortlichen 
und den Arbeitgebern einen Tarifvertrag 
Entlastung für alle sechs Unikliniken in 
NRW noch vor der Landtagswahl. Wir sind 
bereit, uns alle zusammen für diese Forde-
rungen einzusetzen.«

Dieser Ankündigung waren intensive Orga-
nizing-Anstrengungen vorausgegangen, die 
von der ver.di-Landesstruktur in Auftrag ge-

geben worden, aber auch mit der Bundes-
struktur abgestimmt waren. Dass die Letzt-
genannten das Ultimatum unterstützen, liegt 
auch daran, dass der ähnliche Ansatz des Ar-
beitskampfes in Berlin an den Häusern der 
Vivantes-Gruppe und der weltbekannten 
Charité nach langen Jahren endlich einen 
Durchbruch für die Beschäftigten gebracht 
hat.

Was unterscheidet nun diesen Arbeitskampf, 
der mit der Ankündigung im Januar dieses 
Jahres gestartet war, von vorangegangenen 
oder parallel stattfindenden Arbeitskämpfen? 
Warum ist dieser Arbeitskampf von besonde-
rem Interesse?

1. Form und Perspektive des Arbeitskampfes 
nehmen jüngere Erfahrungen gewerkschaftli-
cher Organisierung, aber vor allem gewerk-
schaftlicher Aktivierung in sich auf.

Seit einigen Jahren werden von ver.di aktiv 
sogenannte »Erschließungsprojekte« gestar-
tet. Mit unterschiedlicher Intensität wird in 
der Vorbereitung, aber auch in der heißen 
Phase des Arbeitskampfes auf die professio-
nelle Unterstützung »externer« Organizer:in
nen (siehe dazu den Beitrag auf S. 14) zu-
rückgegriffen. Daran ist auch ein bislang 
stetig wachsender Einfluss derjenigen Ge-
werkschaftsteile zu beobachten, die auf eine 
Erneuerung der Gewerkschaft, eine stärkere 
Basisorientierung und letztlich auch auf eine 
Demokratisierung der Gewerkschaften abzie-
len. Insbesondere linke Gewerkschafter:in
nen haben im Methodenkoffer von Jane 
McAlevey und der Idee des »Deep Organi-

zing« das Potential erkannt, die Gewerk-
schaften aus Ihrer Erstarrung zu lösen und 
dem Ausbluten der Organisation durch ste
tigen Mitgliederverlust aktiv etwas entgegen-
zusetzen. Denn eines ist klar: Dort, wo Or-
ganizing betrieben wird, gehen die Mitglie- 
derzahlen in den Betrieben schlagartig nach 
oben, wird Teilhabe an Gewerkschaften als 
ermächtigend empfunden. Es gibt sicher im 
Detail einiges an der »Methode« zu kritisie-
ren (siehe u.a. den Beitrag von Slave Cubela 
über Alevey in express 8-9/2019, S. 4f.). Aber 
es ist nicht zu übersehen, dass es sich beim 
Organizing um einen sehr vitalen Ansatz 
handelt, der auf verschiedenen Ebenen wirkt. 
So konnte es gelingen, in wenigen Wochen 
die erhebliche Anzahl von fast 12.000 Be-
schäftigten an den sechs Universitätskliniken 
in NRW dafür zu gewinnen, sich öffentlich 
mit Hilfe einer Petition nach außen, aber 
auch gegenüber den Kolleg:innen, zu positi-
onieren und damit die Entschlossenheit der 
Beschäftigten zu fördern. 

Diese Entschlossenheit mündete dann 
später in eine sehr hohe Bereitschaft, sich in 
einen unbefristeten Erzwingungsstreik zu be-
geben.

Dabei sind die Vernetzung von betriebli-
chen Aktivist:innen mit unterstützenden 
Bündnissen, die virtuose Nutzung sozialer 

Medien, die Selbstermächtigung von Be-
schäftigten als Mediensubjekten nur einige 
Schlagworte. Von besonderer Bedeutung ist 
hierbei, dass mit dem Rückgriff auf linke 
Aktivist:innen als Organizer:innen konzepti-
onell eine organische Verbindung zwischen 
Gewerkschaft und Gesellschaft geschaffen 
wird.

2. Dem Arbeitskampf war von Beginn an ein-
geschrieben, die Grenze zwischen Betrieb und 
Gesellschaft zu überschreiten.

Von der ersten Minute an haben die Beschäf-
tigten in den Kliniken Überlegungen ange-
stellt, wie es gelingen kann, ›Nicht-Beschäf-
tigte‹ und Bürger:innen der Uniklinik-Städte 
zu integralen Subjekten der Auseinanderset-
zung zu machen. Das drückte sich in einer 
sehr offensiven und interessanten Bildspra-
che, aber vor allem in transparenten Ange
boten zum Mitmachen aus. In einer sehr  
frühen Phase des Ultimatums wurde in öf-
fentlichen Online-Veranstaltungen über die 
Situationen in den Kliniken der jeweiligen 
Städte berichtet. Etwas später wurde die Ein-
ladung auch in den physischen Raum verla-
gert. Die Zivilgesellschaften der Städte konn-
ten sich aktiv an den Aktionen der 
Beschäftigten beteiligen.

Der Slogan »Mehr von uns ist besser für 
Alle« bringt auf den Punkt, dass es letzlich 
ein gemeinsames Interesse von Beschäftigten 
und (potentiellen) Patient:innen gibt.

Die social media-Kanäle waren für Inter-
essierte geöffnet, so dass es möglich war, sich 
auch außerhalb der Kliniken auf dem Lau-
fenden zu halten. Dieses Verhältnis von 

»drinnen« zu »draußen« war auch hilfreich, 
um immer mehr Beschäftigte zu ermächti-
gen, sich für Ihre Belange in der Öffentlich-
keit einzusetzen. Zentrale Kristallisations-
punkte dieser sozialen Verbindung waren 
lokale Kundgebungen, eine große Delegier-
tenversammlung von den verschiedenen Sta-
tionen aus den sechs Unikliniken im Ober-
hausener Fußballstadion und eine Demon- 
stration in der Landeshauptstadt Düsseldorf 
mit mehreren tausend Teilnehmer:innen zu 
Beginn des Streiks.

Die Selbstermächtigung der Beschäftig- 
ten führt auch dazu, dass neue Wege in der 
Öffentlichkeitsarbeit beschritten werden. Be-
schäftigte besuchen Politiker:innen, wenden 
sich an TV Shows und erreichen auf diese 
Weise eine Reichweite auf der Basis authen
tischer Auftritte, die zuvor unbekannt war.

3. Der gewählte Zeitpunkt des Arbeitskampfes 
korrespondierte mit der heißen Phase des Land-
tagswahlkampfes in NRW.

Am 15. Mai 2022 haben im Land Nord-
rhein-Westfalen Wahlen für den Landtag 
stattgefunden. Üblicherweise ist in Wahlzei-
ten die allgemeine Offenheit für verschie-
dene Frage des gesellschaftlichen, politischen 
Lebens größer als sonst. Diese Offenheit, 

aber auch die Notwendigkeit, sich als Par-
teien oder Kandidat:innen zu profilieren, 
haben die Beschäftigten in ihren Aktivitäten 
erfolgreich genutzt. Einige wichtige Politi
ker:innen der bisherigen Opposition haben 
sich mit der Forderung der Beschäftigten 
nach einem Tarifvertrag Entlastung solidari-
siert. Es war gelungen (zumindest auf Plaka-
ten), das Thema Pflege und Arbeitsbedin-
gungen zu setzen und mit den eigenen 
Forderungen zu stützen.

Der so entstandene politische Druck hatte 
auch in Regierungskreisen Wirkung. So sah 
sich der amtierende NRW-Gesundheitsmi-
nister Karl-Josef Laumann gezwungen, in 
Oberhausen vor Publikum ebenfalls die Peti-
tion für einen Tarifvertrag zu unterzeichnen 
(er nutzte hierfür sogar die Geste eines Knie-
falls) und wenig später zu veröffentlichen, 
dass es einen Tarifvertrag Entlastung geben 
werde.

4. Sowohl die Dimension der Auseinanderset-
zung als auch die Lösung liegen nicht auf der 
betrieblichen, sondern auf der politischen 
Ebene.

Mit der Konzentration der Aktivitäten des 
Organizing auf Universitätskliniken des Lan-
des zielten die Beschäftigten und die Ge-
werkschaftsführung des Landes und des 
Bundes auf den Umstand, dass diese Klini-
ken als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts vom Land betrieben  werden, auch 
wenn es Kapitalgesellschaften sind, die die 
formale Struktur bilden. Das heißt, eine Ei-
nigung zwischen Arbeitgeber:innen und Be-
schäftigten kommt nicht ohne direkte oder 

indirekte Beteiligung der politischen Gre-
mien und Instanzen zustande.

Damit ist es gelungen, einen gewerk-
schaftlichen, betrieblichen Kampf zu politi-
sieren und zwar nicht nur deshalb, weil 
Politiker:innen adressiert wurden. 

Diese Orientierung auf die Welt außer-
halb der Betriebe ist auch notwendig: es sind 
die politischen Rahmenbedingungen, die die 
Realitäten in den Kliniken bestimmen – 
gleichgültig in welcher Trägerschaft diese 
sich befinden. Sowohl die Finanzierungs-
grundlage der DRG-gestützten Kranken-
hausfinanzierung als auch die jahrzehnte-
lange Abwehr der Verantwortlichen, mit der 
Einführung von nachvollziehbaren, wissen-
schaftlich begründeten Standards das Gut-
dünken auf den Stationen abzuschaffen, hat 
zu einer sich stetig steigernden Zuspitzung 
der Arbeitsbelastung geführt.

Auf diese Arbeitsbelastung reagieren die 
Beschäftigten mit Kampfbereitschaft oder 
Abwanderung. So oder so ist eine Situation 
entstanden, die einzelne Krankenhäuser 
nicht mehr bewältigen können.

Ein wichtiger Aspekt der nun zugespitzten 
betrieblichen wie politischen Auseinanderset-
zung ist jedoch auch, dass mit dem Kampf 
der Beschäftigten die Frage der Kapitalisie-
rung des Gesundheitswesens insgesamt auf 

die Tagesordnung gebracht wurde. 
Mit der Fokussierung der Beschäf-
tigten und der Gewerkschaft auf ei-
nen Tarifvertrag Entlastung unter 
ausdrücklicher Ausklammerung von 
Lohnaspekten weist dieser Kampf 
über Fragen der betriebliche Rege-
lungen hinaus: Es geht darum, und 
das wird von den Beschäftigten 
auch offen so gesagt, dass sie sich 
ein Gesundheitswesen ohne Profit, 
Kosten-Nutzen-Logiken und Top-
Down-Personalpolitik vorstellen. 
Sie treten ein für ein Konzept der 
Daseinsvorsorge, das sich an den 
Bedürfnissen der Patient:innen und 

der Beschäftigten orientiert.
Es liegt auf der Hand, dass auch die Tau-

senden Beschäftigten der sechs Unikliniken 
in NRW dieses Ziel nicht ohne Unterstüt-
zung aus der Gesellschaft erreichen können. 
Mit der Öffnung der betrieblichen Ausein-
andersetzung auf die Themen der politischen 
Rahmenbedingungen konnten politische 
Bündnisse, die ihre Wurzeln in der (radika-
len) Linken haben, sich mit den Beschäftig-
ten verbinden: eine prekäre Beziehung 
konnte so (wieder) geknüpft werden. Den-
noch ist die Unterstützung der Linken bis-
lang noch viel zu schwach. Es ist notwendig 
und sinnvoll, dass sich noch mehr Gruppen 
in ihren Stadtgesellschaften mit den Beschäf-
tigten in Beziehung setzen und ihre eigenen 
Interessen und Ziele mit denen der Beschäf-
tigten verbinden ‒ vor allem dort, wo Kran-
kenhäuser existieren oder sogar von Schlie-
ßung bedroht sind, 

Es sind nicht nur unmittelbar die Tarif-
parteien beteiligt, sondern mittelbar die poli-
tisch Verantwortlichen in der Landesregie-
rung und im Parlament und, last but not 
least die ganze Zivilgesellschaft. Der Kampf 
der Beschäftigten im Gesundheitswesen 
könnte der Ausgangspunkt einer Transfor-
mation vom rein betrieblichen Streik zur 
übergreifenden sozialen Bewegung sein.

*  Sebastian Reeck lebt in Bielefeld und unterstützt seit 
Jahren die Krankenhausbewegung.

Der Beitrag wurde ursprünglich für die Plattform von 
Transnational Social Strike geschrieben und ist dort auf 
English am 7. Juli 2022 erschienen: https://www.transna-
tional-strike.info

Wir danken dem Autor für die Überlassung der deutschen 
Version. 

Der ungehörte Notruf
Das 100-Tage-Ultimatum und der Erzwingungsstreik der Beschäftigten in den Unikliniken NRWs ‒ von Sebastian Reeck*
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A m 1./2. Oktober 2022 findet im IG 
Metall Haus in Berlin die dritte Konfe-

renz von OKG (Organisieren Kämpfen Ge-
winnen) statt.

OKG – Organisieren, Kämpfen, Ge-
winnen: das sagt sich leicht angesichts der 
Kampfansagen von Regierungen und Chef-
etagen. Sorge scheinen sie aber weniger mit 
uns, der organisierten Arbeiter:innenklasse, 
zu haben. So wie für manche aus unseren 
Reihen überwiegt die Sorge, dass rechte 
Querdenker:innen in der Krise 
einen neuen Aufschwung erle-
ben. Scholz warnt gar vor sozia-
lem Sprengstoff, die Wirtschaft 
überschlägt sich mit Forderun-
gen und Drohungen. Wir wis-
sen, dass dieses System sich an 
diesen Profitinteressen orien-
tiert. Nur wenn es uns gelingt, 
dagegen anzustinken, werden 
unsere Interessen eine Rolle 
spielen. Wir hoffen auf einen 
heißen Herbst – ganz ohne Kli-
makatastrophe.

Aber solch ein Herbst wird 
kein Selbstläufer. Die Antwor-
ten seitens der Gewerkschaften 
sind bisher größtenteils enttäu-
schend – von der konzertierten 
Aktion bis zu gemäßigten 
Lohnforderungen. Gleichzeitig 
er leben wir dort, wo wir heute 
schon organisiert sind, eine 
Welle der Zuwendung zu gewerkschaftlichen 
Strukturen. In den letzten Jahren haben wir 
beeindruckende Kämpfe von Kolleg:innen 
erlebt: Die Streikstatistiken werden von den 
ehemals als unorganisierbar abgestempelten 
Bereichen angeführt – der Krankenhausbe-
wegung, Amazon, der Streik der GdL, und 
nun die Hafenarbeiter:innen, die Kämpfe in 
der Lebensmittelindustrie für die längst 
überfällige Ost-West-Angleichung.

Gleichzeitig vermissen sie uns. Sie vermis-
sen uns an vielen beschissenen Arbeitsplät-
zen. Noch während sie von einem Arbeits-
kräftemangel sprechen, drehen sie die Dau-
menschrauben weiter an und verdichten 
Arbeitsprozesse. Viele sind erschöpft von den 
Jahren dieser Pandemie, Strukturen wurden 
geschwächt, wir haben vieles gelernt, aber 
auch einiges verloren. Die Wut ist spürbar ‒ 
Kampfperspektiven sind für viele schwer vor-
stellbar.

In den Betrieben erleben wir seit Jahren 
Umstrukturierungsprozesse auf unseren Rü-
cken. Selbst vermeintliche Erfolge wenden 
sich in der Umsetzung oftmals gegen unsere 
Interessen. Unsere Bewegung, die Arbeite-
r:in nenbewegung und ihre Organisationen 
werden, ob wir wollen oder nicht, Teil dieses 
Prozesses. Gewerkschaften strukturieren sich 
um und versuchen, sich anzupassen. Mehr 
Demokratie, mehr aktive Basis, mehr selbst-
tätige Arbeiter:innen – wer will das von uns 

nicht? Und trotzdem sind diese Neuordnun-
gen in den DGB-Gewerkschaften immer 
wieder Prozesse, die unsere Möglichkeiten 
im Betrieb einschränken, erschweren, eine 
dringend notwendige Demokratisierung un-
serer großen Kähne bleibt aus. Damit kön-
nen wir uns nicht zufriedengeben. In den 
absehbaren Kämpfen brauchen wir Organi-
sationsformen, die uns dienlich sind.

	die Grundidee der konferenz

Wir wollen mit der Konferenz einen Beitrag 
dazu leisten. Wenn wir in diesen bewegten 
Zeiten hinnehmen, was uns vorgesetzt wird, 
dann erzeugt das viel Leid und Druck in un-
seren Familien. Wenn wir diese Situation 
nutzen, um zu beginnen, uns neu, der Situa-
tion angemessen aufzustellen, dann können 
wir gestärkt aus der Krise der Gesellschaft he-
rausgehen. Gewerkschaften, Gewerkschaf-
ter:innen sind in dieser Situation herausgefor-
dert – wir wollen Erfahrungen teilen, Wissen 
vermitteln und immer wieder Mut machen. 
Kämpfen lohnt sich, dem Kampf auszuwei-
chen führt zu noch mehr Last, die uns aufge-
bürdet wird. Und ja: wir glauben, in solchen 
Situationen entsteht in den Köpfen und Her-
zen vieler eine Sehnsucht nach einer anderen 
Gesellschaft. Wir wollen uns nach zwei Jah-

ren der Isolation, der Videokonferenzen und 
Spaziergänge wieder im großen Rahmen tref-
fen und uns in die Augen sehen.

	der faden riss ...

Mit der Konferenz von 2017 haben wir fest-
gestellt, dass »der Faden gerissen« war. Ein 
Generationenbruch vollzog sich, hunderte 
aktiver, kämpferischer Gewerkschafter:innen 

einer Generation verließen die Betriebe – oft 
ohne dass an ihre Arbeit angeknüpft wurde, 
ohne Staffelübergabe. Das hat, so war damals 
unsere Einschätzung und wir sehen uns 
heute bestätigt, einiges grundsätzlich verän-
dert. Wir wollten Teil davon sein, einen Pro-
zess zu unterstützen, in dem sich neue Akti-
venkerne in den Betrieben bilden. Dieser 
Prozess läuft bis heute, wir haben wiederum 
hunderte Kolleg:innen kennengelernt, die 
sich ihrer Verantwortung bewusst waren und 
sich dieser mühsamen Arbeit stellen. Die 
zweite Konferenz 2019 fand vor dem Hin-
tergrund der damals entstandenen Jugendbe-
wegung Fridays for Future statt, Fragen der 
Transformation standen während der gleich-
zeitigen ökonomischen Krise auf der Tages-
ordnung. Oft genug wird sie von Unter-
nehmen als Argument für einen massiven 
Arbeitsplatzabbau und das Erzwingen bitte-
rer Zugeständnisse genutzt. Mit Pandemie 
und Krieg verschränken sich zusätzliche Kri-
sen und der Krisenmodus wird zum Dauer-
zustand. In diesem Herbst stehen wir ganz 
gewiss vor einer neuen Qualität der Entwick-
lung – die Krisen werden nicht einfach nur 
schärfer, schlimmer und bedrückender. Sie 
verändern das Denken und die Haltung zu 
dieser Gesellschaftsordnung grundsätzlich 
und nachhaltig. Wenn wir uns dieser Kons-
tellation stellen, in all ihrer Kompliziertheit, 

könnte ein neuer Aufschwung der Arbeite-
r:in nenbewegung die kommenden Jahr-
zehnte prägen.

Dabei dienlich zu sein, darin sehen wir als 
OKG in der Vorbereitungsphase der Konfe-
renz unsere Aufgabe. Die Entwicklung hat 
uns auch darin bestärkt, dass die Arbeit am 
Aufbau von OKG, überparteilich, unabhän-
gig, an die Praxis im betrieblichen Alltag ge-
koppelt, mit ehrenamtlicher Arbeit, trotz al-
ler Mühen und schlaflosen Nächte, richtig 

war. Wir wollen auf der 
Konferenz von den Bes-
ten lernen, spannenden 
Geschichten lauschen, 
Erfolge und Niederlagen 
teilen, uns stützen, ermu-
tigen, bestärken, Raum 
für Vernetzung schaffen 
und die Reihen fester 
schließen. Wir freuen uns 
daher, dass bei über zwei 
Dutzend Workshops be-
trieblich Aktive von ihren 
Kämpfen erzählen. Von 
den ersten Schritten im 
Betrieb und dem Aufbau 
von Betriebsgruppen 
über die Auswertung von 
Tarifrunden etwa im So-
zial- und Erziehungs-
dienst bis hin zum Stand 
bei den Leuchttürmen 
der Krankenhausbewe-

gung, den Ridern bei den Lieferdiensten 
oder bei Amazon, ist für jeden etwas dabei. 
Weitere Workshops behandeln, wie konkret 
im Betrieb mit gesellschaftlichen Entwick-
lungen umgegangen wird, z.B. der Digitali-
sierung, der Transformation, Schritten zur 
Entlastung in verschiedenen Branchen oder 
angesichts von Betriebsschließung, Ausglie-
derung und Verlagerung. Daneben gibt es 
Organizing-Module, um praktisches Wissen 
zu vermitteln. Auf zwei Podien werden be-
triebliche und gewerkschaftliche Ansatz-
punkte angesichts der Preissteigerungen und 
des permanenten Krisenmodus behandelt. 
Das Programm wird gerade noch finalisiert. 
Wer also noch Erfahrungen teilen möchte, 
etwa zum Umgang mit Homeoffice, ist herz-
lich eingeladen, sich zu melden.

Also: Meldet euch an, bestellt Flyer und 
Plakate, bildet Reisegruppen nach Berlin, 
übernehmt eine finanzielle Patenschaft, um 
anderen die Fahrt zu ermöglichen, empfehlt 
uns Kolleg:innen, empfehlt euch selbst mit 
euren Erfahrungen. Wir sind sehr gespannt 
und voller Freude euch zu sehen!

Weitere Informationen: 
organisieren-gewinnen.de 
Anmeldeschluss ist der 1. September, auf-
grund der Pandemiesituation gibt es eine 
Beschränkung der Teilnehmer:innenzahl.

Basis stärken – mit Euren Erfahrungen
OKG-Konferenz am 1./2. Oktober in Berlin
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Antipasti
waterkant: wir sind der hafen!

Am 9. Juni 2022 gingen die Seehafenarbeiter 
in Hamburg, Bremen, Bremerhaven, Wil-
helmshaven und Emden für 4,5 Stunden in 
den Streik. Dies war der erste längere Streik in 
den Häfen seit 1978. Da sich der Zentralver-
band der deutschen Seehafenbetriebe (ZDS) 
nicht bewegte, rief ver.di für den 14. Juli er-
neut zu Warnstreiks auf.

8.000 der 12.000 Seehafen-Beschäftigten 
beteiligten sich an dem 48-stündigen Warn-

streik am 14./15. Juli. Parallel fanden Prozesse 
vor den Arbeitsgerichten um diese Streiks 
statt, weil die Arbeitgeber einstweilige Verfü-
gungen eingereicht hatten. Bis auf das Arbeits-
gericht Hamburg lehnten alle Gerichte diese 
Verfügungen ab. Dieses allerdings sah formel-
le Mängel im Streikbeschluss von ver.di. In 
einem »schäbigen« (Arbeitsrechtsanwalt Mar-
tin Bechert) Vergleich wurde daher eine Frie-
denspflicht bis zum 26. August mit drei vor-
angehenden Verhandlungsrunden angeordnet.

Der laufende Warnstreik durfte allerdings 
am 15. Juli noch fortgeführt werden und es ist 
nicht von der Hand zu weisen, dass die Eska-
lation der Streikdemonstration unter dem 
Motto »Inflationsmonster stoppen!« in ur-

sächlichem Zusammenhang mit der einsamen 
Entscheidung des Hamburger Arbeitsgerichts 
stand. Aus der Demonstration heraus soll es 
laut Polizei zu Flaschenwürfen gekommen 
sein, diese wiederum hat Pfefferspray einge-
setzt und soll auch geschlagen und getreten 
haben  – Bilder, die für einen Streik in 
Deutschland recht ungewöhnlich sind.

ver.di fordert für die rund 12.000 Beschäf-
tigten in den 58 tarifgebundenen Betrieben in 
Niedersachsen, Bremen und Hamburg eine 
Erhöhung der Entgelte um 1,20 Euro pro 
Stunde sowie einen tatsächlichen Inflations-
ausgleich in Höhe von 7,4 Prozent bei einer 
Laufzeit des Tarifvertrages von zwölf Mona-
ten. Zudem fordert ver.di die Erhöhung der 
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B erlin, Frankfurt, Tübingen ‒ mit diesen 
Orten wird die 1968er Bewegung ver-

bunden. Kaum jemand wird ausgerechnet 
Speyer mit dem Aufbruch vor mehr als 50 
Jahren in Verbindung bringen. Dabei hatte 
dieser auch dort Spuren hinterlassen, wie in 
dem kürzlich in der Buchmacherei erschie-
nenen Buch »Das andere 1968« beschrieben 
wird. Der Untertitel »Von der Lehrlingsbe-
wegung zu den Auseinandersetzungen am 
Speyer-Kolleg 1969-72« deutet an, dass Pe-
ter Birke mit seinen Interviewpartnern 
Wolfgang Hien und Herbert 
Obenland einen gleich in 
mehrfacher Hinsicht anderen 
Blick auf 1968 wirft. Nicht 
um Theoriedebatten in einer 
Universitätsstadt geht es da-
bei, sondern um den Kampf 
um Bildung auch für Kinder 
aus Arbeiter:innen-Familien 
in einer Stadt, die von der na-
hen Chemieindustrie geprägt 
war. Gleich am Anfang des 
Buches bringt Herbert Oben-
land diese Unterschiede präg-
nant auf den Punkt: »Das Be-
sondere an dieser Geschichte 
ist, dass es dort innerhalb ei-
ner relativ kurzen Zeit zu einer sehr, sehr 
starken Politisierung in einer Erwachsenen-
bildungseinrichtung [dem Speyer-Kolleg, 
Anm. d. Red.] gekommen ist. Sie hat weit 
über die Einrichtung hinausgegriffen, und 
die ganze Stadtbevölkerung einer mittelgro-
ßen Stadt ‒ ich glaube, Speyer hatte damals 
40.000 Einwohner – mit einbezogen« (S. 18).

	 Gegen das bürgerliche 
Bildungsprivileg

In dem Buch thematisieren Hien und Oben-
land einen wichtigen Inhalt der 1968-Bewe-
gung, der heute oft zu kurz kommt: den 
Kampf gegen das bürgerliche Bildungsprivi-
leg. Beide Autoren kommen aus Haushalten, 
in denen ein Abitur gesellschaftlich nicht 
vorgesehen war, sondern eher ein Leben in 
der Fabrik. Hien und Obenland aber verwei-
gerten sich, wie viele aus ihrer Generation, 
diesem scheinbaren Schicksal. Dabei kam ih-
nen entgegen, dass der Kapitalismus mehr 
gut ausgebildete Beschäftigte brauchte. Mitte 
der 1960er Jahren warnten auch kapital-
freundliche Politiker vor der deutschen Bil-
dungsmisere. Einrichtungen des zweiten Bil-
dungswegs wie das Speyer-Kolleg sollten 
Abhilfe schaffen. Hien und Obenland be-
schreiben, wie sie sich dieser Zurichtung an 
die Erfordernisse des Kapitalismus in den 
ideologischen Staatsapparaten verweigerten 
und Bildung als Mittel der gesellschaftlichen 
Emanzipation begriffen. »Es kamen dort 
Leute zusammen, die hatten ja schon eine 

Berufsausbildung, das war ja die Vorausset-
zung dafür, und in der Regel auch schon Ar-
beitserfahrung. Ich hatte beispielsweise ein 
dreiviertel Jahr in der BASF gearbeitet. […] 
Und nun sollten wir uns wieder an Schulti-
sche setzen und die Hefte auspacken und mit 
einer Perspektive wie ein Vierzehnjähriger 
oder ein Fünfzehnjähriger auf das schauen, 
was um uns herum und vor allem, was ganz 
vorne geschieht, und was man von uns will. 
Das war schon provozierend«, beschreibt 
Obenland die Zustände, die ihn und viele 

seiner Mitkollegiat:innen zu Protest und Wi-
derstand trieben. Dabei mussten sie in Wi-
derspruch zur Schulleitung und zu Politikern 
geraten, die Techniker:innen, aber keinesfalls 
Gesellschaftskritiker:innen ausbilden woll-
ten. Die Geschichte des Konflikts am 
Speyer-Kolleg beschreiben Hien und Oben-
land plastisch und kurzweilig, dezent geleitet 
von Peter Birke. Es ist gerade der Vorzug des 
Buches, dass Birke als Interviewer kaum 
sichtbar ist, weil die beiden Protagonisten 
das Gespräch souverän führen und sich sel-
ten in zu kleinteilige Details verzetteln.

Sehr anschaulich berichten Hien und 
Obenland auch, wie sie sich bereits als Aus-
zubildende bei der BASF politisierten. Sie 
waren Teil einer bundesweiten Lehrlingsbe-
wegung, über die heute selten berichtet wird. 
Erinnert sei da an die bahnbrechende Studie 
»Lehrzeit – keine Leerzeit«, in der der Histo-
riker David Templin die Lehrlingsbewegung 
in Hamburg in den Jahren 1968 – 1972 auf-
gearbeitet hat. Für die meisten anderen Regi-
onen steht eine solche historische Auseinan-
dersetzung noch aus. Hien und Obenland 
leisten im ersten Teil des Buches einen Bei-
trag zur Erforschung der Lehrlingsbewegung 
in Südwestdeutschland.

	 Von der Kollegiaten-Mitverwal-
tung zur Studierendenvertretung

Ihre dort gemachten Erfahrungen waren 
auch die Grundlage für die Reformbewegung 
am Speyer-Kolleg. Die meisten der Prota

Flaschenpost aus dem proletarischen 1968
›Klassenkampf‹ für selbstbestimmte Bildung am Speyer-Kolleg

Herbert Obenland, Wolfgang Hien,  
Peter Birke: »Das andere 1968. 

Von der Lehrlingsbewegung zu den Aus-
einandersetzungen am Speyer-Kolleg 

1969-1972«, Verlag Die Buchmacherei, 
Berlin 2022. ISBN: 978-3-9823317-37, 

252 Seiten, 15 Euro.

jährlichen Zulage für Beschäftigte in Vollcon-
tainerbetrieben um 1.200 Euro.

Das Verhalten des Hamburger Arbeitsge-
richts wie auch die Eskalation seitens der 
Staatsbüttel weist darauf hin, dass mit dem 
Streikrecht dann nicht viel anzufangen ist, 
wenn diese tatsächlichen ökonomischen Scha-
den anrichten könnten. Häfen sind bekannt-
lich nicht verlagerbare Nadelöhre in den glo-
balen Lieferketten. In diesem Sinne ist auch 
die Forderung von Arbeitgeberpräsident Dul-
ger nach einem streikbrechenden Notstand zu 
verstehen: Die Krankenhausstreiks hatten 
Herrn Dulger weniger gestört, aber bei Häfen 
hört der Spaß nun wirklich auf… Hafenar
beiter:innen haben unter tinyurl.com/Hafen-

streik eine Petition aufgesetzt, die den bezeich-
nenden Titel »Gegen jede Einschränkung des 
Streikrechts!« trägt.

(LabourNet, Homepage Rolf Geffken, 
 Klasse gegen Klasse, Sozialistische Organisation 

 Solidarität – SOL)

Dänemark:  
Erfolgreicher »wilder« Streik
»Zwei wichtige Lehren« zieht »chefduzen«, das 
»Forum der Ausgebeuteten«, aus dem »wilden« 
Streik von 500 migrantischen (osteuropä
ischen) Bauarbeitern beim Bau der Fehmarn-
belt-Querung, einem Tunnel von der 
dänischen Insel Lolland nach Deutschland: »1. 
Kampfeswillen + Mut + Solidarität sind stär-

ker als die Streikgesetzgebung; 2. Migranten 
sind eine treibende Kraft bei Klassenkämpfen 
in Europa«. Überwiegend polnische Bauarbei-
ter waren am 28. Juni in den Streik getreten, 
um die gleichen Löhne wie ihre dänischen 
Kollegen zu fordern. Einige dänische Kollegen 
schlossen sich an. Das zuständige Arbeitsge-
richt in Kopenhagen verurteilte die Streiken-
den am 30. Juni zu einer Geldstrafe von je ca. 
500 Euro wegen Verletzung der Friedens-
pflicht. Der Streik ging, unterstützt von der 
dänischen Gewerkschaft 3F und in Polen be-
gleitet von der IP, dennoch weiter. Am 2. Juli 
zeigte sich der Bauherr, das internationale 
Baukonsortium Femern Link Contractors 
(FLC), zu Verhandlungen bereit. Das Ergebnis 

laut einem Streikteilnehmer: Die Arbeiter 
werden an ihren Arbeitsplatz zurückkehren, 
der Lohn wird zukünftig alle 14 Tage gezahlt, 
die Arbeiten werden zu einem neuen Tarifver-
trag mit angeglichenen Löhnen wieder aufge-
nommen, etwaige Lohnabzüge (für die Con-
tainerwohnungen) werden auf den Belegen 
vermerkt, es wird ein überparteilicher Aus-
schuss zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen eingesetzt und – niemand wird wegen der 
Teilnahme am Streik entlassen. Auch eine 
Betriebsratsgründung soll angestoßen werden. 

(LabourNet, chefduzen)

gonist:innen hatten einen linksgewerkschaft-
lichen Hintergrund, der sie motivierte, für 
eine Selbstverwaltung an den Arbeitsstellen 
und auch in den Bildungseinrichtungen. Mit 
der Zwischenüberschrift »Von der Kollegia-
ten-Mitverwaltung zur Studierendenvertre-
tung« wird dieser Anspruch präzise ausge-
drückt. Sie wollten auch darüber entschei- 
den, welche Lehrenden am Kolleg unter- 
richten und welche Referent:innen sie auf 
ihre Veranstaltungen einladen wollten. An 
dieser Frage eskalierte der Streit, als der 

Schulleiter einem von der Studierendenver-
tretung eingeladenen Psychologen Hausver-
bot erteilte, das er und die Kollegiat:innen 
aber souverän ignorierten. Hier wird auch 
deutlich, wie ausgeprägt die Zivilcourage un-
ter den Kollegiat:innen war, die nicht bereit 
waren, sich einem für sie unverständlichen 
Verbot zu beugen. Der Höhepunkt der Aus-
einandersetzung am Speyer-Kolleg war die 
Diffamierung der Selbstverwaltung als links-
extremistische Unterwanderung – ein Tenor, 
an dem der damalige CDU-Vorsitzende von 
Rheinland-Pfalz Helmut Kohl sowie andere 
konservative Politiker:innen und Medien 
mitwirkten. »Es war praktisch nicht mehr 
die Rede von Kollegiaten, die eine Reform 
wollten, sondern der Haupttenor war: Es 
sind Unterkämpfer im Kolleg, die sich dort 
eingenistet haben. Auf Kosten der Steuerzah-
ler« (S. 182), bringt Obenland die Kampa-
gne auf den Punkt, mit der die Konservati-
ven den gesellschaftlichen Aufbruch in 
Speyer in die Schranken weisen wollten. 
Doch die Bildungsreformer:innen bekamen 
auch Unterstützung aus Teilen der SPD und 
vor allem aus den Gewerkschaften. »Es gab 
Solidaritätserklärungen u.a. von den 
Jungsozialist:innen, der DGB-Jugend, den 
Vertrauensleuten der ehemaligen IG Druck, 
den Vertrauensleuten der IG-Metall bei 
VFW Fokker, dem DGB-Vorsitzenden« 
(S. 185), beschreibt Hien die betriebliche 
Unterstützung für den Kampf der Kolleg-
Reformer:innen. Die Gewerkschafter hatten 
erkannt, dass es hier um den Kampf gegen 
das bürgerliche Bildungsprivileg und für die 

Demokratisierung der Betriebe, aber auch 
der Bildungseinrichtungen ging. Die Koope-
ration ist auch deshalb zustande gekommen, 
weil viele Kollegiat:innen bereits in ihrer 
Ausbildungszeit linke Betriebsarbeit gemacht 

haben. Ein Kapitel widmet 
sich dem von einer Sozialis-
tischen Betriebsgruppe 
(SBG) herausgegebenen Be-
triebsreport (S. 103ff ), der 
1970 im Umfeld des Repu-
blikanischen Clubs Speyer 
entstanden war und für ei-
nige Jahre ein Sprachrohr 
für linke Betriebspolitik 
wurde. Dort wurde auch 
immer wieder über beson-
ders krasse Ausbeutungsver-
hältnisse in den Betrieben 
informiert. So hatte der Be-
triebsreport aufgedeckt, dass 
die Beschäftigten auf einer 

Schiffswerft am Rhein keine Toiletten hat-
ten. »Daraus habe ich dann einen vierseiti-
gen Artikel gemacht, mit der Forderung von 
menschenwürdigen Arbeitsbedingungen und 
auch Klos« (S. 108), erinnert sich Hien.

	F ür die Erforschung 
des proletarischen 1968

Auch wenn die Kämpfe um Reformen am 
Speyer-Kolleg von den Konservativen ausge-
bremst wurden und von einem Erfolg der 
Linken nicht die Rede sein kann, ziehen 
Hien und Oberland doch ein positives Fazit 
ihres Engagements. Obwohl sich ihre politi-
schen und beruflichen Wege zwischenzeitlich 
auseinanderentwickelt haben, gaben beide 
ihr Engagement für eine Welt ohne Ausbeu-
tung und Unterdrückung nicht auf. Die 
Kämpfe in der Lehrlingsbewegung und am 
Speyer-Kolleg waren für sie auch ein Lern-
prozess. Hien gehörte als Arbeits- und Ge-
sundheitswissenschaftler zu den Mitbe- 
gründer:innen einer Arbeiter:innen-Gesund- 
heitsbewegung in Deutschland.

Das Buch gibt einen hervorragenden 
Überblick über eine Zeit, als über Gesell-
schaftsfragen nicht im Theater und Kultur-
betrieb, sondern in den Fabriken und den 
Schulen gestritten wurde. Zudem erinnert es 
an Publikationen und Kämpfe von linken 
Arbeiter:innen, über die unbedingt weiter 
geforscht werden sollte, damit das proletari-
sche 1968 nicht in Vergessenheit gerät.
* Peter Nowak lebt als freier Journalist in Berlin.
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V orab: Das Buch von Søren Mau ist von 
der ersten bis zur letzten Seite lesens-

wert. Aber als besonders fruchtbar für die 
linksgewerkschaftliche Debatte erscheint die 
Dreiteilung, die er gleich zu Anfang seines 
Buches unternimmt: Bereits auf den ersten 
Seiten macht er deutlich, dass seine Untersu-
chung des »stummen Zwangs«, also der öko-
nomischen Macht, die das Kapital über die 
Menschen ausübt, weil sie keine anderen 
Möglichkeiten haben, ihr Überleben zu si-
chern, als die eigene Haut zu Markte zu tra-
gen, nur eine von drei Formen ist, in denen 
im Kapitalismus Macht über Menschen aus-
geübt wird. Diese stellt er in eine Reihe ne-
ben zwei andere Machtformen, die in der 
kritischen Theorie des 20. Jahrhunderts oft 
so sehr in den Fokus gerückt wurden, dass 
man den Eindruck bekommen konnte, es 
handelt sich dabei um die beiden einzigen 

Formen von Macht. Die Rede ist zum einen 
von der Gewalt (bzw. dem Zwang, der Re-
pression usw.), wie sie heutzutage üblicher-
weise durch den Staat ausgeübt wird, und 
zum anderen von der Ideologie (dem Kon-
sens, den Diskursen usw.), also all denjeni-
gen Machttechnologien, die dafür sorgen, 
dass erwünschtes Verhalten verinnerlicht und 
ganz ohne Zwang ausgeführt wird. 

Søren Mau vermeidet mit seinem Ansatz 
die in seinen Augen nur vermeintliche Gret-
chenfrage, welche dieser drei Machtformen 
sich als »die wichtigere«, als »die bestim-
mende« Form darstellt. Damit schafft er die 
Voraussetzungen dafür, dass sein Buch wei-
testgehend ohne den ermüdenden Schlagab-
tausch auskommen kann, der die Auseinan-
dersetzungen zwischen wertformtheoreti- 
schen und hegemonietheoretischen Analysen 
in den vergangenen Jahrzehnten oft geprägt 
hat. Mau betont im Gegenteil, dass für ihn 
kein Zweifel daran bestehe, »dass der Kapita-
lismus ohne die ständige Präsenz ideologi-
scher und repressiver Macht unmöglich 
wäre. Aber zur Macht des Kapitals gehört 
mehr als das. Sowohl Gewalt als auch Ideolo-
gie sind Formen der Macht, die sich direkt 
an das Subjekt wenden, entweder indem sie 
die Körper unmittelbar zu bestimmten Din-
gen zwingen oder indem sie die Art und 
Weise prägen, wie diese Körper denken. 
Ökonomische Macht hingegen spricht das 
Subjekt nur indirekt an, indem sie auf seine 
Umwelt einwirkt« (S. 17). 

Dieser indirekten Macht, die er in Anleh-
nung an ein berühmtes Marxzitat am Ende 
des Kapital-Kapitels zur Ursprünglichen Ak-
kumulation (MEW 23, S. 765) mal als »den 
stummen Zwang«, mal als »die ökonomische 
Macht« bezeichnet, geht er im Verlaufe des 
Buchs dann genauer nach und erarbeitet in 

intensiver Auseinandersetzung mit verschie-
densten Autor:innen des 20. Jahrhunderts 
zunächst eine eigene Theorie der Macht.  
Dabei untersucht er nicht nur ausdrücklich 
»marxistische« Theorien. Er setzt sich z.B. 
auch intensiv mit den Arbeiten von Michel 
Foucault auseinander, dessen »Feindseligkeit 
gegenüber dem Marxismus«, er überzeugend 
als (zutreffende) Kritik an den holzschnittar-
tigen ML-Predigten der kommunistischen 
Organisationen der siebziger Jahre entschul-
digt – allerdings nicht ohne seinem machtfo-
kussierten Werk eine Leerstelle ausgerechnet 
für die Macht des Privateigentums zu attes-
tieren. So arbeitet er sich auch an Michael 
Hardt und AntonioNegri und sogar an Gior-
gio Agamben ab – stets konstruktiv und fast 
immer wohlwollend (Ausnahme: Judith But-
ler, die er lediglich an einer Stelle kurz er-
wähnt und als Idealistin charakterisiert) und 

ohne das in linken Theoriebänden übliche 
Bedürfnis nach Abgrenzung durch Attacke.

Im Anschluss daran stellt er dar, warum 
die ökonomische Macht als eine eigene 
Machtform verstanden werden muss, die 
weder als Phänomen staatlicher Herrschaft, 
noch als ideologischer Effekt subsumiert 
werden kann. Dabei entwickelt er eine »sozi-
ale Ontologie der ökonomischen Macht«, in 
der er das Marx‘sche Grundkonzept des im 
Doppelsinn freien Lohnarbeiters (MEW 23, 
S. 741) als Ergebnis der Trennung der 
Produzent:innen von ihren Produktionsmit-
teln konsequent zu Ende denkt und zu einer 
modernen Seinsbedingung des menschlichen 
Wesens macht, da »menschliche Individuen 
bereits auf der Ebene ihrer körperlichen Or-
ganisation in ein Geflecht sozialer Beziehun-
gen eingebunden sind, die ihnen den Zu-
gang zu den Bedingungen ihrer Reproduk- 
tion vermitteln« (S. 107). Wer diesen 
Zugang kontrolliert, kontrolliert die Exis-
tenzbedingungen all derjenigen Menschen, 
die keine andere Möglichkeit zur Sicherung 
ihres Überlebens haben. Das ist ökonomi-
sche Macht auf ihrer höchsten Abstraktions-
ebene.

Eine Stufe konkreter stellt Mau dann an-
hand des – wiederum Marx‘schen – Begriffes 
der reellen Subsumtion dar, wie diese Macht 
im Betrieb zur konkreten Despotie wird. 
Hier sitzt er allerdings einem kleinen Irrtum 
auf. Er lehnt es ab, diese Despotie als eine 
personelle Macht, also als eine konkrete 
Form von Machtausübung zwischen be-
stimmten Menschen zu begreifen, und ver-
weist mit Marx darauf, dass sich der Arbeiter 
zwar an »das Kapital« verkaufen muss, »aber 
nicht an einen bestimmten Kapitalisten«. 
Diese Aussage ist zwar abstrakt zutreffend, 
verkennt aber die auf dieser Betrachtungs-

ebene bereits zum Tragen kommenden 
Hemmnisse, die die rechtlich bestehende 
Mobilität der einzelnen Arbeiter:innen fak-
tisch zunichtemachen, weil sie ihre Arbeit
geber schlicht nicht (bzw. nur unter hohem 
Aufwand oder mit ungewissen Erfolgsaus-
sichten) wechseln können – etwa ihres fort-
geschrittenen Alters oder der Strukturschwä-
che ihrer Region wegen – und daher den 
Launen ihrer Vorgesetzten ausgeliefert sind. 
Der Qualität des Kapitels im Übrigen tut das 
allerdings keinen Abbruch.

Für die gewerkschaftspolitische Debatte 
birgt Maus’ Unterscheidung von staatlicher, 
ideologischer und ökonomischer Macht trotz 
ihres denkbar hohen Abstraktionsniveaus 
durchaus einiges Potenzial. Denn schließlich 
glühen zwar unglaublich viele, längst aber 
nicht alle Beschäftigte vor Begeisterung für 
ihre Brötchengeber. Die Kategorie des stum-

men Zwangs ermöglicht Antworten auf die 
Frage, warum auch Beschäftigte morgens 
pünktlich zur Arbeit erscheinen, die nicht 
nur ihre Arbeit, sondern auch ihre Vorgesetz-
ten mit jeder Faser Ihres Körpers hassen. 
Und auch die Frage nach den Interdepen-
denzen zwischen staatlichem Handeln (hier 
vor allem: Arbeitsgesetzgebung und -recht-
sprechung), neoliberalem Zeitgeist und dem 
Bedürfnis der Beschäftigten nach Sicherung 
ihres Lebens(-standards) birgt viel Potenzial 
für die gewerkschaftliche Strategiedebatte.

Auf den ersten oberflächlichen Blick hin 
mögen Maus‘ Ausführungen als Kapital-
Wiederholungskurs erscheinen. Bei genaue-
rem Hinsehen entpuppen sie sich jedoch als 
kreative Neuzusammenfügungen, mit denen 
Marx‘ Thesen erfolgreich auf den Prüfstand 
des 21. Jahrhunderts gestellt und mit der 
zeitgenössischen kritischen Gesellschaftsthe-
orie versöhnt werden. Die Unterscheidung 
der drei Machtformen gestattet es Mau, das 
Marx‘sche Werk kompatibel zu machen mit 
verschiedensten Ansätzen, staatliche oder 
ideologische Herrschaft zu deuten, ohne da-
bei leidige Vorrang-Fragen klären zu müssen. 
Dass er das in einem so klaren und leicht 
verständlichen Schreibstil tut, dass man das 
Buch auch noch mit Freuden liest (einige 
Grundkenntnisse vorausgesetzt), lädt zur 
Weiterempfehlung ein. 

* Daniel Weidmann arbeitet als Rechtsanwalt in Berlin.

Besiegelte Herrschaft
Søren Maus’ »Stummer Zwang« stellt Marx auf den  
Prüfstand des 21. Jahrhunderts – von Daniel Weidmann*

Søren Mau: »Stummer Zwang.  
Eine marxistische Analyse der ökonomi-

schen Macht im Kapitalismus«,  
Dietz: Berlin 2021, ISBN 978-3-320-
02384-3, 360 Seiten, 29,90 Euro.

Dringliches

Organizing in NGOs
Das kennt man ja: Gerade dort, wo für eine 
bessere Welt und auch für bessere Arbeitsbedin-
gungen gekämpft wird, steht es um eben diese 
nicht besonders gut. Mit dem Argument »Es 
geht ja um die Sache« werden leider immer wie-
der unbezahlte Überstunden und schlechte 
Löhne legitimiert. Bei der Veranstaltung: »Na 
herzlichen Glückwunsch! Vernetzungs- und 
Organizingtreffen zum Aufbau von Gegen-
macht in NGOs«, soll es genau darum gehen. 
Das Treffen zielt auf einen Austausch über 
schlechte und unsichere Arbeitsbedingungen 
und möchte Menschen zusammenbringen, die 
versuchen, sich in ihren NGOs zu organisieren.
Zeit: Freitag, 7. Oktober, 18.00 Uhr bis Sams-
tag, 8. Oktober, 19.00 Uhr
Ort: Frankfurt a.M.
Anmeldung: glueckwunsch@riseup.net 
(bis 1. August)
Weitere Informationen: www.twitter.com/
NaGlueckwunsch; www.instragram.com/ 
naglueckwunsch

Die Schildkröte feiert  
Geburtstag
Bereits in der letzten Ausgabe haben wir euch 
herzlich zu unserer Geburtstags-Tagung im 
Oktober eingeladen. Aber wie gesagt, wir wol-
len an diesem Tag nicht nur feiern, sondern uns 
auch an einem Generationendialog zum The-
ma Organizing versuchen. Dafür werden wir 
verschiedene Ansätze aus dem Gewerkschafts-
bereich mit Organizing-Konzepten politischer 
Initiativen aus der Sozialen Arbeit und solidari-
schen Stadtteil-Gruppen, »alten« linken Kon-
zepten wie militanten Befragungen und dem 
Arbeitsfeldansatz zusammen bringen. Aber kei-
ne Angst vor Frontalunterricht. Wir planen 
regen Streit und Diskussion. Anschließend 
wird genug Zeit sein, gemeinsam anzustoßen, 
denn das hat sich die alte Schildkröte sicherlich 
verdient. Also meldet euch an und kommt vor-
bei, wir freuen uns auf euch.
Es sprechen u.a.: Florian Wilde (Rosa-Luxem-
burg-Stiftung), Katja Barthold (Podcast Klas-
senfrage), Yanira Wolf (ver.di), Slave Cubela 
(IG Metall) sowie Mitglieder der Redaktion 
Widersprüche.
Wann: 8. Oktober, 10.30 bis 17.00 Uhr
Wo: Osthafenforum, medico Haus, Lindleystraße 
15 (gegenüber Nr. 11), 60314 Frankfurt am 
Main (www.osthafenforum.de/anfahrt)
Veranstalter: AFP e.V., Redaktion express, 
Redaktion Widersprüche, Rosa Luxemburg Stif-
tung
Anmeldung: express-afp@online.de 
(bis 15. September 2022)

Zweite Strategiekonferenz  
der VKG
Vom 8.-9. Oktober findet in Frankfurt a.M. die 
zweite Strategiekonferenz der Vernetzung für 
kämpferische Gewerkschaften (VKG) statt. 
Während in den letzten zwei Jahren die Profite 
der Unternehmen stiegen und die Reichen 
immer reicher wurden, haben Regierung und 
Kapital der lohnabhängigen Bevölkerung Real-
lohnverluste aufgenötigt. Dabei zeigt sich auch, 
dass die Gewerkschaftspolitik in eine tiefe Krise 
geraten ist. Viel zu oft reagieren die großen 
Gewerkschaften mit Zurückhaltung und versu-
chen größere Konflikte zu vermeiden. Nun ste-
hen wir durch die massive Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten vor einer Zeit, die für 
viele Menschen harte Einschränkungen bedeu-
tet. Anstatt in Soziales, Gesundheit, Bildung, 
Klima und Bekämpfung der Armut zu investie-
ren, gibt die Bundesregierung lieber Milliarden 
für das Militär aus. Bei der Konferenz soll 
gemeinsam diskutiert und beraten werden, wie 
die Gewerkschaften zu einem dringend nötigen 
Kurswechsel bewegt werden können, um einen 
weiteren Sozialkahlschlag zu verhindern.
Zeit: Samstag, 8. Oktober, 11.00 Uhr bis 
Sonntag, 9. Oktober, 13.30 Uhr
Ort: Haus Ronneburg/Saalbau, Gelnhäuser 
Str. 2, Frankfurt a.M.
Veranstalter: Vernetzung für Kämpferische 
Gewerkschaften
Anmeldung und Infos: https://vernetzung.org
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I m Museum der Arbeit in Hamburg wird 
noch bis zum 3. Oktober 2022 die Son-

derausstellung »Streik! Fotogeschichten von 
Arbeitskämpfen« gezeigt. Sie entstand in Zu-
sammenarbeit mit dem Ruhr-Museum in 
Essen.

Es handelt sich um Bildstrecken von zehn 
Arbeitskämpfen aus den Jahren 1966 bis 
2021. Die Fotograf:innen waren nah an den 
Auseinandersetzungen dran, teilweise waren 
sie selbst daran beteiligt. Dadurch entstan-
den authentische Bilder, die 
Solidarität und Selbstbewusst-
sein, aber auch Wut, Verzweif-
lung und Ängste zeigen. Denn 
bei den dokumentierten Ar-
beitskämpfen handelt es sich 
nicht um »normale« Tarifausei-
nandersetzungen. So geht es 
bei vier der Bildstrecken um 
Arbeitsplatzabbau bzw. Be-
triebsschließungen, also um die 
materielle und soziale Existenz 
der Beschäftigten. 

Am Anfang der Ausstellung 
wird das besonders deutlich: 

Zwei Fotoserien handeln 
von dem fast einjährigen Streik 
der britischen Bergarbeiter 
1984/85, der sich gegen die 
Schließung von Zechen und 
die Vernichtung von 20.000 
Arbeitsplätzen richtete. Die da-
malige Premierministerin Mar-
gret Thatcher wollte damit ein 
Exempel ihrer neoliberalen Po-
litik statuieren. Auf den Fotos 
sind die militanten Auseinan-
dersetzungen mit Streikbre-
chern und Polizei zu sehen, die 
zentrale Rolle der Bergarbeiter-
frauen bei der Unterstützung 
des Streiks, aber auch das 

Elend. Bilder, auf denen streikende Kumpels 
im Winter 1984/85 auf den Abraumhalden 
nach brauchbarer Kohle zum Heizen graben, 
können niemanden kalt lassen.

Korrespondierend lassen sich dazu die Fo-
tografien über die Proteste gegen die Ze-
chenstilllegungen im Ruhrgebiet ab 1966 
»lesen«. Sie zeigen vor allem Demonstratio-
nen, Protestversammlungen und den weh-
mütigen Abschied nach der letzten Schicht. 
Auch hier spielen die Frauen und Familien 

der Kumpel eine unterstützende Rolle. Aber 
im Vergleich zum britischen Bergarbeiter-
streik wirkt die Szenerie fast friedlich. Das 
mag an der Perspektive der Fotografen, an 
den unterschiedlichen Kampftraditionen 
oder an der Rolle der Politik liegen. Anders 
als in Großbritannien gab es beim »Zechen-
sterben« im Ruhrgebiet nämlich Unterstüt-
zung aus der Politik – wohl auch ein Ergeb-
nis der Massenproteste. So wurde der 
Arbeitsplatzabbau im Steinkohlebergbau ab 

1968 durch die Gründung der 
Ruhrkohle AG und staatliche 
Hilfen zumindest abgefedert.

Zwei weitere Fotoserien bezie-
hen sich auf Arbeitskämpfe im 
Zusammenhang mit der Stahl- 
bzw. Werftenkrise: bei Krupp 
Rheinhausen und HDW in 
Hamburg. Sie lassen die Be trach-
ter:innen nahe am betrieblichen 
bzw. regionalen Geschehen teil-
haben.

Das gilt auch für die zwei auf-
einander bezogenen Bildstrecken 
der »wilden« Streiks bei Pierburg 
in Neuss und Ford in Köln 1973, 
die von Migrant:innen initiiert 
wurden. Das Besondere bei Pier-
burg wird sichtbar: Es streiken 
die ausländischen Frauen gegen 
die miese Bezahlung in den 
»Leichtlohngruppen« – und sie 
waren erfolgreich, weil sich auch 
andere deutsche Beschäftigte und 
der Betriebsrat mit ihnen solida-
risieren. Bei Ford dagegen fand 
keine Solidarisierung statt und 
der Streik bzw. die Betriebsbeset-
zung von 8.000 Kollegen für 
mehr Urlaub wurde nach weni-
gen Tagen gewaltsam beendet.

In der Ausstellung werden 

noch weitere Auseinandersetzungen fotogra-
fisch dokumentiert, 

	 die Proteste der »Sans-papiers« 1996 in 
Paris, 
	 der Streik von 3.000 Minenarbeitern der 
Platinmine Marikana in Südafrika 2012, 
der von der Polizei gewaltsam niederge-
schlagen wurde, 
	 der Streik bei Neupack in Hamburg-Stel-
lingen 2012 um einen Tarifvertrag, bei 
dem die Beschäftigten mit einer außeror-
dentlich gewerkschaftsfeindlichen 
Geschäftsführung zu tun hatten. Dort gab 
es auch Konflikte zwischen Belegschaft 
und IG BCE über die richtige Arbeits-
kampfstrategie.

Der jüngste präsentierte Arbeitskampf ist der 
der Riders in Berlin und Hamburg gegen die 
prekären Arbeitsbedingungen bei Gorillas 
und Konsorten.

Leider haben andere Streiks aus jüngerer Zeit 
keinen Eingang in die Ausstellung gefunden. 
So wäre z.B. eine Fotoserie über die Streiks 
von ver.di im Sozial- und Erziehungsdienst 
2009 bzw. 2015 eine Bereicherung gewesen. 
Aber auch so ist »Streik! Fotogeschichten von 
Arbeitskämpfen« eine sehenswerte Ausstel-
lung. Sie regt zum Erinnern, zum Nachden-
ken und zum Mitfühlen an – ein gutes Stück 
anschauliche Sozialgeschichte.

Weitere Informationen: https://shmh.de/de/ausstellungen/
ausstellung-streik

Anschauliche Sozialgeschichte
Fotogeschichten von Arbeitskämpfen im Hamburger Museum für Arbeit – von Ulrich Maaz

Begleitveranstaltung

»Ihr Kampf ist unser Kampf«: Migrantische 
Streiks bei Pierburg und Ford 1973

Filmscreening & Gespräch mit Zeitzeug*innen 

24. September 2022, 18 Uhr

Vorher von 16:30 – 17:30 Uhr Führung 
durch die Ausstellung.

https://shmh.de/de/filmscreening-ihr-kampf-
ist-unser-kampf

dringliches

Br-mobbing-konferenz in 
mannheim
Am 15. Oktober findet in Mannheim die neunte 
Konferenz »Betriebsräte im Visier« statt.
Auch diesmal soll die Konferenz ein Forum zum 
Erfahrungsaustausch bieten und die bundesweite 
Zusammenarbeit gegen BR-Mobbing stärken. Bei 
den diesjährigen BR-Wahlen kam es, wie immer, 
zu massiven Einschüchterungsversuchen durch 
Arbeitgeber:innen gegen Betriebs- und Personal-
räte. Mit der üblichen Palette von Bossing bis 
Mobbing wurden demokratisch gewählte Gremi-
en delegitimiert und unter Druck gesetzt. Die 
Konsequenzen für die betroffenen Kolleg:innen 
sind verheerend und zielen auch immer darauf ab 
ganze Belegschaften einzuschüchtern. Eben dage-
gen braucht es eine starke gewerkschaftliche 
Gegenmacht. Meldet euch rechtzeitig an, denn die 
Zahl der Plätze ist begrenzt.
Zeit: Samstag, 15. Oktober, 13.00 bis 19.00 Uhr 
Ort: Gewerkschaftshaus, Hans-Böckler-Str. 1, 
68161 Mannheim
Veranstalter: Komitee »Solidarität gegen BR-
Mobbing!« Mannheim u.a.
Anmeldung und Infos: https://gegen-br-mobbing.
de/konferenz-br-im-visier

lohn und Erde
Gewerkschaften stehen im Spannungsfeld zwi-
schen Arbeit und Nachhaltigkeit: Ihre Aufgabe ist 
es, die Arbeitsplätze ihrer Mitglieder zu erhalten 
und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Gleichzei-
tig sind viele dieser Arbeitsplätze Teil nicht-nach-
haltiger Branchen. Die Umstrukturierung und 
Neuorientierung dieser Arbeitsplätze bietet eines 
der größten Nachhaltigkeitspotenziale unserer 
Gesellschaft. Um den Weg für eine ökologische 
Transformation zu bahnen, ist es zentral, die Ziel-

konflikte zu überwinden und Gewerkschaften als 
Partner:innen für die Umsetzung eines sozial-öko-
logischen Umbaus der Gesellschaft zu gewinnen. 
Dabei muss auch das gegenwärtige Konzept von 
Arbeit hinterfragt und kritisch reflektiert werden.
Die Tagung »Lohn und Erde« des Next Economy 
Lab (NELA) und der Evangelischen Akademie 
Tutzing widmet sich im Dialog mit Umwelt- und 
Gewerkschaftsakteur:innen der Frage, wie Ziel-
konflikte von Gewerkschaften in der ökologischen 
Transformation aufgelöst werden können und wie 
Gewerkschaften und andere Akteur:innen zu 
einem aktiven Part der Transformation werden. 
Sie möchte Lösungswege für engagierte Arbeit-
nehmer:innen für brennende Konflikte entwi-
ckeln – sowohl auf inhaltlicher als auch auf kom-
munikativer und praktischer Ebene. Vorträge, 
Workshops und Reflexionsrunden vertiefen den 
gewerkschaftsübergreifenden Dialog zu Ökologie 
und sollen Netzwerke stärken und ausbauen. 
Wann: Freitag, 30. September, 18.00 bis Sonntag, 
2. Oktober, 12.30 Uhr
Wo: Evangelische Akademie Tutzing, Schloßstraße 
2+4, 82327 Tutzing
Veranstalter: Evangelische Akademie Tutzing, 
Next Economy Lab (NELA)
Informationen & Anmeldung: https://www.ev-
akademie-tutzing.de/veranstaltung/lohn-und-erde-
oekologische-gewerkschaftspolitik/?vstgid=0062023

leserliches

emanzipation
Die Zeitschrift emanzipation erscheint wieder ‒ 
aber in neuer Form. Wie früher erstellen die 
Kolleg:innen zwei Ausgaben im Jahr. Ab jetzt wer-
den diese als Pdf im Zeitungsformat auf der Web-
seite zur Verfügung gestellt. Die wichtigste Neue-
rung besteht in einem wöchentlich aktualisierten 
Blog und einer automatisierten Zeitschriften-
schau. Auch wenn das Format sich geändert haben 

mag, am Anspruch von emanzipation wird nicht 
gerüttelt. Die Zeitschrift stellt eine wichtige Dis-
kussionsplattform für gesellschaftliche und politi-
sche Strategien linker Bewegungen da und arbeitet 
weiter daran, revolutionäre, ökosozialistische Per-
spektiven zu entwickeln. Dabei gilt es, den Kapi-
talismus als Produktionsweise und Herrschaftssys-
tem zu begreifen und seine sich ständig erneuern-
den Formen zu analysieren. Wir sind gespannt 
und freuen uns, dass es bei emanzipation weiter 
geht. https://emanzipation.org/

Gegen rassismus im Betrieb
Von Rassismus Betroffenen wird auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen Teilhabe verweigert oder 
erschwert. ver.di hat nun eine Handlungshilfe in 
Form einer Broschüre zusammengestellt, die dabei 
helfen soll, gegen rassistische Diskriminierung am 
Arbeitsplatz vorzugehen. Diese beschreibt sowohl 
rechtliche Möglichkeiten von Personal- und 
Betriebsräten, Formen konkreter Unterstützung 
für Betroffene durch solidarische Kolleg:innen als 
auch Handlungsmöglichkeiten für Kolleg:innen, 
die von Rassismus betroffen sind. ver.di möchte so 
einen Beitrag leisten für ein gutes Betriebsklima, 
in dem sich alle sicher fühlen können.
Download und Bestellmöglichkeit: https://arbeits
markt-und-sozialpolitik.verdi.de/politikfelder/
migrationspolitik/handlungshilfe-gegen-rassismus

crowdfunding für den unrast-Verlag
Auch wir haben es bereits deutlich gemerkt: Auf-
grund von Entwicklungen auf dem Weltmarkt 
und dem Krieg in der Ukraine (Papierkrise, Ener-
giepreise etc.) sind die Druckkosten für Zeitungen 
wie auch Bücher stark gestiegen. Gleichzeitig 
haben Leser:innen wegen der hohen Inflation 
weniger Geld über und der Umsatz ist eingebro-
chen. Deshalb hat der Unrast Verlag ein Crowd-
funding zur Unterstützung bei den Druckkosten 

seines Herbstprogramms gestartet. Er bittet alle 
Leser:innen und all jene, denen unabhängiges, kri-
tisches und solidarisches Verlegen wichtig ist, um 
Hilfe.
Das Crowdfunding hat eine Laufzeit von mindes-
tens sechs Wochen. Es werden signierte Bücher, 
Bücher-Pakete mit limitierten Dankeschöns, eine 
Vorbestellung der Novitäten zum Spendenpreis, 
Raritäten aus dem Verlagsleben, Produkte anderer 
solidarischer Kollektive u.v.m. angeboten.
Weitere Informationen: https://unrast-verlag.de/
index.php/crowdfunding
Spenden: https://www.startnext.com/unrast

Probeexemplar oder Abo: 
www.graswurzel.net
twitter: @graswurzelrevo1 
insta: @graswurzelrevolution
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»Als mir ‒ sehr spät! ‒ die katastropha-
len Ausmaße des Klimawandels be-

wusst wurden, wollte ich versuchen, alles, 
was ich in meinem Leben als Medienaktivis-
tin gelernt habe, der Klimabewegung zur 
Verfügung zu stellen.« – So leitet Filmema-
cherin und Medienaktivistin Johanna Schell-
hagen den aktuellen Film »Der laute Früh-
ling« des Medienkollektivs labournet.tv ein. 
Das Statement spricht wohl allen, die sich 
der arbeitenden Klasse und ihren Kämpfen 
verbunden fühlen, aus den Herzen – zumin-
dest dem Rezensenten geht es nicht anders. 
Damit steht die »Klassenlinke« aber nicht  
allein: Laut aktuellen Umfragen ist die 
Hauptsorge der Bevölkerung momentan die 
wirtschaftliche Situation, die Klimakrise 
spielt nur eine untergeordnete Rolle. Dabei 
sind die Zahlen mehr als alarmierend: Seit 
der ersten Klimakonferenz von Rio 1992 
sind die CO2-Ausstöße um 60 Prozent ange-
stiegen. In den vergangenen 40 Jahren hat 
sich die Menge von Fischen, Säugetieren, 
Vögeln und Reptilien halbiert. Schon jetzt 
sind die Folgen des Klimawandels eine er-
hebliche Fluchtursache, 20 Millionen Men-
schen flohen im Jahr 2020 aus diesem 
Grund. Die Schweizer Wissenschaftlerin Ju-
lia Steinberger beschreibt in dem Film, dass 
die aktuelle Erwärmung uns bereits aus dem 
klimatischen Bereich des Holozäns, der 
Warmzeit der letzten 12.000 Jahre, herauska-
tapultiert – und damit aus der ökologischen 
Grundlage aller bisherigen menschlichen Zi-
vilisationsgeschichte seit Beginn des Acker-
baus und der Sesshaftwerdung.

Die Zitate aus den verschiedenen De-
monstrationen und Klimastreik-Aktionen, 
die der Film auch dokumentiert, machen 
eins klar: Die Klimabewegung hat längst ver-
standen, dass der Kapitalismus das Problem 
ist (siehe dazu auch express 12/2021, 
S. 8f.). Besonders deutlich wird das in 
dem Statement einer Demonstrantin, 
die eine Revolution einfordert, denn: 
die Herrschenden hätten rational 
längst die Ursachen und auch die 
akute Lage verstanden, seien aber 
dennoch nicht bereit zu handeln. 
Denn ein Handeln, dass dieser Krise 
gerecht werde, könne nur einen radi-
kalen Bruch mit dem jetzigen Wirt-
schaftssystem bedeuten: Kapitalismus 
funktioniere nicht ohne Wachstum, 
Wachstum funktioniere nicht ohne 
den Raubbau an der Natur und am 
menschlichen Körper – ebenjene 
»Ressourcen« sind nun aber am Ende. 
Das für den Kapitalismus unumgäng-
liche Wirtschaftswachstum und Kli-

maschutz (oder drastischer formuliert: das 
Überleben der Menschheit) sind letztlich 
einfach nicht kompatibel. Das ist keine 
linksradikale Position, das ist Ergebnis wis-
senschaftlicher Analyse.

Es gäbe, so Schellhagen als Off-Sprecherin 
etwa in der Mitte des Films, einen »blinden 
Fleck« in der Klimabewegung, denn: »Den 
Kapitalismus über den Haufen zu schmei-
ßen, ist nichts, was man nach Feierabend mit 
seinen Freund:innen macht«. Schellhagen 
setzt dagegen die Erfahrungen der argentini-
schen Revolte 2001, des arabischen Früh-
lings 2011 und der globalen Aufstände der 
Jahre 2018/19 einschließlich der Mobilisie-
rungen von Black Lives Matter und den 
Gilets Jaunes (die Riot-Theoretiker Joshua 
Clover ja auch als »frühen Klima-Riot« be-
zeichnet hatte). »Aber die interessante Frage 
zu einem Aufstand ist immer: Was kommt 
danach?« Gemeinsam mit Humangeograph 
Andreas Malm stellt sie fest, dass weder diese 
Aufstände noch die Institutionalisierung von 
Aufständen in Podemos, Syriza oder auch 
den US-amerikanischen Democratic Socia-
lists, nachhaltige Veränderungen brachten.

Und hier beginnt die eigentliche Bot-
schaft, die Johanna Schellhagen dem Film-
publikum vermitteln möchte: Bei Amazon 
tätige Aktivistinnen der polnischen Basisge-
werkschaft Inicjatywa Pracownicza (IP) len-
ken unsere Aufmerksamkeit auf die Produk-
tionssphäre als jener Sphäre, die erstens für 
die Aufrechterhaltung des Klimakillers Kapi-
talismus unumgänglich ist und in der sich 
zweitens jene für einen »System Change« un-
umgängliche Arbeitermacht bilden kann. 
Regierungen und Weltwirtschaft werden sich 
nicht durch gute Argumente von klimapoli-
tischen Maßnahmen überzeugen lassen und 
auch nicht, das hat die Klimabewegung mitt-

lerweile schmerzlich erfahren müssen, von 
noch so eindrucksvollen Massendemonstrati-
onen. Man muss sie zwingen, indem man 
wirtschaftlichen Schaden verursacht, kurz, 
aus den symbolischen Klimastreiks zu echten 
Streiks in der Produktion übergeht. »Die 
strukturelle Ohnmacht der Klimabewegung 
wird genauso lange anhalten, wie sie die 
strukturelle Macht der Arbeiter:innen igno-
riert«, fasst Schellhagen zusammen.

Nach 40 Minuten kumuliert der Film in 
einer animierten konkreten Utopie: nichts 
weniger als der sozialen Revolution in 
Deutschland im Jahr 2024, die sie letztlich 
dann auch mit ihren realen Interviewpart
ner:innen rückkoppelt. Schellhagens kleiner 
utopistischer (Verzeihung!) Ausflug benennt 
dabei zwar auch die unausweichlich folgende 
Repression, bleibt aber (gewollt) zu optimis-
tisch. Denn unterschätzt wird erstens das 
Widerstandspotential des »fossilen Faschis-
mus« – repräsentiert etwa durch Donald 
Trump, Jair Bolsonaro und natürlich Vladi-
mir Putin, aber auch der AfD – und zweitens 
das propagandistisch-einhegende Potential 
der »kalifornischen Ideologie«, respektive des 
»progressiven« Neoliberalismus – repräsen-
tiert von Typen wie Elon Musk, Jeff Bezos 
und marktwirtschaftlichen »grünen« Par-
teien. Letztlich geht es dabei um einen herr-
schaftsinternen Konflikt zwischen dem alten, 
»fossilen« und einem neuen Akkumulations-
regime des »grünen Kapitalismus«, wie der 
Jenaer Wirtschaftshistoriker Andreas 
Schmelzer im Film betont. Schmelzer betont 
auch, dass dieser »grüne Kapitalismus« nicht 
nur nicht Teil der Lösung ist, sondern das 
grundlegende Problem letztlich verschärft 
(wie uns etwa Elon Musk von Argentinien 
bis Brandenburg immer wieder verdeutlicht). 
Die »Klimaschutzlobby« möchte eben auch 

eine auf Wachstum basierende »marktge-
rechte Ökologie« oder, in den Worten 
Schellhagens »ansonsten so weiter machen 
wie bisher«.

Drittens, und das scheint mir das wesent-
lichste Hemmnis für eine nahe Klimarevolu-
tion sowohl im Jahr 2024 als auch im Jahr 
2034 oder zu einem beliebigen anderen Zeit-
punkt: »Die Frage der demokratischen gesell-
schaftlichen Aushandlung von allgemeinen 
Bedürfnissen erfordert gesellschaftlich und 
kulturell ein relativ stabiles geistiges Um-
feld«, wie Michael Buckmiller kürzlich in 
Anschluss an Karl Korsch formulierte (in Lu-
xemburg 1/2022, S. 80). Johanna Schellha-
gens Vorschlag dazu ist, wenn ich so sagen 
darf, erfrischend altbacken – sie plädiert für 
eine Betriebsintervention durch die Klima-
linke in strategisch relevanten Betrieben. 
Aber: Das dauert mehr als die zwei Jahre bis 
2024 und ist auch längerfristig kein Erfolgs-
garant.

Bekanntlich drängt aber die Zeit, während 
demokratische Prozesse genau diese aber 
brauchen. Es ist genau dieses, letztlich un-
auflösliche, Dilemma, das Teile der Klimabe-
wegung – dazu gehört der ausführlich zu 
Wort kommende schwedische Humanöko-
loge Andreas Malm ‒ auch zu autoritären 
Lösungen tendieren lässt.

Johanna Schellhagen thematisiert den 
springenden Punkt zum Ende ihres Films er-
neut mit ihren Gesprächspartner:innen von 
der polnischen IP und dem Westlondoner 
Angry Workers Kollektiv. Es geht letztlich 
darum, bereits im Hier und Jetzt nicht nur 
Feierabend- und Wochenend-Aktivist:innen 
zu mobilisieren, sondern sich mit den 
Arbeiter:innen an ihrem Arbeitsplatz zu or-
ganisieren, denn, so Kiran von den Angry 
Workers: »Wie sollen die Leute sich vorstel-

len können, eine soziale Revolu-
tion zu organisieren, wenn sie um 
Erlaubnis fragen müssen, wenn 
sie auf die Toilette gehen wollen?«

Torsten Bewernitz

labournet.tv: Der laute Frühling. 
Gemeinsam aus der Klimakrise. Buch, 
Regie, Produktion: Johanna Schellhagen. 
Berlin 2022.

Kommende Filmaufführungen unter  
https://de.labournet.tv/der-laute-fruehling-
termine

express und AFP e.V. organisieren in den 
kommenden Monaten Aufführungen in 
Frankfurt a.M. (voraussichtlich 18. August 
2022) und Mannheim (26. September 
2022, 19.00 Uhr im SWK, Fritz-Salm-
Straße 10). Ankündigung folgt auf 
genannter und unserer Homepage.

Klimaschützer in die Produktion!
Der labournet.tv-Film »Der laute Frühling« auf der Suche nach der Macht der Klimabewegung


